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Beginn der Sitzung: 9.02 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Guten Morgen! Ich eröffne die 29. Sitzung im 
11. Tagungsabschnitt des Niedersächsischen 
Landtages der 18. Wahlperiode. 

Tagesordnungspunkt 30: 
Mitteilungen der Präsidentin  

Ich darf die Beschlussfähigkeit des Hauses fest-
stellen. 

Auch heute haben wir ein Geburtstagskind in un-
seren Reihen, und zwar ist es der Abgeordnete 
Dirk Adomat. Herzlichen Glückwunsch, Herr Kolle-
ge! 

(Beifall) 

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 31; das ist die Fra-
gestunde. Anschließend setzen wir die Beratungen 
bis einschließlich Tagesordnungspunkt 35 in der 
Reihenfolge der Tagesordnung fort. Den Tages-
ordnungspunkt 36 haben wir bereits gestern be-
handelt. Die heutige Sitzung soll demnach gegen 
13.50 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 
Ihnen nunmehr der Schriftführer Herr Onay mit. 
Bitte! 

Schriftführer Belit Onay: 
Es haben sich entschuldigt: von der Landesregie-
rung Ministerpräsident Stephan Weil, von der SPD-
Fraktion Markus Brinkmann und Matthias Möhle, 
von der Fraktion der CDU Sebastian Lechner, von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Imke Byl, von 
der Fraktion der FDP Björn Försterling und von der 
Fraktion der AfD Herr Lilienthal. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Onay. - Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 31: 
Fragestunde  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 
voraus.  

Um dem Präsidium den Überblick zu erleichtern, 
bitte ich darum, dass Sie sich schriftlich zu Wort 
melden, wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möch-
ten.  

Wir beginnen mit der Frage der Fraktion der CDU 
zum Thema 

a) Welche Bedeutung hat das erfolgreiche Ab-
schneiden niedersächsischer Universitäten in 
der Exzellenzstrategie? - Anfrage der Fraktion 
der CDU - Drs. 18/1838  

Sie wird vorgetragen von dem Kollegen Jörg Hill-
mer. Bitte! 

(Unruhe) 

- Ich darf um etwas Ruhe bitten. - Einen kleinen 
Moment noch, Herr Kollege! - Vielen Dank. - Bitte! 

Jörg Hillmer (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich trage Ihnen die Frage der CDU-Frak-
tion zur Fragestunde vor:  

Welche Bedeutung hat das erfolgreiche Abschnei-
den niedersächsischer Universitäten in der Exzel-
lenzstrategie? 

Am 27. September 2018 wurden im Rahmen der 
Exzellenzstrategie bundesweit 57 Clusteranträge 
ausgewählt, die zum 1. Januar 2019 von Bund und 
Ländern gefördert werden. Ausgewählt wurden 
Bewerbungen der TU Braunschweig, der Universi-
tät Hannover, der MHH, der Universität Göttingen 
und der Universität Oldenburg. Da der Verbund 
von Universität Hannover und MHH sowie die TU 
Braunschweig jeweils mehrfach berücksichtigt 
wurden, können sie sich ab November 2018 für die 
zweite Förderlinie „Exzellenzuniversität“ bewerben. 

1. Welche Zwischenschritte sind bis zu einer er-
folgreichen Teilnahme der niedersächsischen Be-
werber in der Förderlinie „Exzellenzuniversität“ zu 
meistern, um auch in dieser Phase erfolgreich 
abzuschneiden? 

2. Welche Rolle spielt im Zusammenhang mit der 
Exzellenzstrategie der Wissens- und Technologie-
transfer, damit aus niedersächsischer Forschung 
innovative Produkte made in Niedersachsen ent-
stehen?  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01838.pdf


Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  29. Plenarsitzung am 26. Oktober 2018 
 

2532 

3. Welche Auswirkungen haben die Erfolge in der 
Exzellenzstrategie auf die forschungspolitischen 
Weichenstellungen in Niedersachsen? 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Hillmer. - Für die Lan-
desregierung antwortet Herr Wissenschaftsminister 
Thümler. Bitte! 

(Unruhe) 

- Herr Kollege Pantazis, vielleicht möchten Sie 
Ihren Austausch mit Ihrem Kollegen Herrn Bosse 
draußen fortführen? - Vielen Dank. 

Bitte, Herr Minister! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der 27. September 2018 wird uns als 
höchst erfolgreicher Tag für die Forschungsland-
schaft in Niedersachsen in Erinnerung bleiben.  

Sechs erfolgreiche Exzellenzcluster werden ab 
dem 1. Januar 2019 von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft in der Exzellenzstrategie zur 
Förderung der Spitzenforschung an Universitäten 
für sieben Jahre eine Förderung mit Bundes- und 
Landesmitteln erhalten.  

Dieser erfolgreiche Tag ist möglich geworden, weil 
an den antragstellenden Einrichtungen mit Unter-
stützung des Landes intensive und lange Vorarbei-
ten geleistet wurden. Die Schlüssel zum Erfolg 
waren präzise Vorbereitungen, gelungene Präsen-
tationen, überzeugende Antworten auf die Fragen 
der Gutachter. 

Am 27. September 2018 hat das Expertengremium 
sechs von zehn niedersächsischen Clusteranträ-
gen zur Förderung ausgewählt. Vertreter der er-
folgreichen Exzellenzcluster, die ab dem 1. Januar 
2019 gefördert werden, sind heute hier im Plenum 
zu Gast. Gestatten Sie mir, die Clustersprecher 
oder deren Vertreter zu begrüßen und ihnen in 
diesem Rahmen meine Glückwünsche auszuspre-
chen. Sie alle sitzen - von mir aus gesehen - rechts 
in der Loge und auf der Tribüne. 

(Beifall) 

Das von der Leibniz Universität Hannover und der 
Technischen Universität Braunschweig beantragte 
Exzellenzcluster „Quantum Frontiers - Licht und 
Materie an der Quantengrenze: Grundlagen und 

Anwendungen in der Metrologie“ wird in einem 
interdisziplinären Netzwerk physikalische Konzepte 
für die Messtechnik von morgen entwickeln. Gelei-
tet wird das Cluster von den Professoren Karsten 
Danzmann, Andreas Waag und Piet O. Schmidt. 
Prof. Danzmann kann hier heute leider nicht anwe-
send sein. Deswegen begrüße ich stellvertretend 
den Präsidenten der Universität Hannover, Herrn 
Prof. Epping. 

(Beifall) 

Mit einem zweiten Physikcluster kann die Leibniz 
Universität Hannover mit „PhoenixD - Simulation, 
Fabrikation und Anwendung optischer Systeme“ an 
den Start gehen. PhoenixD ist das Projekt einer 
breit angelegten Initiative, die Design und Herstel-
lung von Präzisionsoptik neu definieren will. Spre-
cher von PhoenixD sind die Professoren Morgner, 
Overmeyer und Kowalsky. Herr Prof. Morgner ist 
ebenfalls anwesend. Hallo, Herr Prof. Morgner! 

(Beifall) 

- Sie dürfen ruhig aufstehen, damit man Sie auch 
sehen kann. 

Gemeinsam haben sich die Universität Göttingen 
und die Universitätsmedizin Göttingen vorgenom-
men, im Cluster „Multiscale Bioimaging: Von mole-
kularen Maschinen zu Netzwerken erregbarer Zel-
len“ Fortschritte bei Erkrankungen von Herz und 
Gehirn zu erzielen. Geleitet wird das Cluster von 
den Professoren Moser und Cramer sowie von der 
Professorin Steinem. Das Exzellenzcluster ist heu-
te vertreten durch Herrn Dr. Kobe. 

(Beifall) 

Die Medizinische Hochschule Hannover hat mit 
„RESIST - Abwehrschwächen gegenüber Infektio-
nen und ihre Kontrolle“ erstmalig eine Exzellenz-
förderung für ein Cluster der niedersächsischen 
Infektionsforschung eingeworben. Hier wird der 
Frage nachgegangen, weshalb manche Menschen 
besonders anfällig für Infektionen sind. Sprecher 
des Clusters ist Prof. Thomas Schulz. Er wird heu-
te durch Herrn Prof. Baum und Herrn Prof. Manns 
vertreten. Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Das Cluster „Hearing4all - Forschung zur individu-
ellen Behandlung von Hörstörungen“ im Verbund 
der Universität Oldenburg, der MHH und der Leib-
niz Universität wird seine erfolgreiche Arbeit in 
einer weiteren Förderperiode fortsetzen können. 
Das Cluster bietet Spitzenforschung mit hohem 
Anwendungsbezug rund um das Thema Hören. 
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Prof. Kollmeier und Prof. Lenarz werden weiterhin 
die koordinierende Leitung übernehmen. Prof. 
Kollmeier ist aufgrund der Begutachtung der Euro-
pean Medical School heute in Groningen und des-
wegen nicht hier. Insofern kann ich stellvertretend 
noch einmal Herrn Prof. Baum, Herrn Prof. Manns 
und Herrn Prof. Epping herzlich willkommen hei-
ßen. 

(Beifall) 

Das Cluster der Technischen Universität Braun-
schweig „SE2A - Nachhaltige und energieeffiziente 
Luftfahrtsysteme“ bestätigt unsere Standortstärke 
in diesem Bereich. Es hat zum Ziel, wissenschaftli-
che Grundlagen und Technologien für einen nach-
haltigen und energieeffizienten Luftverkehr zu 
schaffen. Geleitet wird das Cluster durch die Pro-
fessoren Friedrichs, Radespiel und Wallaschek. In 
Vertretung des Clustersprechers ist heute Herr 
Prof. Seume anwesend. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall) 

Alle zuvor genannten Exzellenzcluster haben ne-
ben den Universitäten zahlreiche Partner aus au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen in ihre 
Vorhaben eingebunden. Nach vorläufiger Berech-
nung des MWK werden aufgrund der bewilligten 
Vollanträge ca. 235 Millionen Euro, über sieben 
Jahre verteilt, nach Niedersachsen fließen.  

Zu Frage 1: Für die zweite Förderlinie der Exzel-
lenzstrategie stellen Bund und Länder für die För-
derung von Exzellenzuniversitäten jährlich rund 
148 Millionen Euro zur Verfügung. Exzellenzuni-
versitäten können jährlich 10 bis 15 Millionen Euro 
beantragen, Universitätsverbünde 15 bis 28 Millio-
nen Euro.  

Insgesamt gibt es 19 antragsberechtigte Hoch-
schulen bzw. Forschungsverbünde, die einen An-
trag auf Exzellenzuniversität stellen können, zwei 
davon kommen aus Niedersachsen. Ein großer 
Erfolg!  

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Zurzeit werden die entsprechenden Anträge inten-
siv von den Hochschulen vorbereitet, und das ist 
wahrlich eine schwierige Herausforderung, weil es 
sehr viele Punkte zu bedenken gibt.  

Im Einzelnen: Die Exzellenzstrategie legt fest, dass 
alle für die Gesamtstrategie einer Universität rele-
vanten Maßnahmen gefördert werden sollen, die 
ihre international herausragenden Bereiche im 
Wettbewerb der weltbesten Universitäten stärken 

können. Exzellenzuniversitäten sollen dauerhaft 
und institutionell gefördert werden. Dafür muss ein 
strategisches Gesamtkonzept mit Finanzplan erar-
beitet werden. Die Überzeugungskraft dieser Kon-
zepte ist ein wesentliches Kriterium bei der Aus-
wahl der elf Exzellenzuniversitäten. Das MWK wird 
diesen Prozess begleiten. Außerdem muss plausi-
bel dargelegt werden, dass die Universitäten inter-
nationales Potenzial und dauerhafte Innovations-
kraft vorweisen können.  

Bis zum 10. Dezember 2018 müssen die Exzel-
lenzuniversitätsanträge beim Wissenschaftsrat 
eingegangen sein. Von Februar bis Mai 2019 fin-
den Vor-Ort-Begehungen bei den antragstellenden 
Universitäten dazu statt. Hierzu liegt bereits eine 
detaillierte Ablaufplanung des Wissenschaftsrates 
vor. Vertreterinnen und Vertreter des Landes sind 
zu allen Tagesordnungspunkten als Gast eingela-
den.  

Der Verbundantrag der Leibniz Universität und der 
MHH wird im März 2019 begutachtet. Der Ortster-
min für die TU Braunschweig ist im Mai 2019 vor-
gesehen.  

Am 19. Juli 2019 wird über die zukünftigen Exzel-
lenzuniversitäten entschieden. Verantwortlich dafür 
ist die Exzellenzkommission. Sie setzt sich aus 
einem wissenschaftlichen Expertengremium und 
den Vertretern von Bund und Ländern zusammen. 
Die Förderung von Exzellenzuniversitäten beginnt 
zum 1. November 2019.  

Zu Frage 2: Unter der Prämisse der Förderung von 
Spitzenforschung können Vorhaben gefördert wer-
den, die für die Umsetzung der Gesamtstrategie 
relevant sind. Daher können auch Vorhaben bean-
tragt werden, die sich auf die Lehre, den Transfer 
und die Forschungsinfrastrukturen beziehen. Vo-
raussetzung ist, dass sie an der Spitzenforschung 
ausgerichtet sind und innerhalb der universitären 
Gesamtstrategie eine Funktion haben.  

Grundsätzlich ist die Exzellenzstrategie for-
schungs- und nicht direkt anwendungsorientiert. 
Die Förderung von Grundlagenforschung schließt 
eine anschließende Verwertung jedoch in keiner 
Weise aus, sodass für die Weiterentwicklung 
Transferoptionen ausgelotet werden können. Sol-
che Effekte zu erkennen und gezielt zu fördern, ist 
eine Herausforderung sowohl für die strategische 
Ausrichtung der geförderten Cluster und Universi-
täten als auch für die gesamte Forschungspolitik. 
Die Landesregierung sieht hier einen Schwerpunkt 
ihrer Aktivitäten im Bereich der Forschungsförde-
rung.  
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Zu Frage 3: Durch die Entscheidung für sechs 
niedersächsische Cluster wird eine Reihe von For-
schungsfeldern weiter gestärkt, bei denen Nieder-
sachsen schon jetzt führend ist. Dazu gehören 
Photonik, nachhaltige Luftfahrt, Infektionsfor-
schung, Hörforschung, Quantentechnologie und 
Bildgebung in den Lebenswissenschaften. An-
knüpfungspunkte für Wissens- und Technologie-
transfer können im Rahmen von Transferaus-
schreibungen aufgegriffen werden.  

Zum Schluss, meine Damen und Herren: Allen, die 
sich an der Vorbereitung und Durchführung hin-
sichtlich der Begutachtung von Clustern beteiligt 
waren, herzlichen Glückwunsch! Ich weiß, dass 
einige auf der berühmten Strecke geblieben sind. 
Auch die haben einen ganz hervorragenden Job 
gemacht. Das sage ich ausdrücklich auch in Rich-
tung Göttingen: Die Cluster waren nicht schlecht, 
sie haben in diesem Wettbewerb nur nicht die not-
wendige Punktzahl erreichen können. Gleichwohl 
bleibt die Universität in Göttingen eine exzellente 
Universität, die aus der deutschen Forschungs-
landschaft nicht wegzudenken ist.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Thümler. - Ich darf 
Ihnen mitteilen, dass Ihnen für die Beantwortung 
der möglichen zehn Zusatzfragen und die an-
schließende Aussprache noch sechs Minuten zur 
Verfügung stehen.  

Die erste Zusatzfrage stellt nun für die SPD-Frak-
tion Frau Kollegin Hanna Naber. Bitte! 

Hanna Naber (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister 
Thümler, die Hörforschung in Oldenburg möchte 
Fraunhofer-Institut werden. Inwieweit ist der Erfolg 
des Exzellenzclusters „Hearing4all“ geeignet, ei-
nen Beitrag zu einer entsprechenden Umsetzung 
zu leisten? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Liebe Frau Kollegin Naber, der Erfolg eines Exzel-
lenzclusters und die Einrichtung eines Fraunhofer-

Instituts sind zunächst einmal zwei verschiedene 
Dinge. Gleichwohl ist der Erfolg der Universität 
Oldenburg als Hebel für Forschungsförderung 
geeignet, um die Chancen auf eine entsprechende 
Umsetzung zu steigern. Das heißt, das Land strebt 
an, die Fraunhofer-Projektgruppe Hör-, Sprach- 
und Audiotechnologie als eigenes Fraunhofer-
Institut - losgelöst vom Fraunhofer-Institut für Digi-
tale Medientechnologie in Ilmenau - zu etablieren. 
Wie schnell das gelingt, hat auch mit den Gesprä-
chen und Verhandlungen mit der Fraunhofer-
Gesellschaft zu tun.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Thümler. - Die erste 
Zusatzfrage für die FDP-Fraktion stellt nun Frau 
Kollegin Schütz.  

Susanne Victoria Schütz (FDP): 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Herr Minister, ich 
stelle die Frage: Welche Ideen hat das Land - über 
die Unterstützung der Exzellenzinitiative des Bun-
des hinausgehend - zur Förderung von Exzellen-
zen in Niedersachsen? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 

Sehr geehrte Frau Kollegin Schütz, wir beteiligen 
uns ja an der Finanzierung der Exzellenzcluster. 
Das ist eine Bund-Länder-Förderung, an wir erheb-
lich beteiligt sind. 25 % der Mittel, die zur Verfü-
gung gestellt werden, sind Landesmittel.  

Darüber hinaus sind wir dabei, Konzepte zu entwi-
ckeln, um die wissenschaftliche Schwerpunktset-
zung in unserer Forschungslandschaft so zu bün-
deln, dass sie erstens wahrnehmbarer wird und wir 
zweitens daraus mehr wirtschaftliche Erfolge erzie-
len können.  

Beispielsweise sind wir beim Thema Wasserstoff-
technologie relativ gut aufgestellt. Das ist aber auf 
viele kleinere Bereiche verteilt. Hier wollen wir 
stärker bündeln, um diese Exzellenzen, wenn man 
sie so bezeichnen möchte, entsprechend weiter-
zuentwickeln. Dieser Prozess erfolgt aber nicht von 
heute auf morgen, sondern er wird mehrere Jahre 
in Anspruch nehmen. Denn man muss zum einen 
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alle mitnehmen und zum anderen wissen, was am 
Ende dabei herauskommen soll.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die erste Zusatzfrage 
für die CDU-Fraktion stellt Herr Kollege Ehbrecht. 
Bitte! 

Thomas Ehbrecht (CDU): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister 
Thümler, in der vorhergehenden Exzellenzrunde 
konnte die Universität Göttingen als einzige Uni-
versität aus dem Norden punkten. Wie wollen Sie 
vorgehen, damit der südniedersächsische Raum 
und die Universität Göttingen diesen Standard 
weiterhin halten? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 

Lieber Herr Kollege Ehbrecht, ich mache mir, ehr-
lich gesagt, um den Standort Göttingen keine Sor-
gen; denn der Standort Göttingen wurde nach 
Auskunft der Wissenschaftskommission, die die 
Begutachtung der Cluster vorgenommen hat, uni-
sono als exzellent anerkannt. Nur die Cluster, die 
eingereicht worden sind, haben diesen Qualitäts-
kriterien teilweise nicht standgehalten. 

Das sagt aber nichts darüber aus, dass es an der 
Universität Göttingen nicht Forschungsfelder gibt - 
ich nenne beispielsweise die Physik -, die exzellent 
sind und die schon in der Vergangenheit erfolg-
reich gewesen sind, ob bei Sonderforschungspro-
jekten, ob bei Zuwendungen aus Bundesministe-
rien. Die Drittmittelstärke der Universität Göttingen 
ist über alle Maßen groß, d. h. größer als in ande-
ren Universitäten in Niedersachsen. Deswegen 
mache ich mir um den Standort Göttingen zu-
nächst einmal keine Sorgen. 

Was ich bedauere, ist, dass man jetzt eine Diskus-
sion lostritt, die dazu führt, dass man versucht, den 
Standort kleiner zu reden, als er ist. Ich glaube, 
das hat Göttingen nicht nötig. Göttingen kann 
selbstbewusst sein, auch wenn in der Exzellenz-
frage nicht die gewünschten Cluster anerkannt 
worden sind, so wie man sich das vorgestellt hat.  

Das kann man aber aufarbeiten. Ich glaube, man 
sollte insgesamt nicht infrage stellen, dass Göttin-
gen ein herausragender Standort mit Exzellenz ist. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die erste Zusatzfrage 
für die AfD-Fraktion stellt der Abgeordnete Herr 
Rykena. 

Harm Rykena (AfD): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister 
Thümler, haben Sie Zahlen vorliegen, wie viele 
Stunden Arbeit in einen erfolgreichen Antrag inves-
tiert werden mussten? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Lieber Herr Kollege Rykena, meine Mitarbeiter 
zeigten gerade so. 

(Der Minister hebt zwei Finger) 

Ich hatte das zuerst als zwei Stunden verstanden. 

(Heiterkeit) 

Zwei Jahre. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister Thümler. - Die zweite 
und damit letzte Zusatzfrage für die FDP-Sta-
tion - - - 

(Jörg Bode [FDP]: Station? - Heiter-
keit bei der FDP) 

Jetzt hat das Wort zur ersten Zusatzfrage der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin Viehoff. 

Eva Viehoff (GRÜNE): 
Vor dem Hintergrund der gerade vorgestellten 
jeweiligen Leitungen der Exzellenzcluster frage ich 
den Minister: Welche Anstrengungen in der Exzel-
lenzstrategie in Niedersachsen werden für die 
weitere Förderung von Frauen in diesen Exzel-
lenzclustern unternommen? 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Exzellenz scheint männlich zu sein. 

(Dana Guth [AfD]: Was für eine Frage!) 
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Herr Minister Thümler 
antwortet. Bitte! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 

Liebe Frau Kollegin Viehoff, ich kann Sie beruhi-
gen. Ich bin bei der Begutachtung von Clustern 
dabei gewesen. Die Themen Frauenförderung, 
Beteiligung und alle verwandten Themen waren 
immer zentrale Themen, nach denen die Gutachter 
gefragt haben. Alle Exzellenzcluster müssen, um 
erfolgreich zu sein, genau das erfüllen. Das heißt, 
die Frauen werden in der Forschung nicht hintan-
gestellt. Sie sind vielmehr integraler Bestandteil 
der Clusteranträge und werden auch einem Sys-
tem entsprechend in die Cluster eingebunden wer-
den. 

Wenn der Eindruck entstanden sein sollte, dass 
die Clustersprecher männlich sind: Das ist über-
wiegend richtig. Allerdings sind dahinter sehr star-
ke Frauen gewesen. Sie wissen ja: Ein Mann ist 
ohne eine starke Frau im Rücken nichts. 

(Zustimmung bei der CDU - Eva 
Viehoff [GRÜNE]: Oh nein! Bitte nicht, 
Herr Thümler! - Heiterkeit) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Wir fahren fort. Für 
die SPD-Fraktion stellt die zweite Zusatzfrage Frau 
Kollegin Schütze. 

Annette Schütze (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Als Brauschweigerin freue ich 
mich natürlich besonders, dass die TU Braun-
schweig nicht nur die Exzellenzcluster-Förderung 
erhalten hat, sondern sich auch als Exzellenzuni 
bewirbt. Herr Thümler hat vorhin schon ausgeführt, 
dass ein hoher Aufwand damit verbunden ist, die-
sen Antrag zu stellen. Ein noch höherer Aufwand 
entsteht aber, um diese Exzellenz auch auszufül-
len. Deswegen frage ich in diesem Zusammen-
hang den Minister, ob die Landesregierung eine 
höhere Grundförderung für die Exzellenzunis plant, 
damit dieser Erfolg dauerhaft sein kann. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Liebe Frau Kollegin Schütze, nein, das planen wir 
nicht, weil die Mittel zunächst aus der Exzellenz-
strategie heraus zur Verfügung gestellt werden. 
Danach müssen wir schauen, wie das entspre-
chend weitergehen wird. Es ist auch noch nicht 
entschieden, ob und in welcher Form die Exzel-
lenzstrategie fortgesetzt wird. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die zweite Zusatzfra-
ge für die CDU-Fraktion stellt Herr Kollege Schatta. 
Bitte! 

Oliver Schatta (CDU): 
Verehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Minister, die 
Region Braunschweig verfügt europaweit über die 
größte Forschungsdichte in den Bereichen Auto-
mobil, Luftfahrt und Leichtbau. Mit welchen Maß-
nahmen wird die Landesregierung die Bereiche 
unterstützen, die die Cluster zur Messtechnik und 
zur umweltgerechten Luftfahrt in der Exzellenzstra-
tegie vertreten? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Lieber Herr Kollege Schatta, die Region Braun-
schweig - das haben Sie gerade gesagt - verfügt 
über die höchste Forschungsdichte in Europa. Das 
hat sich gerade wieder bestätigt. Mit 9,5 % ist die-
se Region hinsichtlich der Forschungs- und Ent-
wicklungsintensität in Europa führend. An zweiter 
und dritter Stelle folgen die Regionen Brabant-
Wallon und Stuttgart - nur um das einmal einzu-
ordnen. Das heißt, dort ist viel entstanden. 

In der Region Braunschweig ist eine breite An-
sammlung von außeruniversitären Instituten ange-
siedelt, die alle zielführend auf Themen wie Leicht-
bau, Luft- und Raumfahrttechnik hinauslaufen. 
Deswegen gibt es eine große Ansammlung von 
DLR-Instituten. Das Thema autonomes Fahren - 
das wissen Sie - wird in dieser Region modellhaft 
getestet. Dementsprechend sind dort mehrere Ins-
titute in den letzten Jahren gegründet worden, 
beispielsweise das Niedersächsische Forschungs-
zentrum für Luftfahrt, das Niedersächsische For-
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schungszentrum Fahrzeugtechnik, die Battery 
LabFactory Braunschweig, die Open Hybrid Lab-
Factory, Fraunhofer Wolfsburg sowie die Teststre-
cke. 

Das Thema wird über die Frage Projektzentrum für 
Energiespeicher und -systeme fortgesetzt. Sie 
wissen, dass wir anstreben, auch die Batteriefor-
schung an diesem Standort weiter auszubauen, 
sodass es eine Verdichtung in diesem For-
schungsbereich im Raum Braunschweig gibt. Das 
ist nicht nur getrieben durch einen großen Auto-
bauer in der Region, sondern es ist auch von der 
Notwendigkeit getrieben, dass wir dort führend in 
der Forschung und Entwicklung sind. Ich glaube, 
alles ist gut investiertes Geld für die Region. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Thümler. - Die zweite 
Zusatzfrage für die AfD-Fraktion stellt Herr Kollege 
Rykena. 

Harm Rykena (AfD): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister 
Thümler, ich möchte meine Frage von vorhin ein 
wenig präzisieren: Haben Sie Erkenntnisse dar-
über, wie hoch der Aufwand für die Erstellung ei-
nes erfolgreichen Antrages ist? Wie viele Personen 
waren daran beteiligt und mit wie vielen Arbeits-
stunden? Das ist das, was mich interessiert. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 

Lieber Herr Rykena, wenn Sie das ganz genau 
wissen wollen, müssen wir Ihnen das nachliefern, 
weil wir das nicht erhoben haben. Ich kann Ihnen 
nur sagen, dass die zwei Jahre, die ich gerade 
genannt habe, tatsächlich so gemeint waren. Das, 
was an Ideen und Strategiesitzungen und Ähnli-
chem dahinter steht, ist ein wirklicher Zeitaufwand 
gewesen, der nicht nur die Leitung der Universitä-
ten, sondern darüber hinaus auch die Forscherin-
nen und Forscher aus den einzelnen Bereichen 
sehr beschäftigt hat, neben dem, was sie sonst in 
Forschung und Lehre zu tun haben. 

Wie gesagt: Wenn Sie das wollen, können wir das 
gerne nachliefern. Es wird aber dauern, weil wir 
das erst dann machen können, wenn die Exzel-

lenzuniversitätsanträge abgegeben worden sind. 
Es ist nicht sinnvoll, das vorher zu machen. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion stellt die zwei-
te Zusatzfrage Frau Kollegin Schütz. 

Susanne Victoria Schütz (FDP): 
Danke schön, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-
grund einer optimalen Ausstattung unserer Hoch-
schulen frage ich die Landesregierung, wann alle 
Hochschulen an Glasfaser angeschlossen sind 
und über Highspeed-Internet verfügen werden. 

Danke schön. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Liebe Frau Schütz, an den Hochschulen haben wir 
das meines Wissens - nach dem, was mir gerade 
gesagt worden ist - überall. Wir können das gerne 
noch mal überprüfen und Ihnen zukommen lassen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die zweite Zusatzfrage für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin Viehoff, 
bitte! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 
Vor dem Hintergrund, dass das Verfahren der Ex-
zellenzstrategie im Bund und mit den Ländern 
überarbeitet wird, frage ich den Minister, ob er 
unterstützt, dass in der neuen Strategie der Lehre 
ein deutlich größerer Fokus und Raum geboten 
werden muss, weil exzellente Forschung exzellen-
te Lehre braucht. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Herr Minister 
Thümler! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Liebe Frau Kollegin Viehoff, noch wird darüber 
nicht diskutiert. Es wird, schätze ich, zwei bis drei 
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Jahre andauern, bis man sich im Hinblick auf das 
Auslaufen der jetzigen oder gerade am Start ste-
henden Exzellenzinitiative darüber Gedanken wird 
machen müssen. Ich hatte im Ausschuss schon 
auf Ihre Frage gesagt, dass ich mir vorstellen 
kann, dass auch die Lehre natürlich einen 
Schwerpunkt braucht, weil die Lehre sonst immer 
sozusagen nebenher läuft. Lehre und Forschung 
schließen sich nicht aus, sondern bedingen einan-
der. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Thümler. - Weitere Zu-
satzfragen liegen jetzt nicht mehr vor.  

Wir beginnen mit der Aussprache. Da die Landes-
regierung das ihr zugedachte Kontingent bereits 
überzogen hat, erhalten die Fraktionen zusätzlich 
noch mal Redezeit: fünf Minuten für jede Fraktion. 
Wir beginnen in der Aussprache mit der CDU-
Fraktion. Herr Kollege Hillmer, bitte! 

Jörg Hillmer (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Der Erfolg der Exzellenz-
initiative in dieser Vergaberunde ist ein großer 
Erfolg für die niedersächsischen Hochschulen, die 
niedersächsischen Universitäten, namentlich die 
Leibniz Universität Hannover, die TU Braun-
schweig, die Universität Göttingen und die Univer-
sität Oldenburg. Wir gratulieren als CDU-Fraktion 
allen Präsidien, aber auch allen beteiligten For-
schern - und bitten, das weiterzugeben - auf das 
Herzlichste. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Es ist aber genauso auch ein großer Erfolg für uns 
als Land Niedersachsen. Wir hatten drei Exzel-
lenzcluster. Wir haben jetzt sechs Exzellenzcluster. 
Da gilt mein ganz herzlicher Dank dem Ministerium 
und auch ganz persönlich dem Minister und der 
Staatssekretärin, die sich in unvergleichlicher Wei-
se in den Prozess eingebracht und dort auch per-
sönlich Präsenz gezeigt haben und Unterstützung 
mit eingebracht haben. Ganz herzlichen Dank 
auch dafür. Das ist auch Ihr Erfolg, Herr Minister. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist auch ein Erfolg 
für Niedersachsen, weil aus der letzten Förderrun-
de durchaus ein Süd-Nord-Gefälle erkennbar war. 
Wenn der Bund mit erheblichen Mitteln in die For-
schungsförderung hineingeht und, wie wir wissen, 
reichere Bundesländer im Süden unserer Republik 
schon erhebliche eigene Mittel investieren und der 
Bund dort noch eigene Mitteln oben aufsetzt, dann 
verstetigt und verfestigt sich das Fördergefälle 
Süd-Nord.  

Dieser Trend ist mit dieser Exzellenzvergabe 
durchbrochen. Wir haben in Norddeutschland im 
Vergleich zu Süddeutschland eine erhebliche Stär-
kung. Wir können einander wieder auf Augenhöhe 
begegnen. Das ist auch für die nachhaltige Ent-
wicklung der norddeutschen und insbesondere der 
niedersächsischen Forschungslandschaft ein 
ganz, ganz wichtiger Erfolg. 

Es werden über 250 Millionen Euro Fördermittel 
vom Bund - natürlich vom Land unterstützt - bis 
2025 nach Niedersachsen fließen. Das bedeutet, 
ergänzend zu den Anstrengungen, die wir im Lan-
deshaushalt Jahr für Jahr unternehmen, eine wich-
tige Stärkung unseres Forschungsstandortes hier 
in Niedersachsen. 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt noch 3 
von 19 Universitäten in dem Wettbewerb „Exzel-
lenzuniversität“, der am 19. Juli nächsten Jahres 
entschieden wird. 3 von 19! Am Ende werden 11 
dieser 19 mit dem Status „Exzellenzuniversität“ 
ausgestattet sein. Unser Ziel ist es, 3 von 11 durch 
das Ziel zu bringen, sodass wir am Ende, nämlich 
Mitte nächsten Jahres, sagen können: Die Leibniz 
Universität, die Medizinische Hochschule und die 
Technische Universität Braunschweig sind Exzel-
lenzuniversitäten. 

In dem Zusammenhang auch ein Wort zu Göttin-
gen: Für uns ist und bleibt die Universität Göttin-
gen exzellent, egal welchen Status sie jetzt hat. 
Sie bleibt für uns auf jeden Fall in der allerobersten 
Liga der deutschen Universitäten und wird auch 
bei der Förderung und Unterstützung unserer-
seits - als Landtag und als Land Niedersachsen - 
überhaupt keine Nachteile erfahren. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, ein Wort auch zum VW-
Vorab: Das VW-Vorab, das letztlich immer davon 
abhängt, wie erfolgreich sich VW im Markt entwi-
ckelt und wie viel Dividende VW auf unsere Aktien 
zahlt, ist ein ganz wertvolles Instrument, mit dem 
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wir auch mal Exzellenzen in der Forschung schon 
zu einem frühen Zeitpunkt aufgreifen und fördern 
können.  

Man sieht auch hier wieder, dass wir mit diesem 
besonderen Schmankerl, das wir in Niedersachsen 
haben und worum uns viele andere Länder benei-
den, gezielt auch auf neue Pfade setzen können. 
Das dürfen wir uns niemals kaputtmachen. Wir alle 
müssen hoffen, dass VW gute Dividenden zahlt. 
Wir müssen mit diesem Geld die vielen, vielen 
weiteren guten Forschungsansätze in Niedersach-
sen unterstützen, um auch in zukünftigen Wettbe-
werben so erfolgreich sein zu können, wie wir es in 
dieser Runde waren. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Hillmer. - Es folgt nun 
für die AfD-Fraktion Herr Kollege Rykena. 

Ich darf schon mal für die dann folgenden Kolle-
ginnen und Kollegen sagen, dass wir ein Problem 
mit der Redezeitanzeige haben. Lassen Sie sich 
davon nicht beeindrucken. Wir haben das hier 
oben im Blick und werden rechtzeitig darauf hin-
weisen, wenn sich die Redezeit dem Ende nähert. 
- Bitte, Herr Kollege! 

Harm Rykena (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! „Welche Bedeutung hat das er-
folgreiche Abschneiden niedersächsischer Univer-
sitäten in der Exzellenzstrategie?“ - So lautet die 
Eingangsfrage der CDU zu diesem Tagesord-
nungspunkt.  

Erfolgreich war die Bewerbungsrunde für Nieder-
sachsen. Das stimmt. Dabei sollten wir allerdings 
die Kirche im Dorf lassen. Ja, es gab sechs Zu-
schläge für Exzellenzcluster in Niedersachsen. Ja, 
es gibt Bundesländer, die haben keinen einzigen 
Zuschlag erhalten. Aber es gibt auch Bundeslän-
der, die, bezogen auf die Einwohnerzahl, erheblich 
besser abgeschnitten haben als Niedersachsen, 
etwa Baden-Württemberg oder Berlin. Insgesamt 
muss man also festhalten: Niedersachsen hat or-
dentlich abgeschnitten, aber wie üblich etwa nach 
dem Königsteiner Schlüssel, also etwa wie immer. 
Niedersachsen ist Durchschnitt.  

Halten wir also einmal fest: Niedersachsen ist so-
gar im Bereich der Exzellenz das Kunststück ge-

lungen, erfolgreich die Position als Durchschnitt zu 
behaupten. 

Statt sich zu feiern, könnte man an dieser Stelle 
auch fragen: Warum sind Baden-Württemberg und 
Berlin erfolgreicher? Was haben die anders ge-
macht als Niedersachsen? Kann man dort etwas 
abschauen? 

Aber trotzdem wird der Bund in den kommenden 
sieben Jahren jährlich fast 400 Millionen Euro an 
ausgewählte Hochschulen ausschütten, an denen 
die 57 ausgewählten Exzellenzcluster beheimatet 
sind. Davon werden jedes Jahr knapp 35 Millionen 
Euro an fünf niedersächsische Hochschulen flie-
ßen, und zwar zum Zwecke der Förderung und 
weiteren Etablierung der Spitzenforschung vor Ort. 
Das ist zunächst einmal gut für unser Bundesland.  

Daraus folgen zwei Punkte für die niedersächsi-
sche Politik, die wir dann selbstverständlich auch 
unterstützen:  

Es wird nun darauf ankommen, diese Leuchttürme 
zu verstetigen. Das heißt, das Land muss die 
Rahmenbedingungen schaffen, damit die beteilig-
ten Hochschulen ihren einmal erreichten Status 
auch langfristig erhalten können. Dass es auch 
anders laufen kann, hat die Vergangenheit gezeigt. 

Nach dem Erhalt der sechs Exzellenzcluster haben 
drei Hochschulen die Möglichkeit, eine weitere 
Ebene der Exzellenzförderung zu erklimmen, näm-
lich den Status der Exzellenzuniversität. Das Land 
Niedersachsen sollte auch hier weitreichende An-
strengungen unternehmen, um diese Hochschulen 
zu unterstützen. 

Bei aller Euphorie und Aufbruchsstimmung sollte 
allerdings nicht vergessen werden, dass es in Nie-
dersachsen mehr als nur diese fünf Exzellenz-
hochschulen gibt. Daraus sollte auf jeden Fall aus 
Gründen der Gerechtigkeit folgen, dass wir die 
anderen Hochschulen in Niedersachsen nicht aus 
den Augen verlieren. Eine landeseigene Exzel-
lenzstrategie müsste unserer Meinung nach in eine 
Gesamtstrategie für die niedersächsische Hoch-
schullandschaft eingebettet sein. Diese gilt es wei-
terzuentwickeln. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Nun erhält zur Aussprache das Wort 
Frau Kollegin Schütz für die FDP-Fraktion. Bitte, 
Frau Kollegin! 
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Susanne Victoria Schütz (FDP): 

Danke. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Das erfolgreiche Abschneiden nieder-
sächsischer Universitäten bei der Exzellenzstrate-
gie hat in den Augen der FDP natürlich eine über-
aus große Bedeutung. Wir gratulieren allen Erfolg-
reichen deshalb an dieser Stelle sehr herzlich.  

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, bei 
der CDU und bei den GRÜNEN) 

Wir danken allen, die teilgenommen haben, für ihr 
Engagement und den wissenschaftlichen Fort-
schritt, den sie alle erreicht haben.  

Was bedeutet der Gewinn der Cluster im Einzel-
nen? - Zum einen ist er natürlich ein Motivations-
schub für alle, die direkt an den Clustern beteiligt 
sind. Nicht nur, dass die Präsentationen gut gewe-
sen sein müssen: Es ist ja vor allem die verdiente 
Ernte für jahrelange erfolgreiche Arbeit auf aller-
höchstem wissenschaftlichen Niveau. Der Gewinn 
der Cluster strahlt in den Universitäten nach innen 
wie nach außen. Nach innen: Neben den direkt 
Beteiligten sind sicherlich auch Studenten und 
Professoren anderer Fachrichtungen stolz auf den 
Erfolg der Kollegen. Nach außen strahlt der Ge-
winn verdienterweise mindestens genauso. Eine 
Steigerung wäre nur noch, wenn es auch gelänge, 
den Titel „Exzellenzuniversität“ nach Niedersach-
sen zu holen. Das wäre natürlich der Gipfel.  

Trotzdem gibt es hin und wieder Kritik am Verfah-
ren. Wir diskutieren die Frage, ob ein rotierendes 
Verfahren mit ständig neuen Bewerbungsrunden 
und großem logistischen Aufwand dauerhaft die 
richtige Lösung ist. Bei den großen Universitäten 
werden sich vielleicht mehr Cluster sammeln. Es 
werden stets andere Schwerpunkte betont. Ob das 
irgendwann unübersichtlich wird? Ob außerhalb 
der Wissenschafts- und Forschungslandschaft 
noch jemand weiß, wer vor zehn Jahren welches 
Cluster hatte? Wer Exzellenzuniversität war, weiß 
man natürlich schon eher. Wäre es langfristig nicht 
auch eine tragfähige Idee, bestimmte Forschungs-
schwerpunkte an den Universitäten auch im Na-
men mit dem Prädikat „Exzellenz“ zu versehen und 
diese gezielt zu fördern? - Das System sollte gele-
gentlich hinterfragt und vielleicht überarbeitet wer-
den. Diese Forderung hört man häufig.  

Für den ebenfalls angesprochenen Wissens- und 
Technologietransfer ist Spitzenforschung selbst mit 
ihren Ergebnissen natürlich von großer Bedeutung. 
Aus den Erkenntnissen kann tatsächlich greifbarer 
Nutzen für Menschen gezogen werden. Beispiels-

weise können dadurch Gehörlose hören, man 
kann Wasservorkommen auf der Erde vom All aus 
finden - um jetzt nur zwei griffige Beispiele zu nen-
nen.  

Zum Wissens- und Technologietransfer gehört 
aber auch die Zusammenarbeit mit Firmen und 
Unternehmen unterschiedlicher Größenordnung - 
vom kleinen Mittelständler mit einem Spezialpro-
dukt bis zum Weltkonzern. Hier brauchen wir noch 
mehr Plattformen und Austauschebenen. Es gibt 
schon interessante Systeme, hier Kontakte herzu-
stellen. So etwas gilt es auszubauen. Wie soll 
sonst ein kleiner Mittelständler in der vermeintli-
chen Provinz herausfinden, welcher Lehrstuhl an 
welcher Hochschule vielleicht sein optimaler wis-
senschaftlicher Partner wäre? Und für Liberale 
gehört zu diesem Bereich auch die Förderung von 
Ausgründungen, von Start-ups. Wir müssen nicht 
nur die Vernetzung zu bestehenden Unternehmen 
optimieren, sondern auch die Ausgründungen aus 
Hochschulen erleichtern und anschieben.  

(Beifall bei der FDP) 

So werden wissenschaftliche Erkenntnisse zum 
Wohle aller optimal genutzt. Und bei aller Liebe zur 
puren Wissenschaft: Ein gesellschaftlicher Nutzen 
darf sich hier auch ergeben.  

Danke schön.  

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung von Alp-
tekin Kirci [SPD]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Schütz. - Herr Kollege 
Kirci hat nun das Wort für die SPD-Fraktion.  

Alptekin Kirci (SPD): 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Für 
unser Bundesland ist es ein großartiger Erfolg, 
dass die Exzellenzkommission gleich sechs Exzel-
lenzcluster aus Niedersachsen ausgewählt hat. Wir 
freuen uns mit den Universitäten, dass sich sechs 
von unseren zehn Anträgen durchgesetzt haben. 
Das bisherige Abschneiden ist Ergebnis der kon-
sequenten, strategisch ausgerichteten und an Ex-
zellenz orientierten Wissenschafts- und For-
schungspolitik der letzten Jahre im Land Nieder-
sachsen. Gratulieren möchte ich Herrn Minister 
Thümler, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur und 
allen, die dazu beigetragen haben. Mein großer 
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Dank gilt selbstverständlich allen beteiligten Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus der Verwal-
tung, die viel Zeit und Herzblut in die aufwendige 
Antragstellung gesteckt und Großartiges geleistet 
haben.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Herr Rykena, eines ist mir noch wichtig zu sagen: 
Auch Ihre Zwischenfragen haben gezeigt, dass Sie 
tatsächlich gar kein Interesse daran haben, was 
das Land Niedersachsen geleistet hat, wie viele 
Stunden geleistet worden sind, und wie kleinkariert 
Sie an dieses wichtige Thema herangehen.  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 
bei den GRÜNEN) 

Die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Politik hat hervorragend funktioniert. Dieser Erfolg 
ist ein Erfolg für den Wissenschaftsstandort Nie-
dersachsen und ein enormer Imagegewinn für 
unser Bundesland.  

Sehr geehrte Damen und Herren, unsere Universi-
täten zählen zu den besten Deutschlands. Dies 
zeigt die Auswahl dieser Exzellenzcluster. Aber es 
geht natürlich um mehr als den Erwerb von Aus-
zeichnungen. Wir benötigen starke Universitäten 
als Wissenschaftszentren in einem dichten Netz 
von Forschung und Innovation. Unsere Universitä-
ten bringen die Talente von morgen hervor. Der 
wissenschaftliche Fortschritt unseres Landes be-
ruht gerade auch auf dem Erfolg unserer Universi-
täten. Wir werden uns nicht auf unseren Lorbeeren 
ausruhen, sondern unsere Arbeit noch intensivie-
ren. Nur eine Wissenschaftspolitik mit klaren Zielen 
und Weitblick sichert die Zukunft des Wissen-
schaftsstandorts Niedersachsen.  

Verehrte Damen und Herren, unsere Universitäten 
gehen grundlegenden und aktuellen Fragen der 
Wissenschaft nach und forschen auf Weltklasseni-
veau. Exzellenzcluster sind disziplin- und instituti-
onsübergreifende Verbünde von zahlreichen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die ge-
meinsam zu besonders relevanten Themenkom-
plexen forschen. Ich möchte hier nur zwei Beispie-
le nennen: Der erneute Erfolg des Clusters  
„Hearing4all“ ist ein Beleg für das hohe Niveau der 
Hörforschung in Niedersachsen. Der Forschungs-
verbund mit Partnern wie der Universität Olden-
burg, der Medizinischen Hochschule Hannover und 
der Leibniz Universität Hannover ist mit dem Exzel-
lenzcluster „Hearing4all“ zum zweiten Mal erfolg-

reich. Dort zeigt sich auch der erfolgreiche Wis-
sens- und Technologietransfer.  

Besonders erfreulich ist natürlich die Entschei-
dung, dass sich mit der Technischen Universität 
Braunschweig und dem Verbund aus Leibniz Uni-
versität und der Medizinischen Hochschule Han-
nover gleich zwei Universitäten um die Förderlinie 
„Exzellenzuniversität“ bewerben können. Allerdings 
ist es kein Selbstläufer - das hat auch der Herr 
Minister gesagt -, auch in der nächsten Stufe des 
Wettbewerbs um den Titel „Exzellenzuniversität“ 
ganz vorn dabei zu sein. Wir werden die Universi-
täten hierbei nach Kräften unterstützen. Besonders 
kommt es auf den Willen zur Kooperation mit au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen, mit 
anderen Hochschulen sowie forschungsnahen 
Unternehmen an. Von erfolgreichen Forschungs-
clustern profitiert das gesamte Land Niedersach-
sen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kirci. - Es folgt nun für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin 
Viehoff. Bitte! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Lassen Sie mich zu Beginn etwas vorausschicken: 
Ich möchte allen Menschen danken, die Forsche-
rinnen und Forschern und auch uns Politikerinnen 
und Politikern bei unserer täglichen Arbeit den 
Rücken frei halten.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, ein Glückwunsch geht 
natürlich an die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die in tage- und nächtelanger Arbeit die 
Ideen entwickelt, die Anträge gestellt, bearbeitet 
und überarbeitet haben und dies nicht immer in 
sicheren Arbeitsverhältnissen und schon gar nicht 
immer innerhalb ihrer Arbeitszeit. Das haben Men-
schen zusammen in einem Team erarbeitet, von 
denen viele nach Auslaufen der Cluster eventuell 
überhaupt keine Zukunft mehr in der Wissenschaft 
haben, weil dies das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz in Deutschland nicht zulässt. Deshalb ist es 
gut, dass wir uns heute freuen, dass Niedersach-
sen so erfolgreich in der Exzellenzstrategie ist. 
Aber Aufgabe der Politik ist jetzt natürlich auch, 
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eine Analyse dessen, was passiert ist, durchzufüh-
ren. 

Dazu gibt es verschiedene Fragen. 

Die eine Frage ist bereits in der Fragestunde an-
gesprochen worden: Was passiert mit der Universi-
tät Göttingen? Wir können hier politisch so oft be-
tonen, wie wir wollen, dass die Göttinger Universi-
tät für uns, für mich, für uns Grüne weiterhin eine 
exzellente Universität ist. Im bundesdeutschen 
Überblick bleibt sie aber hinter den Exzellenzclus-
tern und später - wenn in der Beantragung erfolg-
reich - hinter den Exzellenzuniversitäten. Darum 
müssen wir uns kümmern! Dafür müssen wir poli-
tisch arbeiten! Das Ministerium muss jetzt mit einer 
großen Anstrengung dafür sorgen, dass die wichti-
ge Universität Göttingen weiterhin auch bundes-
weit als Erfolgsmodell wahrgenommen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben Erfolg in einer bestimmten Ausrichtung, 
nämlich in den MINT-Fächern, also im technischen 
Bereich. Das ist eine Strategie. Aber ich glaube, 
wir müssen noch viel stärker auch an die kleinen 
Fächer denken; denn Vielfalt und Interdisziplinari-
tät sind mehr als die Zusammenarbeit in einem 
Team in den MINT-Fächern. Wir brauchen die 
Zusammenarbeit von Natur- und Geisteswissen-
schaften; denn alles, was im Bereich der Naturwis-
senschaften entwickelt wird, was eventuell auch 
mal marktreif wird, müssen die Menschen nutzen 
können. Die Menschen müssen verstehen, was 
dort gemacht wird, und das muss kommuniziert 
werden. Dafür sind die Geisteswissenschaften 
sicherlich wichtig, dies auch unter soziologischen 
Gesichtspunkten anzuschauen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Forschung im Elfenbeinturm ist out! Das gilt auch 
für Harvard und Oxford. Deshalb ist es wichtig, die 
Menschen in Niedersachsen mitzunehmen. Vor 
allen Dingen darf eines nicht passieren - trotz all 
der Freude über diesen großen Erfolg und den 
großen Geldsegen, den die Universitäten und 
Cluster jetzt eingeworben haben -: Es darf keine 
Wettbewerbsverzerrung in der Wissenschaftsland-
schaft in Niedersachsen geben. Unis ohne Cluster 
dürfen nicht benachteiligt werden. Das muss unser 
vorderstes Ziel sein. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Viehoff. - Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass die Be-
handlung der Anfrage der CDU damit beendet ist. 

Es folgt nun die Anfrage der Fraktion der FDP: 

b) Strafrechtliche Aufarbeitung der Fälle sexu-
ellen Missbrauchs in der katholischen Kirche - 
Anfrage der Fraktion der FDP - Drs. 18/1854  

Die Anfrage wird vom Abgeordneten Herrn 
Dr. Birkner vorgetragen. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auf der Deutschen Bischofskonferenz in 
Fulda im September 2018 stellte die katholische 
Kirche die Ergebnisse einer bundesweiten Studie 
zu sexuellem Missbrauch durch Geistliche vor. Die 
Studie wurde anschließend auf den Seiten der 
Deutschen Bischofskonferenz zum elektronischen 
Abruf bereitgestellt. Aus Niedersachsen sind Fälle 
in den Bistümern Hildesheim, Osnabrück und 
Münster zum Gegenstand der Studie geworden.  

Unterteilt in mehrere Teilstudien, wertet die Unter-
suchung u. a. die Informations- und Datenlage in 
den deutschen Diözesen - anonymisiert -, Inter-
views mit Betroffenen und Beschuldigten sowie 
bereits strafrechtlich verfolgte Sachverhalte aus. 
Auf Seite 5 der Studie wird ausgeführt: 

„Im Rahmen des Forschungsprojektes wur-
den Personal- und Handakten von 38 156 
Klerikern der 27 Diözesen aus den Jahren 
1946 bis 2014 durchgesehen (TP6). Dabei 
fanden sich bei 1 670 Klerikern der katholi-
schen Kirche Hinweise auf Beschuldigungen 
des sexuellen Missbrauchs Minderjähriger. 
… Den 1 670 beschuldigten Klerikern konn-
ten nach den Personal- und Handakten ins-
gesamt 3 677 Kinder und Jugendliche als 
von sexuellem Missbrauch betroffen zuge-
ordnet werden.“  

In einem Interview der HAZ vom 5. Oktober 2018 
wird Justizministerin Havliza mit der Aussage zi-
tiert:  

„Ich erwarte nunmehr von den Bistümern ei-
ne gute und konstruktive Zusammenarbeit 
mit der Justiz.“ 

(Unruhe) 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01854.pdf


Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  29. Plenarsitzung am 26. Oktober 2018 
 

 2543 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Herr Kollege Dr. Birkner! Es 
gibt eine sehr große Unruhe im Plenarsaal. Ich 
bitte um etwas mehr Ruhe hier. - Bitte fahren Sie 
jetzt fort! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Auf eine Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftli-
chen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 2 GO LT, 
welche Maßnahmen von den Staatsanwaltschaften 
im Zusammenhang mit der Berichterstattung hin-
sichtlich der öffentlich mitgeteilten, aber nicht an 
die Staatsanwaltschaft weitergeleiteten Fälle ergrif-
fen wurden, antwortete die Landesregierung am 
16. Oktober 2018, dass nach übereinstimmender 
Einschätzung aller niedersächsischen General-
staatsanwaltschaften keine zureichenden tatsäch-
lichen Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ver-
folgbaren Straftat einer konkreten Person gegeben 
seien, sodass mangels notwendigen Anfangsver-
dachts auch keine Ermittlungsverfahren eingeleitet 
oder geführt werden konnten. 

1. Teilt die Landesregierung die Auffassung der 
drei niedersächsischen Generalstaatsanwaltschaf-
ten, dass trotz der in den Diözesen aktenkundli-
chen bzw. anderweitig bekannten Fälle sexuellen 
Missbrauchs in keinem Fall ein Anfangsverdacht 
vorliege, der weitere Ermittlungen der Strafverfol-
gungsbehörden nach dem Legalitätsprinzip erfor-
dern würde, und gegebenenfalls warum?  

2. Was wird die Landesregierung aufgrund der 
Erkenntnisse der Studie „Sexueller Missbrauch an 
Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone 
und männliche Ordensangehörige im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz“ zur politischen bzw. 
strafrechtlichen Aufarbeitung veranlassen? 

3. Kommt es nach Auffassung der Landesregie-
rung auf die von Ministerin Havliza erwartete „gute 
und konstruktive Zusammenarbeit“ der Bistümer 
mit der Justiz für die strafrechtliche Aufarbeitung 
der Studie an, und gegebenenfalls aus welchen 
Gründen? 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Birkner. - Für die 
Landesregierung antwortet Frau Justizministerin 
Havliza. Bitte! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die anlässlich der Vollver-
sammlung der Deutschen Bischofskonferenz vom 
27. September 2018 veröffentlichte Studie „Sexu-
eller Missbrauch an Minderjährigen durch katholi-
sche Priester, Diakone und männliche Ordensan-
gehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonfe-
renz“ ist in der Öffentlichkeit und in den Medien zu 
Recht auf große Resonanz gestoßen. 

Die im Internet von jedermann abrufbare Studie 
bezieht sich auf den Untersuchungszeitraum in 
den Jahren 1946 bis 2014. Das Ergebnis der Stu-
die macht betroffen, und es macht auch mich sehr 
betroffen. Bei 1 670 Klerikern der katholischen 
Kirche wurden laut Studie Hinweise auf sexuellen 
Missbrauch von Minderjährigen gefunden, und 
zwar sollen bundesweit 3 677 Minderjährige miss-
braucht worden sein. 

Eines möchte ich auch hier mit aller Deutlichkeit 
sagen. Betroffenheit allein reicht als Reaktion auf 
die Studie natürlich nicht aus. Das habe ich mit 
meinen Generalstaatsanwälten seit Erscheinen der 
Studie auch genau so gesehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Daher habe ich bereits kurz nach Veröffentlichung 
der Studie eine umfassende Aufklärung der im 
Raum stehenden Vorwürfe durch die Ermittlungs-
behörden sowie eine konstruktive Mitarbeit durch 
die Kirche gefordert. Dann stellt sich die Frage: 
Wie kann eine solche Aufklärung nach Recht und 
Gesetz vonstattengehen? 

Meine Damen und Herren, zunächst habe ich be-
reits unmittelbar nach Veröffentlichung der Studie 
eine Abfrage bei den niedersächsischen Staats-
anwaltschaften veranlasst, um nähere Erkenntnis-
se über bereits anhängige Verfahren zu erhalten, 
die im Zusammenhang mit dieser besagten Studie 
stehen - also nicht zu den Verfahren, die ohnehin 
bereits wegen solcher Vorwürfe geführt worden 
sind. Darauf haben die drei niedersächsischen 
Generalstaatsanwaltschaften, wie Herr Dr. Birkner 
zu Recht ausgeführt hat, zunächst mitgeteilt, dass 
nach Einschätzung der ihnen jeweils nachgeordne-
ten Staatsanwaltschaften die durch die Studie bis-
her öffentlich bekannt gewordenen Fälle im Aus-
gangspunkt zu wenig konkret sind, um zureichen-
de tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer verfolgbaren konkreten Straftat einer konkre-
ten Person mit einem konkreten Tatort zu begrün-
den. 
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Ein strafprozessualer Anfangsverdacht ist jedoch 
unabdingbare Voraussetzung für die Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens gegen einen Beschul-
digten. Ob ein Anfangsverdacht bejaht werden 
kann, unterliegt bis heute - und immer weiter - der 
fortlaufenden tatsächlichen und rechtlichen Prü-
fung durch die Staatsanwaltschaften. Dementspre-
chend prüfen die Staatsanwaltschaften in Abstim-
mung mit den Generalstaatsanwaltschaften in 
Niedersachsen, und dies tun sie fortlaufend seit 
Erscheinen der Studie Ende September 2018 bis 
heute und darüber hinaus. Ich möchte an der Stel-
le betonen: Heute haben wir den 26. Oktober 
2018; es wird also seit noch nicht einmal einem 
Monat geprüft. 

Diese Studie umfasst 356 Seiten und muss sorg-
fältig auf die Frage eines möglichen Anfangsver-
dachts und auf Ermittlungsansätze ausgewertet 
werden. Die Studie umfasst im Wesentlichen den 
Zeitraum von 1946 bis 2014; teilweise geht sie in 
den Ausführungen sogar bis 1931 zurück - und 
das für die gesamte Bundesrepublik. Sie nennt 
weder Namen von möglichen Tätern oder Opfern 
noch konkrete Tatorte - also genau das nicht, was 
zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen 
eine Person erforderlich ist.  

Die Auswertung der Informationen dauert an. Nach 
der zum Stichtag heute mitgeteilten Einschätzung 
der Staatsanwaltschaften kann möglicherweise 
über die Befragung bzw. Vernehmung der an der 
Studie beteiligten Wissenschaftler ein Zugang zu 
konkreten Informationen gewonnen werden. Ver-
fahren gegen Unbekannt würden also eingeleitet. 
Eines muss man allerdings wissen: Auch den Wis-
senschaftlern lag das Informations- und Aktenma-
terial nur in anonymisierter und bearbeiteter Form 
vor.  

Anhand der von den Wissenschaftlern erhaltenen 
Unterlagen und Auskünfte ließe sich dann bewer-
ten, ob abstrakt beschriebene Taten - wie sie in 
der Studie vorkommen - strafrechtlich relevant 
wären und noch verfolgt werden können. Ich nen-
ne hier nur einmal die Stichworte Versterben der 
möglichen Beschuldigten, Verjährung usw. Aller-
dings - auch das will ich als Tätigkeit der Landes-
regierung insoweit betonen -: Nach gegenwärtigem 
Stand werden die Bistümer die Akten der Justiz 
übergeben. Das ist eine Reaktion auf unsere Ab-
fragen und die Einladung für den 16. November. 

Grundsätzlich will ich dazu Folgendes sagen: In 
unserem demokratischen Rechtsstaat sind staats-
anwaltschaftliche Ermittlungen an gesetzliche Vo-

raussetzungen geknüpft. Nach § 152 Abs. 2 der 
Strafprozessordnung haben die Staatsanwalt-
schaften bei Kenntnis zureichender tatsächlicher 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Straftat ein 
Ermittlungsverfahren von Amts wegen einzuleiten. 
Mit gutem Grund: Zum Ausschluss willkürlicher 
Ermittlungshandlungen dürfen diese nur bei Vor-
liegen entsprechender Anhaltspunkte vorgenom-
men werden. 

Das Herausfiltern derartiger möglicher Anhalts-
punkte wird von den Staatsanwaltschaften derzeit 
und fortlaufend geprüft. Nur in solchen Fällen 
kommen dann Ermittlungsmaßnahmen und dann 
grundsätzlich auch Eingriffsmaßnahmen wie etwa 
Durchsuchungen o. Ä. in Betracht. An eine Durch-
suchung sind aus Gründen der Verhältnismäßig-
keit immer hohe Anforderungen zu stellen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat dazu schon vor 
vielen Jahren entschieden, dass es gerade nicht 
zulässig ist, eine Durchsuchung dafür zu nutzen, 
überhaupt erst die Tatsachen zu ermitteln, die für 
die Begründung eines Anfangsverdachts notwen-
dig sind. Die Staatsanwaltschaft darf also nicht 
einfach losgehen und irgendwo in den Bistümern 
durchsuchen in der vagen Hoffnung, man werde 
schon etwas finden, was einen Verdacht gegen 
eine noch unbestimmte Person begründen wird. 
Dies gilt in besonderem Maße, wenn die Durchsu-
chung bei einem selbst nicht tatverdächtigen Drit-
ten - hier ist das die Institution Kirche - stattfinden 
soll.  

Die Strafprozessordnung - genau: § 103 StPO - 
macht Durchsuchungen bei Unbeteiligten von zu-
sätzlichen Voraussetzungen abhängig. Die katholi-
schen Bistümer, in deren Archiven strafverfol-
gungsrelevante Informationen sein könnten, sind - 
auch das möchte ich hier betonen - insoweit solche 
Unbeteiligte.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für mich 
stand und steht außer Frage, dass auch ich ange-
sichts dieser Situation die Hände nicht in den 
Schoß legen darf und das auch nicht tun werde. 
Genau deshalb habe ich sofort nach Erscheinen 
der Studie meine Erwartung formuliert - Herr 
Dr. Birkner hat sie gerade zitiert -, dass die katholi-
schen Bistümer den Staatsanwaltschaften alle 
Sachverhalte mitteilen, die Anlass zu einer straf-
rechtlichen Klärung geben könnten, und vorhan-
dene Dokumente zur Verfügung stellen. Dann 
können die Staatsanwaltschaften, welchen allein 
und ausschließlich - das möchte ich hier betonen - 
die strafrechtlichen Ermittlungen obliegen, ihre 
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Arbeit machen und prüfen, ob strafbares Verhalten 
bestimmter Personen vorliegt.  

Diese Erwartung gegenüber der Kirche werde ich 
als Landesministerin jedenfalls für Niedersachsen 
auch weiterhin mit Nachdruck verfolgen.  

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Ich habe deshalb bereits Anfang der vergangenen 
Woche die Bischöfe der in Niedersachsen gelege-
nen Bistümer zu einem persönlichen Gespräch 
eingeladen. Alle haben die Einladung angenom-
men, sie werden also alle kommen. In diesem 
Gespräch werde ich meine Position sehr deutlich 
zum Ausdruck bringen und mit den Kirchenvertre-
tern klären, wie eine Einsichtnahme in die dort 
vorliegenden Unterlagen auch sozusagen tech-
nisch erfolgen kann.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
im Namen der Landesregierung wie folgt:  

Zu Frage 1: Die niedersächsischen Generalstaats-
anwaltschaften haben auf die Abfrage meines 
Hauses gleich nach Erscheinen der Studie mitge-
teilt, dass zum Zeitpunkt ihrer Antworten weder der 
öffentlich zugänglichen Studie noch sonstigen 
vorliegenden Erkenntnisquellen zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
konkreten verfolgbaren Straftat einer bestimmten 
Person entnommen werden konnten. Die Untersu-
chungen dazu dauern weiter an. Den derzeitigen 
Stand habe ich gerade geschildert.  

Zu Frage 2: Wie bereits ausgeführt, habe ich mein 
Haus zeitnah nach Veröffentlichung der Studie 
gebeten, eine Abfrage bei den niedersächsischen 
Staatsanwaltschaften vorzunehmen, um Erkennt-
nisse zu Verfahren im Zusammenhang mit der 
Studie zu erhalten. Die bisherigen strafprozessua-
len Zwischenergebnisse habe ich Ihnen in meinen 
vorangestellten Ausführungen mitgeteilt. Daran 
können Sie sehen, es ist ein dynamischer Prozess. 

Gegenüber der Hannoverschen Allgemeinen Zei-
tung habe ich Anfang Oktober 2018 zudem meine 
politische und auch moralische Forderung an die 
Bistümer zum Ausdruck gebracht. Dabei habe ich 
klargestellt, dass die Ermittlung und Aufklärung der 
im Raum stehenden Vorwürfe originäre Aufgabe 
allein der Justiz und nicht der Kirche ist. Diese 
Ermöglichung der juristischen Aufarbeitung werde 
ich weiter vorantreiben. Im Rahmen des bereits 
erwähnten Gesprächs mit den Kirchenvertretern 
werde ich mich auch vehement dafür einsetzen, 

dass diese die relevanten Dokumente den Staats-
anwaltschaften zeitnah zur Verfügung stellen.  

Zu Frage 3: Allein aufgrund der vorliegenden, öf-
fentlich verfügbaren Informationen zu den in der 
Studie angesprochenen Verdachtsfällen wurde im 
Rahmen der Abfrage meines Hauses seitens der 
Staatsanwaltschaften bis dahin noch kein An-
fangsverdacht einer konkreten Straftat bejaht. Da-
her waren bisher weitergehende Ermittlungsmaß-
nahmen wie etwa Durchsuchungen o. Ä. bislang 
rechtlich ausgeschlossen.  

Ein konkreter Anfangsverdacht kann sich jederzeit 
natürlich auch dadurch ergeben, dass sich ein 
Opfer an die Staatsanwaltschaft wendet und An-
gaben macht, ein Täter ein Geständnis ablegt oder 
wenn die Bistümer die relevanten Dokumente, 
insbesondere Personalakten, vorlegen.  

Eines will ich abschließend noch sagen: Wir dürfen 
bei alldem bitte die Opfer nicht aus dem Blick ver-
lieren. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Mit „Opfer nicht aus dem Blick verlieren“ meine ich, 
dass es möglicherweise - es gibt dafür nicht uner-
hebliche Anhaltspunkte - ein Großteil an Opfern 
gibt, die mit diesen lange zurückliegenden Erleb-
nissen abgeschlossen haben, und dass es dabei 
auch bleiben soll. Die wollen damit nichts mehr zu 
tun haben. Es wird eine ganz sensible Gratwande-
rung, wie man mit solchen Einstellungen wird um-
gehen müssen; denn die Frage des Aussagever-
weigerungsrechts stellt sich bei Nichtverwandten 
dann nicht.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die erste Zusatz-
frage für die CDU-Fraktion stellt der Abgeordnete 
Scharrelmann.  

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Frau Präsidentin! Ich frage die Landesregierung, 
ob es im Zusammenhang mit sexuellem Miss-
brauch bereits Verfahren gegeben hat.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Es antwortet Frau Justizministerin 
Havliza. 
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Barbara Havliza, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Scharrelmann, natürlich hat es in der Vergangen-
heit immer schon Verfahren gegen Kirchenleute, 
also Kleriker, wegen sexuellen Missbrauchs von 
Kindern gegeben. Auf die Abfrage, die Herr 
Dr. Birkner im Rahmen der Kleinen Anfrage zu-
nächst gestellt hatte, war zunächst aufgelistet wor-
den, dass es Verfahren bei den Staatsanwaltschaf-
ten Oldenburg und Göttingen gegeben hat, die, 
glaube ich, mittlerweile abgeschlossen sind. Auch 
ich persönlich habe in der Vergangenheit als Vor-
sitzende einer Jugendschutzkammer wegen dieses 
Vorwurfs zwei Verfahren gegen Geistliche geführt. 
Diese sind auch zu Haftstrafen verurteilt worden.  

Insofern hat es so etwas immer gegeben. Es ist 
immer die Frage, ob es bestimmte Personen gibt, 
die man anklagen kann.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die erste Zusatz-
frage für die FDP-Fraktion stellt Herr Dr. Birkner. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich bedaue-
re, dass ich meine erste Zusatzfrage darauf ver-
wenden muss - weil wir nur zwei Zusatzfragen 
haben -, Sie um die Beantwortung der Frage 1 
unserer schriftlich eingereichten Frage zu bitten. 
Denn sie bezieht sich auf die Haltung der Landes-
regierung zu der Frage, ob ein Anfangsverdacht 
besteht oder nicht. Wie die Generalstaatsanwalt-
schaften das sehen, wissen wir. Wir wollen wissen: 
Teilt die Landesregierung die Auffassung der drei 
Generalstaatsanwaltschaften, dass kein Anfangs-
verdacht vorliegt? 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Helge Limburg [GRÜNE]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Bitte, Frau Ministe-
rin! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Dr. Birkner, die Landesregierung 
hatte zum Zeitpunkt Ihrer Abfrage, als Sie diese 
Kleine Anfrage gestellt haben, keinen Zweifel an 
der Einschätzung der Generalstaatsanwaltschaf-
ten, dass es zu diesem Zeitpunkt keinen konkreten 
Anfangsverdacht gegeben hat. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Es geht um 
heute! - Christian Grascha [FDP]: Es 
geht um jetzt!) 

- Sie haben doch gerade gesagt: zum Zeitpunkt 
der Anfrage. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Die Frage 1 
lautet: Teilt die Landesregierung die 
Auffassung der Generalstaatsanwalt-
schaften? - Zuruf von Christian 
Grascha [FDP] - Anja Piel [GRÜNE]: 
Zum heutigen Zeitpunkt!) 

- Genau, ich bin gerade dabei. Bis zu dem Zeit-
punkt hat es keinen konkreten Anfangsverdacht 
gegeben. An dieser Einschätzung habe ich keinen 
Zweifel.  

Ich habe Ihnen die Auffassung der Generalstaats-
anwaltschaften, der Staatsanwaltschaften und 
auch der Landesregierung mitgeteilt, dass die fort-
laufende Auswertung der Studie durchaus dazu 
führen kann, dass man - möglicherweise über die 
Vernehmung von Zeugen, also etwa der Wissen-
schaftler, die die Studie verfasst haben, oder aber 
durch Einsicht in die Personalakten - Ermittlungs-
verfahren gegen Unbekannt wird einleiten können, 
um dann zu gucken, ob man es nicht auch konkre-
tisieren kann.  

Ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt einzu-
leiten, heißt, dass ich den Anfangsverdacht einer 
Straftat habe, aber noch nicht gegen eine be-
stimmte Person. Wenn Sie fragen, ob ich im Mo-
ment die Auffassung der Generalstaatsanwalt-
schaften dahin gehend teile, ob es einen bestimm-
ten Anfangsverdacht gegen eine bestimmte Per-
son gibt: Nein, ich habe keine Namen - und die 
Staatsanwaltschaften auch noch nicht. Deswegen 
kann ich das bislang allenfalls auf Prüfvorgänge 
beschränken bzw. auf Verfahren gegen Unbe-
kannt, die sich aus den weiteren Prüfungen erge-
ben werden und sich hoffentlich mit Beweismitteln 
weiter konkretisieren werden.  

Mehr kann ich dazu derzeit noch nicht sagen. Das 
ist der derzeitige Stand. Sie dürfen bitte auch nicht 
vergessen, dass die Studie erst seit dem 27. Sep-
tember dieses Jahres offenliegt. Es wird geprüft, 
ja. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Es folgt für die 
SPD-Fraktion mit der ersten Zusatzfrage der Ab-
geordnete Zinke. Bitte! 
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Sebastian Zinke (SPD): 
Frau Präsidentin, herzlichen Dank. - Vor dem Hin-
tergrund der hier gemachten Vorwürfe und der 
Ausführungen der Ministerin hinsichtlich ihrer Auf-
forderung frage ich die Landesregierung: Hat es 
auch in anderen Bundesländern irgendwelche 
Aufforderungen gegeben? Hat es also beispiels-
weise im Bundesland Bayern Aufforderungen - 
auch der Staatsanwaltschaft - gegeben, Akten 
herauszugeben? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mei-
nes Wissens hat es in keinem anderen Bundes-
land bislang irgendwelche über unsere Maßnah-
men hinausgehenden Maßnahmen gegeben. Die 
Bayern sind nach meinem Kenntnisstand einen 
anderen Weg gegangen. Die Generalstaatsan-
waltschaften haben dort wie hier zunächst gesagt: 
Wir haben keinen Anfangsverdacht und keine zu-
reichenden Tatsachen. - Quasi als Ersatz für das, 
was ich mit der Einladung an die Bischöfe gemacht 
habe, haben dort die Generalstaatsanwaltschaften 
die Bistümer angeschrieben und gebeten, ob man 
ihnen eventuell Einblick in die Akten gewähren 
würde. Das ist im Sinne einer Bitte. Auch dort wird 
im Moment also nicht mehr Möglichkeit gesehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die zweite Zusatz-
frage für die CDU-Fraktion stellt Frau Kollegin 
Dr. Niewerth-Baumann. Bitte! 

Dr. Esther Niewerth-Baumann (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Ministerin, warum gestaltet sich eine Durchsu-
chung bei den Bistümern eigentlich so schwierig? 

(Dr. Marco Genthe [FDP]: Das hat sie 
doch erklärt!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich habe vorhin in meiner 
Rede schon angefangen, das auszuführen. Die 
Institution Kirche mit den Bistümern ist im Sinne 

der Strafprozessordnung Dritter. Die Kirche ist ja 
nicht der Beschuldigte, sondern der einzelne mög-
liche Täter wäre der Beschuldigte. Bei Dritten 
Durchsuchungen vorzunehmen, unterliegt beson-
ders engen Voraussetzungen, weil Durchsuchun-
gen sich immer als schwerwiegender Grund-
rechtseingriff darstellen, für den man ganz enge 
Voraussetzungen prüfen muss. Diese Vorausset-
zungen sind hier nicht gegeben, solange man den 
konkreten Anfangsverdacht noch nicht bejaht hat. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die zweite Zusatzfrage stellt nun für 
die FDP-Fraktion Herr Dr. Birkner. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, vor dem 
Hintergrund, dass im Rahmen der Causa VW ein 
Verfahren der Staatsanwaltschaften eingeleitet 
wurde aufgrund der Mitteilung von VW, dass es bei 
den CO2-Angaben zu den Kraftfahrzeugen zu Un-
regelmäßigkeiten gekommen ist - ein Bericht von 
VW führte damals also dazu, dass die Staatsan-
waltschaften einen AR-Vorgang  angelegt und 
dann in diesem Verfahren ermittelt haben -, frage 
ich Sie, warum bei diesem ja von der Sache her 
vergleichbaren Sachverhalt im Rahmen der katho-
lischen Kirche Sie sich als Ministerin mit in diese 
Verfahren einmischen und Gespräche führen - 
während das bei dieser VW-Geschichte damals 
ganz normal die Staatsanwaltschaften gemacht 
haben. Also: Warum mischt sich bei einer Instituti-
on eine Ministerin ein und warum bei der anderen 
Institution nicht? 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Helge Limburg [GRÜNE]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Es antwortet Ihnen Frau Ministerin 
Havliza. 

Barbara Havliza, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Dr. Birkner, als die Causa VW 
damals losging, war ich noch nicht Ministerin. - 
Das ist das Erste. 

(Vizepräsident Bernd Busemann 
übernimmt den Vorsitz) 
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Das Zweite ist: Bei VW gab es einen konkreten 
Sachverhalt mit einer bestimmten Firma. Der Vor-
wurf der Manipulation stand da ja im Raum. 

Das Dritte ist - das will ich hier einmal ganz offen 
sagen; das sage ich mit tiefer Überzeugung -: Ich 
mische mich nicht ein. 

(Zustimmung von Christian Calderone 
[CDU]) 

Ich versuche auf der politischen Ebene, auf mög-
lichst kleinem Weg den größtmöglichen Erfolg im 
Sinne einer Aufklärung zu erzielen, damit die 
Staatsanwaltschaften gut arbeiten können und die 
Akten zur Verfügung gestellt bekommen. Warum? 
- Weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass die 
Justiz hier aufzuklären hat; denn es handelt sich 
um Offizialdelikte, die man aufklären muss. Das ist 
einfach meine Überzeugung. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 
sowie Zustimmung bei der AfD) 

Als Einmischung betrachte ich das also nicht. 

Im Übrigen möchte ich einmal darauf hinweisen, 
dass nach meinem Kenntnisstand ich die einzige 
Landesministerin bin und Niedersachsen das ein-
zige Land ist, das in dieser Art und Weise derzeit 
vorgeht. Die anderen Bundesländer machen nach 
meinem Kenntnisstand überhaupt nichts. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Die Gene-
ralstaatsanwaltschaft Bayern ermittelt 
im Vorverfahren! Da passiert ja nicht 
nichts!) 

- Sagen Sie es laut; sonst können die anderen es 
nicht hören. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das darf ich 
ja nicht!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Jetzt folgt Herr Kol-
lege Helge Limburg mit der ersten Zusatzfrage für 
Bündnis 90/Die Grünen. Bitte! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Frau Ministerin, vor dem Hintergrund Ihrer 
Ausführungen, dass natürlich - unter Juristinnen 
und Juristen ist das bekannt - ein Anfangsverdacht 
auch durch Strafanzeigen von Opfern entstehen 
kann, frage ich Sie, welche Maßnahmen denn die 
Landesregierung bislang seit Bekanntwerden der 
Studie unternommen hat, um Opfer dazu zu er-

muntern und darin zu bestärken, dann auch tat-
sächlich Strafanzeige gegen ihre Peiniger zu er-
statten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Frau Ministerin, bitte sehr! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Limburg, das mit dem Ermuntern ist immer eine 
schwierige Sache. Ich habe vorhin gesagt, wie 
Opfer das möglicherweise empfinden. 

Niedersachsen ist, was Hilfsangebote für Opfer 
und Opferbegleitung angeht, sehr gut aufgestellt. 
Neben anderen Opferhilfeeinrichtungen haben wir 
die Stiftung Opferhilfe, die mit elf Opferhilfebüros in 
der Fläche präsent ist. An die können sich Opfer, 
die überlegen, was sie machen sollen, jederzeit 
wenden. Wie Sie wissen - ich hoffe jedenfalls, dass 
Sie es wissen -, haben wir eine Website, aus der 
sich alle Informationen ergeben. 

Das sind die - wenn Sie so wollen - Ermunterun-
gen, die wir geben können. Wir kennen keine Op-
fernamen. Wer sich erkundigen will, kann das je-
derzeit an verschiedenen Stellen tun. 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste, die  
zweite Zusatzfrage für die SPD stellt Herr Kollege 
Zinke. Bitte sehr! 

Sebastian Zinke (SPD): 
Herr Präsident, vielen Dank. - Frau Ministerin, was 
tut denn die Justizministerin, wenn die Kirchen am 
Ende die Akten nicht herausgeben? 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Frau Ministerin, bitte sehr! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Zinke, einerseits würde ich erst einmal das tun, 
was, glaube ich, meine Aufgabe als Landesminis-
terin ist: Ich würde zunächst auf der politischen 
und Gesprächsebene versuchen, das Ergebnis zu 
verändern. 

Andererseits hängt es, was die Ermittlungsverfah-
ren angeht, ganz massiv davon ab, was wir bis 
dahin haben. Wenn wir dann Ermittlungsverfahren 
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gegen Unbekannt haben - z. B. auf dem Weg, den 
ich Ihnen gerade als möglich geschildert habe -, 
wären weitere Maßnahmen - Stichwort „Durchsu-
chungen“ - eventuell möglich. Es hängt wirklich 
immer von dem Stand der Ermittlungsverfahren ab. 
Das ist der ganz normale Weg. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Meine Damen und 
Herren, Zusatzfragen sind - - - 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Ich habe 
gerade eine Wortmeldung abgege-
ben!) 

- War das eine Meldung zu einer Zusatzfrage oder 
für die Aussprache? 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Zu einer 
Zusatzfrage!) 

- Dann sind Sie jetzt dran, Herr Limburg. Bitte sehr! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Diese Form der Fra-
gestunde ist noch nicht so alt. Insofern müssen wir, 
glaube ich, alle noch ein bisschen üben. 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Ministerin, vor dem Hintergrund, dass Sie 
gerade zu Recht auf die Sensibilität des Themas 
„Strafanzeige durch Opfer“ hingewiesen haben, 
frage ich die Landesregierung, ob sie nach Be-
kanntwerden der Missbrauchsstudie Kontakt mit 
dem Bundesbeauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs, Herrn Rörig, aufgenommen 
hat, um sich mit ihm darüber auszutauschen, was 
man tun kann, um Opfer zu bestärken und zu un-
terstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Einen Moment, bitte, 
Frau Ministerin!  

Ich darf den Herrn Kameramann bitten - - - Es 
fühlen sich einige Kolleginnen und Kollegen ge-
stört, weil der Eindruck entstanden ist, dass man in 
ihre Unterlagen hineinzoomt. - Das passiert nicht. 
Wir kennen unsere Vereinbarung. Nur zur Sicher-
heit. 

Frau Ministerin, bitte sehr! 

Barbara Havliza, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Limburg, nein, Niedersachsen ist nicht an den 
Bundesbeauftragten herangetreten, um zu fragen, 
was man tun kann. Unsere Opferhilfeeinrichtungen 
sind so professionell aufgestellt und, wie ich mit 
Stolz sagen kann, so gut, dass ich, ehrlich gesagt, 
nicht sehe, welchen Sinn eine solche Kontaktauf-
nahme zu Herrn Rörig hätte, was Herr Rörig uns 
raten könnte. 

Das Problem ist: Solange wir keine Opfer kennen - 
namentlich oder wie auch immer -, sind wir im 
weiteren Agieren ein bisschen gehandicapt. Man 
kann einfach nur sagen: Wir sind da. Kommt, wenn 
ihr zu uns kommen wollt. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Jetzt haben wir 
aber den Status erreicht, dass keine weitere Zu-
satzfrage angemeldet ist. Damit ist dieser Teilkom-
plex erledigt. 

Wir treten in die Aussprache ein.  

Die Landesregierung hat das Zeitkontingent von 
15 Minuten bereits jetzt um einiges überschritten, 
sodass ich die Redezeit für die Redner in der Aus-
sprache nach Status quo auf 5 Minuten erhöhe.  

Es beginnt Herr Dr. Birkner, FDP-Fraktion. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Man muss sich, denke ich, vergegenwärti-
gen, worum es hier geht und vor welchen Proble-
men man steht, ohne den Anspruch zu haben, 
dass es dafür einfache Lösungen gibt. 

Wir haben eine Studie, die auf mehreren Hundert 
Seiten ausführt, dass es mehr als tausend Täter 
und mehrere Tausend Opfer gibt. Diese Studie ist 
nach wissenschaftlichen Kriterien durchgeführt 
worden, also nach einem nachvollziehbaren Stan-
dard, und zwar nicht nur von Experten mit sozial-
wissenschaftlichen Kompetenzen, sondern auch 
von Experten mit kriminologischer Kompetenz, 
nämlich Strafrechtsprofessoren. Das heißt, die 
wissen sehr wohl, wovon sie reden. Sie wissen 
sehr wohl, wie die Umstände, die ihnen durch die 
Auswertung der Akten zur Kenntnis gelangt sind, 
unter einen Strafrechtstatbestand zu subsumieren 
sind und wie sie im Ergebnis zu würdigen sind. 
Das heißt, man hat eigentlich schon etwas, was 
sehr ernst zu nehmen ist. Es ist nicht ein bloßes 
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Gerücht oder Ähnliches, sondern etwas Substanti-
iertes, das wirklich schwerste Straftaten dokumen-
tiert. Man muss sich vergegenwärtigen, dass nach 
der Studie 60 % der Opfer Kinder - d. h. unter 
14 Jahren - gewesen sein sollen. 

Aus der Studie ergibt sich alleine für das Bistum 
Hildesheim, dass mindestens vier Täter noch am 
Leben sind, gegen die nach der Studie selbst oder 
nach der Auskunft des Bistums Hildesheim selbst 
keine Strafanzeige wegen sexuellen Missbrauchs 
erstattet worden ist. Das sind Umstände, die schon 
sehr schwerwiegend sind und die es natürlich auch 
dann - - - Ich verstehe, dass auch aus Sicht der 
Justiz angesichts des Umstandes, dass Tatzeit, 
Tatort und Begehungsart nicht so konkret sind, 
schwer ist, diesen Widerspruch auszuhalten. Aber 
erst einmal ist klarzumachen, dass ein Wider-
spruch zwischen der Deutlichkeit der Studie und 
der Aussagen dort einerseits und dem Handeln 
und den rechtlichen Möglichkeiten der Staatsan-
waltschaft andererseits besteht. Die Frau Ministe-
rin hat gerade dargestellt, wie die Staatsanwalt-
schaft das einschätzt. 

Es stellt sich natürlich die Frage, wie die Staats-
anwaltschaften und Generalstaatsanwaltschaften 
damit umgehen. Die Frau Ministerin hat ausge-
führt, dass die Staatsanwaltschaften keinen An-
fangsverdacht sehen.  

(Zuruf) 

- Sie betonen immer per Zuruf: „gesehen haben“. 
Wir wollen natürlich wissen, was heute ist. Es ist 
doch kein Problem, mit den Generalstaatsanwalt-
schaften entsprechend zu telefonieren. Ich denke, 
dass die Informationen eigentlich vorliegen müss-
ten. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Wenn man einen Anfangsverdacht verneint - was 
sicherlich auch eine Wertungsfrage ist -, ist doch 
das Mindeste, dass Vorermittlungen geführt wer-
den. Wie viele Vorermittlungsverfahren laufen ei-
gentlich, AR-Verfahren, UJs-Verfahren? Ich gehe 
davon aus, dass zumindest so etwas eingeleitet 
worden ist. 

Sie weisen darauf hin, dass Sie ein Alleinstel-
lungsmerkmal haben: Nur in Niedersachsen ist die 
Ministerin tätig geworden. - Vielleicht ist die Tatsa-
che, dass das in den anderen Ländern nicht ge-
schehen ist, ein Indiz dafür, dass hier etwas nicht 
richtig läuft. In Bayern schreiben die General-
staatsanwaltschaften an die Bistümer. Hier ist die 

politische Leitung, die Ministerin, die die Bistümer 
bittet. Es macht einen Unterschied, ob eine Staats-
anwaltschaft, die eine Ermittlungsbehörde ist, oder 
eine Ministerin, die politische Repräsentantin des 
Staates ist, um etwas bittet. Die Staatsanwalt-
schaften - das ist klar - machen Strafverfolgung. 
Die Ministerin macht politisches - - - Ich weiß nicht, 
was genau. „Bitte, bitte“ vielleicht? Ich weiß es 
nicht. Das ist auf jeden Fall zu wenig. Hier muss 
deutlich werden, dass der Staat einen Strafverfol-
gungsanspruch hat, selbst in der schwierigen Fra-
ge, ob ein Anfangsverdacht vorliegt oder nicht.  

Ich halte das Signal, dass Sie als Ministerin diese 
Gespräche führen, zumindest für problematisch, 
auch wenn ich Ihre Absichten als durchaus zielfüh-
rend oder richtig erkenne. Denn der Eindruck, der 
entsteht, ist fatal. Es entsteht der Eindruck, dass 
der Staat möglicherweise auf die Kirche Rücksicht 
nimmt, dass er bei ihr anders vorgeht als z. B. bei 
VW. Da hat man das die Staatsanwaltschaften 
machen lassen. Hier ist das nicht der Fall. Das 
schadet dem Vertrauen der Bürger in einen hand-
lungsfähigen und unparteiischen Rechtsstaat. Im 
Übrigen schadet es, meine ich, auch den Kirchen, 
die ein Interesse daran haben, nicht als Privilegier-
te dazustehen. 

Wenn Sie am Ende aber zu dem Ergebnis kom-
men, dass Sie die Diskrepanz, das Missverhältnis 
zwischen dem, was in der Studie deutlich gemacht 
geworden ist, und dem, was man möglicherweise 
aufgrund der rechtlichen Möglichkeiten bisher ma-
chen kann, nicht auflösen können, weil das eine 
rechtliche Bewertung ist, die man vielleicht auch 
als Parlament nicht besser wissen muss und bes-
ser wissen kann, dann stellt sich die rechtspoliti-
sche Frage - da wird es dann politisch, und da ist 
die Ministerin gefordert -: Wie wollen Sie eigentlich 
diese Diskrepanz und diesen Widerspruch auflö-
sen? Muss es hinnehmbar sein - auch rechtspoli-
tisch -, dass man auf der einen Seite auf Dauer 
oder auch in künftigen Fällen solche substanziier-
ten Studienergebnisse und Erkenntnisse einer 
Institution hat, die das selbst auf den Weg bringt, 
man aber auf der anderen Seite sagt: „Ja, aber wir 
können da nichts machen, wir sind auf das Wohl-
wollen angewiesen“? Wie löst man das auf? Ist es 
dann möglicherweise diskussionswürdig, zu über-
legen, dass man auch in einer solchen Situation 
Staatsanwaltschaften mindestens die Möglichkeit 
gibt, Zeugen zu vernehmen? 

(Glocke des Präsidenten) 
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Sie sagen jetzt, Sie wollen die Wissenschaftler 
vernehmen. Auf welcher Rechtsgrundlage denn? 
Sie haben - das haben Sie doch selbst ausge-
führt - keinen Anfangsverdacht und damit keine 
Ermittlungsgrundlage für Zeugeneinvernahmen. 
Alles basiert auf Freiwilligkeit. 

(Glocke des Präsidenten) 

Die eigentliche Herausforderung - Herr Präsident, 
ich komme zum Ende -, vor der Sie stehen, ist 
doch, wie Sie, wenn Sie die rechtliche Würdigung 
so beibehalten, dass es keinen Anfangsverdacht 
gibt, mit dem Gerechtigkeitswiderspruch, der da 
offenkundig ist, rechtspolitisch eigentlich umgehen 
wollen und wo Sie hier möglicherweise Verände-
rungen vorschlagen. Dieser Diskussion weichen 
Sie bisher aus. Ich halte den Weg, den Sie einge-
schlagen haben, auch nicht für zielführend. Dies 
zu ermitteln, ist Sache der Staatsanwaltschaften 
und nicht Sache der Ministerin. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Birkner. - Es folgt 
jetzt für die Fraktion der AfD der Abgeordnete Ste-
phan Bothe. Herr Bothe, bitte sehr! Sie haben das 
Wort. Auch für Sie fünf Minuten. 

Stephan Bothe (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Werte Kollegen! Es kommt nicht häu-
fig vor, dass ich die liberale Wochenzeitung Die 
Zeit wiedergebe. Doch in diesem Fall traf sie den 
Nagel auf den Kopf. Ich zitiere: 

„Die katholische Kirche hat Kindesmiss-
brauch vertuscht und die Täter geschützt, of-
fenbar auch zu dem Zweck, ihren Kirchen-
apparat nicht zu gefährden.“ 

Gerne knüpfe ich hier an. 

Das in der Studie der Deutschen Bischofskonfe-
renz zutage getretene Ausmaß von schwerem 
Kindesmissbrauch in der katholischen Kirche ist 
verabscheuungswürdig. Die FDP hat die bedrü-
ckenden und erschreckenden Zahlen vorgelegt. Zu 
erwähnen wäre noch, dass es sich überwiegend 
um männliche Kinder und Jugendliche handelte, 
von denen mehr als die Hälfte zur Tatzeit jünger 
als 14 Jahre alt waren. In dem vorliegenden Be-
richt heißt es dazu weiter. 

„Nichtsdestotrotz bleibt festzustellen, dass 
mit fast 10 % ein nicht zu vernachlässigen-
der Anteil der Beschuldigten in höherer Ver-
antwortung des kirchlichen Dienstes stand.“ 

Weiter steht in der Studie beschrieben: 

„Bei 110 Beschuldigten ... war ein höheres 
Kirchenamt nicht vor, jedoch zu einem spä-
teren Zeitpunkt nach der angeschuldigten 
Ersttat verzeichnet.“ 

Es lässt sich also sagen, dass hinter der jahrzehn-
telangen Vertuschung von Missbrauchsfällen Sys-
tem stand. Denn nicht wenige der Täter, die diese 
verabscheuungswürdigen Verbrechen an den 
ihnen anvertrauten Kindern begingen, waren nach 
den Taten in leitender Verantwortung im Kirchen-
apparat. 

Dass hier keine Aufklärung stattfand, darf nicht 
verwundern. Im Gegenteil: Vertuschung, Zerstö-
rung von Beweismaterial, Drangsalierung der Op-
fer und Verhinderung von kirchlichen und weltli-
chen Strafverfahren waren an der Tagesordnung. 
Zur Belohnung wurden die Täter dann noch oft in 
der Kirchenhierarchie befördert. Dies, meine Da-
men und Herren, ist der eigentliche Skandal! Statt 
Strafverfolgung dürfen die Herren Geistlichen an 
anderen Orten weiter ihr Unwesen treiben. Ein 
„Pfui Teufel!“ wäre hier angebracht. 

Mit der Veröffentlichung des Berichts ist eines sehr 
deutlich geworden: Der Missbrauch in der katholi-
schen Kirche hatte über Jahrzehnte hinweg Sys-
tem - ein System, das nicht an Ländergrenzen 
haltmachte, sondern global praktiziert wurde und 
wohl noch heute wird. 

Unter dem Deckmantel der christlichen Nächsten-
liebe haben pädophile Geistliche Kinderseelen 
zerstört und das Leben Tausender Heranwach-
sender ruiniert. Das ist eine Schande für eine sich 
christlich nennende Institution! 

Meine Damen und Herren, was bleibt angesichts 
der grauenhaften Schandtaten zu tun? - Das ab-
geschottete System Kirche gehört aufgebrochen! 
Es muss ein Ende sein mit rechtsfreien Räumen 
und Sonderrechten! Da gehen wir als AfD-Fraktion 
mit den Kollegen der FDP konform: Es ist Zeit für 
die Staatsanwaltschaften auch hier in Niedersach-
sen, die Strafverfolgung konsequent umzusetzen. 

Womöglich müssen aus dem Bericht Ansatzpunk-
te - dies haben wir heute ausführlich erläutert - für 
Ermittlungen gezogen werden. Diese müssen in 
Anklagen münden. 
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Meine Damen und Herren, Sexualstraftäter im 
Priestergewand sind keine unantastbaren Heiligen. 
Sie gehören angemessen bestraft und zum Schutz 
der Kinder am Ende hinter Schloss und Riegel 
gebracht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bothe. - Es folgt Kollege 
Limburg, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte sehr! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich glaube, es ist in solch einer öf-
fentlichen Debatte wichtig, gerade wenn wir über 
juristische Fragestellungen diskutieren, uns auch 
einmal die Frage zu stellen, wie das Ganze eigent-
lich für Nichtjuristinnen und -juristen wirken muss. 
Wie muss das für Menschen wirken, die das Ge-
schehen aus den Nachrichten, aus dem Fernse-
hen oder aus der Zeitung verfolgen? Wie muss das 
auch für Opfer, für Betroffene des Missbrauchs 
wirken? 

Da haben wir die Institution katholische Kirche, in 
deren Reihen es über Jahrzehnte offenkundig eine 
Vielzahl von Fällen sexuellen Missbrauchs gege-
ben hat. Diese Institution lässt das aufarbeiten, 
zunächst einmal intern mit einer Studie. Im Ergeb-
nis wissen wir sicher, dass es viele Straftaten ge-
geben hat. Und wir wissen sicher, dass in den 
Akten dieser Institution Hinweise auf die Täter 
stehen. 

Dann passiert aber nicht das, worauf Herr 
Dr. Birkner zu Recht hingewiesen hat, was, glaube 
ich, die ganz große Mehrzahl der Öffentlichkeit 
erwartet, nämlich dass die zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden mit all ihrem Instrumentarium tätig 
werden können, sondern es passiert de facto erst 
einmal gar nichts. 

Das ist doch für Außenstehende ein zutiefst verstö-
render Vorgang! Hier entsteht doch der fatale Ein-
druck, es gäbe sozusagen ein Sonderrecht für 
Kirchen, Kirchen würden nicht der normalen Straf-
prozessordnung unterliegen, Kirchen wären quasi 
eine Art eigener Rechtskreis. Dieser fatale Ein-
druck entsteht doch durch die öffentliche Debatte. 
Dem müssen wir alle uns entgegenstellen, damit 
das Vertrauen in Rechtsstaat und Demokratie in 
diesem Land nicht leidet, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Staatsanwaltschaften sind an das Recht gebun-
den. Das ist natürlich auch gut so. Und - das ha-
ben Sie zu Recht ausgeführt, Frau Ministerin - 
wenn es keinen ausreichend konkretisierten Ver-
dacht gibt, dann können Hausdurchsuchungen und 
Aktenbeschlagnahmen nicht erfolgen. Aber: Wenn 
es diesen Verdacht gibt, dann können und müssen 
Staatsanwaltschaften mit all ihren Befugnissen, mit 
der ganzen Härte der Strafprozessordnung tätig 
werden. 

Ein solcher Verdacht - auch darauf haben Sie hin-
gewiesen - kann in der Tat auch durch Strafanzei-
gen durch Opfer entstehen. Aber um eine solche 
Strafanzeige dann tatsächlich zu stellen, brauchen 
Opfer in der Tat Kraft und Mut. Das ist keine leich-
te Situation. Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sie brauchen Ermutigung, z. B. durch eine Justiz-
ministerin, die öffentlich viel früher hätte deutlich 
machen können, dass die Justiz natürlich an der 
Seite der Opfer steht, dass die Justiz, wenn Straf-
anzeigen kommen, diese natürlich konsequent 
verfolgt, und die auch öffentlich hätte deutlich ma-
chen können, dass es Opferberatungsstellen gibt, 
die an der Seite der Opfer stehen. Das, Frau Minis-
terin, hätten Sie schon vor Wochen machen kön-
nen und machen sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Im Gegenteil: Ihre öffentlichen Appelle an die Kir-
chen, Ihre Ankündigung, sich mit den Kirchen, also 
quasi den Institutionen, denen die Täter angehö-
ren, an einen Runden Tisch zu setzen, müssen 
doch bei Opfern den fatalen Eindruck erwecken, 
dass ihre Interessen, ihre Belange kein Gehör 
finden und nicht zur Geltung kommen. Nötig wären 
Runde Tische mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Opfer. Nötig wäre ein Austausch mit dem Bun-
desbeauftragten für Fragen des sexuellen Kin-
desmissbrauchs, um zu überlegen, wie man Opfer, 
die Strafanzeigen stellen wollen, noch mehr ermu-
tigen, noch mehr stärken kann. 

Ich teile Ihre Einschätzung, dass die Stiftung Op-
ferhilfe und auch andere Institutionen in Nieder-
sachsen eine hervorragende Arbeit leisten. Nur: 
Deren Arbeit muss natürlich auch öffentlich be-
kannt gemacht werden. Darauf muss hingewiesen 
werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 
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Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Kirchen - auch das muss an dieser Stelle einmal 
gesagt werden - haben in der Vergangenheit für 
unser Land und unsere Gesellschaft viel geleistet, 
und sie leisten gegenwärtig viel. Ohne die Kir-
chen - das ist meine feste Überzeugung - wäre 
dieses Land ärmer. Aber diese Leistungen entbin-
den sie natürlich nicht von der Verantwortung für 
die Opfer dieser Straftaten. Die Studie und die 
öffentlichen Entschuldigungen können da allenfalls 
ein erster Schritt sein. 

Die katholische Kirche muss Straftaten in ihren 
Reihen konsequent zur Anzeige bringen. Sie muss 
vor allem die Strukturen, die den Kindesmiss-
brauch über Jahrzehnte ermöglicht und begünstigt 
haben, aufbrechen, um zu verhindern, dass es zu-
künftig wieder zu so etwas kommt. Das muss die 
Aufgabe der Kirche und auch unser aller Aufgabe 
sein. Das sind wir den Opfern schuldig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Für die SPD-
Fraktion erteile ich nun das Wort dem Kollegen Ulf 
Prange. Bitte sehr! 

Ulf Prange (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Befund der Studie, nämlich das Ausmaß der Miss-
brauchsfälle und die Strukturen in der katholischen 
Kirche, die Vertuschung befördert und dadurch 
letztlich weitere Taten ermöglicht haben, hat uns, 
glaube ich, alle erschüttert. Dass sich die katholi-
sche Kirche mit der Studie und durch öffentliche 
Äußerungen von Kirchenvertretern um Aufklärung 
bemüht bzw. eine solche ankündigt, ist richtig, 
kann aber nur ein erster Schritt sein. 

Die SPD-Fraktion hat die klare Erwartung an die 
katholische Kirche, dass alle Akten, Unterlagen 
und Informationen den zuständigen Ermittlungsbe-
hörden zur Verfügung gestellt werden und alle 
Vorgänge zur Anzeige gebracht werden. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Christian Calderone [CDU]) 

Daneben haben wir die Erwartung, dass interne 
Strukturen in der Kirche verändert werden, um 
Vertuschung künftig wirksam zu verhindern. Ich 
sage ausdrücklich: Den öffentlichen Verlautbarun-
gen müssen auch Taten folgen. 

Ferner ist uns wichtig, dass die strafrechtliche Auf-
klärung durch die zuständigen Ermittlungsbehör-
den erfolgt und nicht durch die Kirche oder von ihr 
beauftragte Personen. Es darf nicht der Eindruck 
einer Paralleljustiz entstehen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Die Anfrage der FDP-Fraktion, die wir hier beraten, 
halte ich insofern für problematisch, als Sie sugge-
rieren, dass die Ermittlungsbehörden nicht das tun, 
was in ihrer Macht steht. Ich glaube, in diesem 
frühen Stadium - die Ministerin hat darauf hinge-
wiesen - ist es äußert schwierig zu beurteilen, in-
wieweit sich aus der Studie, die ja gerade keinen 
juristischen Maßstab hat,  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Doch, na-
türlich!) 

schon solche Erkenntnisse ableiten lassen, die 
dann tatsächlich auch in Ermittlungsverfahren 
münden. Ich finde, dass die Ministerin hier sehr 
überzeugend dargestellt hat, dass anhand der 
Informationen, die wir aus der Studie haben, nicht 
die Anhaltspunkte, nicht der konkrete Anfangsver-
dacht gegeben sind, um Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen zu rechtfertigen. Das ist ja auch 
das, was an der Studie kritisiert wird: die fehlende 
Transparenz, dass die Verfasser der Studie nur 
anonymisierte Daten bekommen haben. Ich glau-
be, da ist erst einmal die Kirche in der Pflicht, hier 
für Aufklärung zu sorgen und diese Informationen 
nun endlich zur Verfügung zu stellen. 

Ich habe die Erwartung und das Vertrauen in die 
Ermittlungsbehörden, dass dort, wo konkrete An-
haltspunkte im Sinne eines Anfangsverdachts vor-
liegen, ermittelt wird. Dazu besteht bei Offizialdelik-
ten eine gesetzliche Verpflichtung. Rechtsstaatli-
che Maßstäbe müssen für alle Straftaten gelten, 
auch für schwere Straftaten, und das muss die 
Gesellschaft aushalten - wobei ich meinem Kolle-
gen Limburg ausdrücklich recht gebe, dass es sehr 
schwierig ist, das zu kommunizieren. Ich glaube, 
da haben wir alle miteinander die Verantwortung, 
zu versuchen, den Menschen diese Verfahren 
auch so zu erklären und darauf hinzuweisen, wenn 
es zu diesen Situationen kommt, damit eben nicht 
der Eindruck entsteht, dass hier nicht mit dieser 
Entschiedenheit gehandelt wird. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 
bei den GRÜNEN) 

Nun zur Positionierung der Ministerin: Das kann 
man so sehen wie Sie, dass das eine Einmischung 
ist. Ich finde es aber richtig, dass sie sich - gerade 
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wenn es so schwierig ist wie hier, weil diese benö-
tigten Akten und die konkreten Namen von Opfern 
und Tätern eben nicht zur Verfügung stehen - hier 
klar positioniert hat und die deutliche Aufforderung 
an die Kirche, an die Bistümer ausgesprochen hat, 
den Staatsanwaltschaften die Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen. Das ist das richtige Zeichen, und 
so, wie ich die Reaktionen aus der Kirche wahr-
nehme, ist diese Botschaft auch angekommen. Ich 
danke der Ministerin ganz ausdrücklich für ihre 
Haltung an dieser Stelle. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ähnlich klare Äußerungen habe ich jedenfalls aus 
anderen Ländern nicht wahrgenommen. 

Ich will noch einen Satz zum Opferschutz sagen. 
Es ist uns auch sehr wichtig, dass genau das, was 
in Niedersachsen beim Opferschutz an Unterstüt-
zungsangeboten zur Verfügung steht, den Opfern 
dieser schrecklichen Taten zur Verfügung gestellt 
wird. Wir als SPD wollen nicht nur die Debatte 
darüber führen, wie man Unterstützungsangebote 
zugänglich machen kann, sondern auch darüber, 
ob wir hier zusätzliche Unterstützungsangebote 
genau für diese spezielle Situation brauchen. 

Zusammenfassend haben wir die Erwartung, dass 
die Bistümer den Ermittlungsbehörden unverzüg-
lich alle Akten zur Verfügung stellen, wir begrüßen 
die Initiative der Ministerin, die die Kirche in die 
Pflicht genommen hat, hier alles offenzulegen, und 
wir haben Vertrauen in die Ermittlungsbehörden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Prange. - Jetzt spricht 
für die CDU-Fraktion Kollege Calderone. Bitte 
sehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Christian Calderone (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich darf gleich zu Beginn 
und vor dem Versuch einer kleinen rechtspoliti-
schen Einordnung sagen, dass mich als Christen, 
als Katholiken die Inhalte der im Auftrag der Deut-
schen Bischofskonferenz vorgelegten Studie 
sprachlos machen und erschüttern. Es beruhigt 
dabei in keiner Weise, dass sexueller Missbrauch 
kein spezifisches Problem der katholischen Kirche 
ist. Sexueller Missbrauch ist nach Studien überall 

dort vermehrt, wo es Abhängigkeitsverhältnisse, 
Verhältnisse der Über- und Unterordnung gibt, und 
nicht zuletzt ist auch Familie, ist das persönliche 
Umfeld Ort sexuellen Missbrauchs. 

Diese Aussage, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist zur Relativierung nicht geeignet. Auf der 
anderen Seite muss sich die Kirche das Verhalten 
ihres Klerus, ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die Situation in ihren Einrichtungen und ihr eigenes 
Verhalten bezüglich Aufklärung deswegen politisch 
und moralisch in besonderer Weise zurechnen 
lassen, weil sie auch einen besonderen morali-
schen Anspruch und eine besondere moralische 
Wächterfunktion gegenüber der Gesellschaft gel-
tend macht. 

Meine Damen und Herren, ich bin Frau Justizmi-
nisterin Havliza dankbar, dass sie auf diese Frage-
stunde mit persönlicher Emotionalität, aber rechtli-
cher Nüchternheit reagiert hat. Denn die Qualität 
unseres Rechtsstaates zeigt sich nicht zuletzt in 
Fällen, die - um zum Beginn zurückzukehren - er-
schüttern. Auch die Vertreter des Rechtsstaates 
dürfen sich erschüttern lassen. Der Rechtsstaat 
aber muss sein Selbstverständnis, seine Verfah-
ren, seine Grundsätze stets beachten. Das, sehr 
geehrter Herr Kollege Dr. Lindner, ist Teil des 
Ernstnehmens, das Sie eingefordert haben. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Birkner! - 
Anja Piel [GRÜNE]: Birkner, nicht 
Lindner!) 

Ohne Ansehen der Person zu handeln und zu 
entscheiden, das gilt nämlich für und wider, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, das gilt zulas-
ten und das gilt zugunsten. 

Herr Dr. Birkner, tatsächlich darf der Rechtsstaat in 
diesen skizzierten Fällen nicht nur deswegen nicht 
ohne hinreichend konkreten Anfangsverdacht tätig 
werden, weil es sich um die Kirche handelt. Die 
Einschätzungen der Staatsanwaltschaften dazu 
haben wir mehrfach gehört. Der Rechtsstaat darf 
aber auch Schritte nicht unterlassen, weil es sich 
um die Kirche handelt. Das hat die Frau Justizmi-
nisterin hier sehr deutlich gemacht und dabei auch 
dargestellt, dass das Ministerium bei der Wahrung 
der Unabhängigkeit der Justiz die notwendigen 
Gespräche in dieser Sache führt. 

Deshalb ist, glaube ich, auch der Vergleich mit VW 
nicht sehr hilfreich, sondern sogar schändlich, 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Schänd-
lich? Das ist ein unparlamentarisches 
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Wort! Das steht auf der Liste, Herr 
Präsident!) 

weil es bei VW, Herr Kollege Dr. Lindner, 

(Zurufe: Birkner!) 

- Birkner, Entschuldigung! - nur um finanzielle Fra-
gen geht. Hier aber geht es um Menschen. Des-
wegen hat - - - 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist 
doch nun wirklich abwegig! Sie haben 
es nicht verstehen wollen, Herr Kolle-
ge! Lieber rumreden und falsche Ar-
gumente bringen!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, keinen Disput, bitte! - 
Ich glaube aber, Herr Calderone, Sie meinten vor-
hin an der Stelle „schädlich“. 

Christian Calderone (CDU): 
Schädlich! Danke, Herr Präsident. Weil es bei VW 
um finanzielle Fragen, um wirtschaftliche Fragen 
geht und hier tatsächlich um Menschen. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Es geht um 
eine Institution, die von sich aus Straf-
taten benannt hat! Das ist doch lä-
cherlich, was Sie hier machen! Sie 
versuchen, das Argument zu diskredi-
tieren!) 

Sensibilität, Herr Kollege, hat eben nichts mit Untä-
tigkeit zu tun. Deswegen halte ich das Vorgehen 
der Ministerin und des Ministeriums in dieser Frage 
für richtig. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Ohne Ansehen der Person - das ist im Übrigen 
eine biblische, eine alttestamentarische Aufforde-
rung aus dem Buch Mose: vor Gericht kein Anse-
hen der Person. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sich auf ein 
moralisch hohes Ross setzen und 
dann falsche Argumente bringen!) 

Meine Damen, meine Herren! Herr Kollege, ich 
mache weiter so. Als Jesus am Abend seiner Ver-
haftung mit den Jüngern in den Ölberg ging, so 
berichtet uns die Bibel, sagte er zu Petrus: „In die-
ser Nacht, ehe der Hahn kräht, wirst du mich drei-
mal verleugnen.“ 

Ja, es gab erstens sexuellen Missbrauch auch 
durch Vertreter der katholischen Kirche, und ja, in 

der Vergangenheit haben Amtspersonen der Kir-
che zweitens nicht stets den Eindruck erweckt, 
hinreichend klar, offen und transparent mit diesen 
Fällen umzugehen. 

(Christian Grascha [FDP]: Was heißt 
„den Eindruck erweckt“?) 

Durch die Einrichtung von sogenannten Miss-
brauchsbeauftragten in den Diözesen, durch die 
Inauftraggabe dieser Studie und die Veröffentli-
chung ihrer Ergebnisse, durch die Stellungnahme 
der Bischöfe in Niedersachsen und nicht zuletzt 
durch die von Frau Ministerin angesprochene anvi-
sierte Aktenübergabe liegt es an Kirche, das drit-
tens tatsächlich zu vermeiden. Dabei erscheint mir 
auch die Feststellung wichtig, dass die Kirche in 
der Konkurrenz des deutschen und des kanoni-
schen Rechts weltliche Verletzungen der weltli-
chen Sanktionslogik überlassen muss und diese 
weltlichen Verletzungen nicht selbst aburteilen 
darf.  

Meine Damen und Herren, mit jedem widerlichen 
Sachverhalt besteht auch die Chance, die Wirk-
samkeit und Objektivität unseres Rechtsstaates zu 
verdeutlichen. Diese Chance sollten wir als Politik - 
auch um den Preis geringerer medialer Aufmerk-
samkeit - nicht gefährden.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 
sowie Zustimmung bei der AfD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Calderone. - Meine 
Damen und Herren, zur Aussprache und auch im 
Übrigen liegen mir keine weiteren Wortmeldungen 
vor, sodass ich die Fragestunde als beendet be-
trachten kann. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 32: 
Erste Beratung: 
Spitzenforschung in Niedersachsen stärken - 
Universitäten bei der Exzellenzstrategie unter-
stützen! - Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU - Drs. 18/1852  

Einbringen möchte den Antrag für die SPD-
Fraktion Dr. Silke Lesemann. Frau Kollegin, bitte 
sehr!  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01852.pdf
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Dr. Silke Lesemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen, mei-
ne Herren! Deutschland ist das Innovationsland 
Nummer eins - vor den Vereinigten Staaten! Zu 
diesem Ergebnis kam unlängst eine Studie des 
Weltwirtschaftsforums zur Wettbewerbsfähigkeit. 
Das ist zu einem großen Teil Verdienst der Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie aller 
an den Hochschulen Beschäftigten, die unser Land 
als Wissenschaftsstandort nach vorn bringen. Da-
mit das weiterhin so bleibt, ist es unsere Aufgabe, 
gute Rahmenbedingungen zu schaffen und unsere 
Hochschulen politisch wie finanziell mit Landes- 
und Bundesmitteln bestmöglich zu unterstützen 
und zu fördern.  

Zu diesen Rahmenbedingungen gehört die von 
Bund und Ländern gemeinsam getragene Exzel-
lenzstrategie zur Stärkung universitärer Spitzenfor-
schung. Dazu gehören aber auch die Nachfolge-
programme zum Hochschulpakt, zum Qualitätspakt 
Lehre, zum Pakt für Forschung und Innovation und 
der Personalgewinnungspakt Fachhochschulen, 
deren Absicherung im Landeshaushalt und dauer-
hafte Verstetigung durch Bundesmittel wir voran-
bringen wollen. 

Mit dem Erfolg in der Exzellenzstrategie gelang der 
niedersächsischen Wissenschaftslandschaft nun 
ein ganz bedeutender Schritt. Niedersachsens 
Universitäten zählen damit zu den besten in 
Deutschland. An dieser Stelle möchte ich den er-
folgreichen Hochschulen noch einmal ganz herz-
lich zu ihrem Erfolg gratulieren und ihnen ganz viel 
Erfolg bei der Umsetzung wünschen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 
sowie Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen, meine Herren, dieser herausragen-
de Erfolg der niedersächsischen Wissenschafts-
landschaft ist mit der Chance verbunden, dass drei 
Universitäten den Titel Exzellenzuniversität errin-
gen und damit in den Genuss einer dauerhaften 
Förderung ihrer Spitzenforschung kommen könn-
ten. Die Leibniz Universität und die Medizinische 
Hochschule Hannover haben sich ebenso wie die 
TU Braunschweig die Teilnahme an der Bewer-
bung um den Titel Exzellenzuniversität durch ihre 
Erfolge bei den Exzellenzclustern gesichert. Als 
Regierungsfraktionen wollen wir diese Universitä-
ten bestmöglich bei der Bewerbung um diesen 
Titel unterstützen.  

Exzellenz, meine Damen und Herren, bedeutet 
aber nicht Exklusivität. Darum ist die Dynamik in 
der Exzellenzstrategie von entscheidender Bedeu-
tung. Für die Hochschulen muss es immer wieder 
Chancen auf Teilhabe am Programm geben. Es 
geht uns mit diesem Antrag auch darum, die nie-
dersächsische Hochschullandschaft insgesamt 
weiterhin konkurrenzfähig zu entwickeln und auf-
zustellen. Eine Auszeichnung im Rahmen der Ex-
zellenzstrategie bedeutet neben enormer Innovati-
onskraft vor allem positive Auswirkungen auf den 
Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort Nieder-
sachsen. Exzellenzcluster und Universitäten kön-
nen die Attraktivität ihrer Hochschulen und Stand-
ortkommunen steigern. Die Zusammenarbeit ver-
schiedener Einrichtungen mit Unternehmen und 
der Transfer in die Wirtschaft und regionale Ent-
wicklung hinein schärfen das Profil einzelner 
Kommunen und können sich vor Ort auch positiv 
auf die Beseitigung des Fachkräftemangels und 
auf die Generierung von Arbeitsplätzen auswirken.  

Meine Damen und Herren, was bedeutet nun die 
Auszeichnung im Rahmen der Exzellenzstrategie 
für die Menschen in Niedersachsen? Welche Be-
deutung haben die niedersächsischen Exzellenz-
cluster für unsere Städte und die regionale Ent-
wicklung?  

Spitzenforschung - das ist ganz klar - ist kein 
Selbstzweck. Sie trägt stattdessen entscheidend 
zur Profilbildung in Niedersachsen bei. Die Innova-
tionskraft, die von unseren Unis ausgeht, wirkt 
auch in viele andere Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens hinein. Dies ist auch eine ganz wich-
tige Aufgabe von Wissenschaft überhaupt: in die 
Gesellschaft hineinzuwirken und nicht im soge-
nannten Elfenbeinturm zu verweilen. Und ganz im 
Gegenteil: Die niedersächsischen Exzellenzprojek-
te werden sich ganz konkret auf unser Leben im 
Alltag auswirken können.  

So steht die Erforschung neuer therapeutischer 
und diagnostischer Ansätze für Erkrankungen von 
Herz und Gehirn im Mittelpunkt des Clusters der 
Universität Göttingen.  

Die Forscher des Clusters RESIST an der MHH 
interessieren sich dafür, warum manche Menschen 
anfälliger für Infektionen sind als andere. Das Wis-
sen darüber erleichtert beispielsweise eine zielge-
richtete und individuell auf die Patientinnen und 
Patienten abgestimmte Therapie.  
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Das Cluster Hearing4all der Universität Oldenburg 
will den Hörverlust im Alter ausgleichen oder auch 
Smartphones als Hörgeräte einsetzen. Tolle Sa-
che! 

Dies sind nur einige Beispiele dafür, wie Spitzen-
forschung konkrete medizinische Verbesserungen 
für den Einzelnen bewirken kann.  

Das interdisziplinäre Cluster der Leibniz Universität 
PhoenixD erforscht, wie sich optische Präzisions-
geräte preiswerter entwickeln lassen - für schnelle-
re Blutanalysen oder auch eine gezieltere Un-
krautvernichtung per Laser. 

Mobilitätsforschung: Auch die Erforschung nach-
haltiger und energieeffizienter Luftfahrtsysteme im 
Cluster der TU Braunschweig kann am Ende lang-
fristige und weniger umweltbelastende Lösungen 
vorantreiben.  

Das Projekt Quantum Frontiers der Leibniz Univer-
sität erforscht die Grundlagen und Anwendungen 
in der Metrologie und eine Messtechnik, die es 
ermöglicht, Grundeinheiten wie Masse oder Zeit 
noch exakter zu definieren. Bereiche wie Navigati-
on und Erdbeobachtung, die Zeitsynchronisation 
oder die Materialentwicklung können hiervon ganz 
entscheidend profitieren.  

Das alles, meine Damen und Herren, sind Vorha-
ben, von denen Wirtschaft, regionale Entwicklung 
und auch jeder Einzelne von uns profitieren kann. 
Deshalb wollen wir mit diesem Antrag die Vernet-
zung der Hochschulen untereinander, aber auch 
mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 
die an den Hochschulstandorten angesiedelt sind, 
verbessern und auch Start-ups fördern.  

Meine Damen und Herren, ich freue mich sehr, 
dass diese herausragenden Forschungsprojekte in 
Niedersachsen die Unterstützung durch die Exzel-
lenzstrategie erhalten werden. Es sind keine Pres-
tigeprojekte, sondern sie wollen ganz konkret et-
was für die Verbesserung des Alltags der Men-
schen tun. Dies können sie nur schaffen, wenn sie 
ausreichend ausgestattet und finanziert werden, 
wenn Forschung und Lehre auch in der Breite 
gefördert werden, damit immer wieder junge Leute 
nachwachsen können. 

So sehr wir uns in Niedersachsen über die Clus-
terentscheidungen und die damit einhergehende 
Förderung im Rahmen der Exzellenzstrategie freu-
en, so sehr müssen und werden wir auch weiterhin 
an vielen anderen Rahmenbedingungen arbeiten, 
die Forschung und Lehre unserer Hochschulen in 
Niedersachsen betreffen. 

Die Ergebnisse der Exzellenzstrategie zeigen 
auch, dass Spitzenforschung überall dort stattfin-
det, wo sich Menschen mutig für Forschung und 
Innovation zusammentun und ihre Ideen frei entwi-
ckeln können. Hierfür braucht es eine solide 
Grundfinanzierung unserer Hochschulen. Sie alle 
leisten einen wichtigen gesellschaftlichen Beitrag 
und wirken mit ihrer Forschung und auch Lehre - 
die ist nicht zu vergessen, eine ganz wichtige Sa-
che! - in die Gesellschaft hinein. Es sollte unser 
Ziel sein, diese Forschung gemeinsam mit dem 
Bund auf ein vernünftiges finanzielles Fundament 
zu stellen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Dr. Lesemann. - Es folgt die 
Fraktion der CDU. Der Abgeordnete Christoph 
Plett erhält das Wort. Bitte sehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Christoph Plett (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wir haben es gerade schon einmal 
vernommen, aber es ist notwendig, immer wieder 
darauf hinzuweisen: Das Schweizer Weltwirt-
schaftsforum hat Deutschland vor Kurzem ausge-
zeichnete Noten in der Innovationsfähigkeit be-
scheinigt.  

Damit diese Fähigkeit auch in der Zukunft erhalten 
und gesteigert werden kann, ist es notwendig, 
unsere niedersächsischen Universitäten zu befähi-
gen, unsere Zukunft mitzugestalten. Mit der Exzel-
lenzstrategie des Bundes und der Länder wird dies 
gewährleistet. 

Von insgesamt zehn niedersächsischen Vollanträ-
gen wurden sechs für eine siebenjährige Förde-
rung ab dem 1. Januar 2019 ausgewählt. Hierbei 
ist deutlich zu machen, dass die Anzahl der Exzel-
lenzcluster von drei in der zweiten Phase der Ex-
zellenzinitiative auf sechs verdoppelt wurde. Ein 
toller Erfolg für die beteiligten Universitäten, näm-
lich die Technische Universität Braunschweig, die 
Leibniz Universität Hannover, die Medizinische 
Hochschule Hannover, die Universität Göttingen 
und natürlich auch die Universität Oldenburg! Wir 
sehen also: Im Flächenland Niedersachsen ist die 
Exzellenzstrategie breit vertreten. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich auf eines hinweisen. Wenn wir einen 
Überblick der Anträge der einzelnen Länder angu-
cken, müssen wir darauf hinweisen: Wir haben 6 
Cluster - ich habe es gerade erwähnt - und Bayern 
hat nur 5,5. Was damit verbunden ist, zeigt deut-
lich der Mittelzufluss, der Mittelzufluss in unser 
Land. Wir müssen das Verhältnis zwischen Süden 
und Norden in der Frage der Wissenschaftspolitik 
beeinflussen. Denn wir müssen dafür Sorge tra-
gen, dass die Fördermittel in unser Bundesland 
kommen. Dazu haben wir mit diesen sechs Anträ-
gen auf jeden Fall etwas geleistet, insbesondere 
natürlich die Universitäten. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Wir können mit Stolz darauf verweisen, dass wir im 
Land Niedersachsen die forschungsintensivste 
Region in Braunschweig und in den benachbarten 
Städten haben. Wir liegen auch - das ist ein weite-
rer Beweis dafür, dass wir auf dem richtigen Weg 
sind - vor der Region Stuttgart. 

Ich möchte dies mit zwei Beispielen verdeutlichen: 

Erstens: nachhaltige und energieeffiziente Luft-
fahrtsysteme. Der Forschungsverbund, bestehend 
aus der Leibniz Universität Hannover, der TU 
Braunschweig und dem Deutschen Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt, hat zum Ziel, wissenschaftli-
che Grundlagen und Technologien für einen nach-
haltigen und energieeffizienten Luftverkehr zu 
schaffen. Im Fokus stehen dabei neben der Flug-
physik vor allem hybride Energiesysteme, die zu 
ganz neuen Flugsystemen führen werden. Die TU 
Braunschweig nimmt damit eine führende Rolle in 
der Mobilitätsforschung ein. 

Die langjährige Zusammenarbeit der Universität 
Hannover mit der TU Braunschweig und dem 
Deutschen Luft- und Raumfahrtzentrum - und da-
mit verbunden die internationale Reputation - wird 
im Cluster „Nachhaltige und energieeffiziente Luft-
fahrtsysteme“ durch Wissenschaftler aus der Elek-
trotechnik, der Energieforschung und dem Design 
erweitert. Die in diesem Projekt an der TU Braun-
schweig beispielhaft gezeigte Transferkette - von 
der Grundlagenforschung bis hin zur Anwendung - 
zeigt die Bandbreite der Forschungsleistung der 
TU Braunschweig, aber auch aller niedersächsi-
schen Hochschulen und ihrer außeruniversitären 
Forschungspartner. Neben jahrelangen erfolgrei-
chen Vorarbeiten durch exzellente Wissenschaftle-
rinnen - Frau Viehoff, Wissenschaftlerinnen! - und 
Wissenschaftler liegt das an der besonders ausge-

prägten Vernetzungs- und Kooperationskultur zwi-
schen den Universitäten und ihren außeruniversitä-
ren Forschungspartnern. 

Durch Kooperationen und Vernetzung innerhalb 
eines Spitzenforschungsprojektes erfolgt For-
schung in größeren Dimensionen, und zwar über 
die Grenzen der Fächer hinaus. Von den Grundla-
gen bis zur Anwendungsreife zu denken, ist aus 
Sicht der CDU der richtige Weg, um auch auf an-
deren Forschungsgebieten wichtige gesellschaftli-
che und technische Fragestellungen lösen zu kön-
nen. Das vorgenannte Projekt kann die Grundlage 
dafür sein, dass wir in nicht allzu weiter Zukunft 
anders fliegen werden, als wir es heute tun. 

Zweitens: Licht und Materie an der Quantengren-
ze. Ein weiterer Schwerpunkt des Clusterzu-
schlags ist die Nanomesstechnik, eine Spezialität 
vor allem der Physikalisch-Technischen Bundes-
anstalt in Braunschweig. In diesem Cluster geht es 
darum, die Grenzen des Messbaren mittels Quan-
ten- und Nanotechnologie zu erforschen. Ebenfalls 
an diesem Projekt beteiligt sind die Leibniz Univer-
sität Hannover und die TU Braunschweig. Das 
Förderprogramm Spitzenforschung in Niedersach-
sen zur Vorbereitung der Exzellenzanträge war 
nach unserer Auffassung für den Erfolg eine ent-
sprechende Unterstützung, deren Fortsetzung 
bzw. Weiterentwicklung wünschenswert wäre.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Teil 
der Überschrift des Antrages lautet: „Universitäten 
bei der Exzellenzstrategie unterstützen“. Zur Absi-
cherung bzw. dauerhaften Verstetigung der ge-
nannten Erfolge wäre aus Sicht der CDU auch die 
Nennung des Bund-Länder-Programmes zur För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses von 
hohem Interesse. Das Programm ist auch unter 
dem Namen 1 000-Professuren-Programm be-
kannt und befindet sich kurz vor der zweiten und 
letzten Bewilligungsrunde. Wegen der langen Pro-
grammlaufzeit ist es jedoch für die Hochschulen 
wichtig, insbesondere den Aspekt der Verstetigung 
präsent zu halten. 

Das Land Niedersachsen hat nun die Chance, 
zwei Exzellenzuniversitäten zu erhalten: Braun-
schweig sowie den Forschungsverbund der Uni-
versität Hannover mit der MHH. Für diese Universi-
täten wird es nach den Exzellenzclustern noch 
einmal wirklich anstrengend und herausfordernd, 
bis zum 10. Dezember 2018 den Antrag auf Exzel-
lenzuniversität einzureichen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kön-
nen den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern alles erdenklich Gute wünschen, dass Mut und 
Ausdauer der Beteiligten in den genannten Univer-
sitäten belohnt werden und damit die Forschungs-
einrichtungen Exzellenzuniversitäten genannt wer-
den dürfen.  

Ich darf abschließend dem Ministerium für Wissen-
schaft und Kultur, insbesondere Minister Thümler 
und der Staatssekretärin Johannsen, ganz herzlich 
für die ausgezeichnete Arbeit bei den vorbereiten-
den Arbeiten danken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Wir danken auch, Herr Kollege Plett. - Für die FDP 
wird jetzt die Abgeordnete Susanne Victoria 
Schütz sprechen. Bitte sehr, Frau Schütz! 

Susanne Victoria Schütz (FDP): 
Danke. - Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Auch an dieser Stelle herzliche Glückwünsche 
der FDP-Fraktion an die Universitäten, die Zu-
schläge für Exzellenzcluster erhalten haben! Das 
ist ein weithin sichtbarer Beweis für die Qualität 
ihrer Forschung, national sichtbar. International 
sichtbar! 

Der Moment der Verleihung war spannend. Viele 
von uns haben ihn mitverfolgt. Gesteigert wurde 
die Spannung noch dadurch, dass die Gewinner 
nicht vorgelesen wurden, sondern darauf hinge-
wiesen wurde, man könne jetzt - in diesem Mo-
ment - eine Liste herunterladen. Und dieser Mo-
ment war dann mehrere Minuten lang, in denen 
man nichts sehen konnte, weil ganz offenbar zu 
viele Zugriffe gleichzeitig erfolgten. 

Damit sind wir ganz nebenbei bei den Realitäten, 
die auch an den Hochschulen vorherrschen. Netz-
ausbau und Rechenleistung müssen stimmen, um 
Lehre genauso wie Spitzenforschung betreiben zu 
können. Die Universitäten in Göttingen, Oldenburg, 
Braunschweig und Hannover sowie die Medizini-
sche Hochschule Hannover konnten mit beeindru-
ckender Forschung und guten Präsentationen 
punkten. 

Das einzige Projekt in der Luft- und Raumfahrt 
ging nach Braunschweig. Die Metrologie in Hanno-
ver und Braunschweig konnte gemeinsam punk-
ten, und ein paar mehr Menschen kennen durch 
die Berichterstattung jetzt vielleicht den Unter-

schied zwischen Metrologie und Meteorologie - 
hoffe ich zumindest. 

Die Forschungsprojekte der MHH zu Abwehr-
schwächen und zu Cochlea-Implantaten bedeuten 
große Fortschritte für uns alle und für Gehörlose in 
dem letzteren Fall.  

Forschung in der Biologie und in optischen Syste-
men: Am liebsten möchte man Filmchen einspie-
len, um allen Clustern gerecht werden zu können. 

Spitzenforschung ist das Tüpfelchen auf dem i. Sie 
macht Universitäten international bedeutend, sie ist 
die Grundlage für viele Anwendungen, zum Teil 
auch später. Und sie macht nicht nur die Universi-
täten bekannter, auch Niedersachsen und 
Deutschland in der Wissenschaftswelt. Es können 
Vernetzungen entstehen, aus denen wieder Neues 
erwächst. 

Für Liberale gehört Begeisterung für Forschung 
und Fortschritt zu den Genen: Forschung und da-
rauf aufbauende Anwendung. Praktische Erfindun-
gen ermöglichen Fortschritt, genauso wie sie Ar-
beitsplätze schaffen und die Grundlage für unse-
ren Wohlstand bilden. Deutschlands Kapital 
schlummert in den Köpfen, nicht irgendwo unter 
der Erde. Diese Köpfe gilt es optimal zu fördern. 

Die FDP schließt sich dem vorliegenden Antrag 
inhaltlich voll an. Die aufgezählten Punkte können 
wir unterschreiben.  

Ein bisschen Kritisches anzumerken, sei mir aber 
noch gestattet.  

Zum einen sind da die in der Begründung sogar 
explizit erwähnten Digitalisierungsprofessuren. Die 
halten auch wir für dringend erforderlich, was wir 
mit einem Antrag kürzlich auch noch einmal unter-
strichen haben, als diese im Haushalt für 2019 nun 
so gar nicht vorkamen. In unserem Gegenhaushalt 
schlagen wir eine Summe vor, um doch anzufan-
gen, 50 von ihnen einzurichten. Wir hoffen sehr, 
dass auch die Parteien, die die Landesregierung 
tragen, hier noch nachbessern. 

Der andere Wermutstropfen ist, dass wir vor Be-
geisterung über die Spitzenforschung und ihre 
Leistungen nicht die Lehre als andere Aufgabe 
unserer Hochschulen aus den Augen verlieren 
dürfen. Die Kritik an der Exzellenzstrategie, die uns 
bekannt ist, ist ja nicht völlig unbegründet. Die 
Spitzenforschung darf nicht abheben von der rest-
lichen Forschung und nicht von der Lehre. Elite 
darf nicht gegen den Rest der Forschung und de-
ren Vermittlung ausgespielt werden. Die Preisträ-
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ger dürfen den Erfolg ernten, aber der Rest der 
Hochschullandschaft darf nicht enttäuscht dane-
ben stehen.  

Wir brauchen eine Qualitätsoffensive in der Lehre, 
mehr Lehramtsstudenten, denen nämlich die wich-
tige Aufgabe obliegen wird, ihr Berufsleben lang 
bei unseren Kindern und Kindeskindern Begeiste-
rung für Wissenschaft zu wecken - die wohl wich-
tigsten Multiplikatoren in die breite Masse, die die 
Wissenschaft hat. Zur Stärkung der Lehramtsaus-
bildung hat die FDP-Fraktion ja nun kürzlich auch 
gerade einen Antrag in den Wissenschaftsaus-
schuss eingebracht. Auch das stärkt unsere Hoch-
schulen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Es folgt für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen Kollegin Eva Viehoff. 
Bitte! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben viele Hochschulen in Nieder-
sachsen. Darunter haben wir große wie die Unis in 
Göttingen, Hannover oder Braunschweig, aber 
auch kleine wie die Uni Vechta. Ob groß, ob klein - 
für alle Hochschulen gilt: Sie legen die Basis für 
Wachstum und Wohlstand. Sie entfachen Kreativi-
tät und Innovation. Sie befeuern den Transfer von 
Wissen in Wirtschaft und Gesellschaft. Sie alle 
sind wichtig. Sie alle leisten eine gute wissen-
schaftliche Arbeit. Und alle diese Hochschulen 
tragen dazu bei, wenn es darum geht, die For-
schung in Niedersachsen voranzubringen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das vorangestellt, komme ich jetzt zum vorliegen-
den Antrag. Ich werde jetzt nicht noch mal allen 
gratulieren und alle Cluster aufzählen. Ich glaube, 
alle, die heute hier sind, haben das gehört. SPD 
und CDU haben sich ja auch schon verdünnt, weil 
es jetzt vielleicht doch zu oft gewesen ist. Dies 
vorangestellt, komme ich also zu Ihrem Antrag: 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Kollegin, „verdünnt“ hat sich hier niemand. 

Eva Viehoff (GRÜNE): 
Doch. 

(Zuruf von der CDU: Insbesondere ich 
nicht!) 

- Ich habe ja Einzelne nicht angesprochen. Aber 
meine Zeit läuft. 

Der Antrag erweckt den Anschein, dass das Par-
lament dem Wissenschaftsminister sagen muss, 
was er eigentlich zu tun hat, und ihn an seine Auf-
gaben erinnert. Ihre Forderungen in dem Antrag 
sind für mich Selbstverständlichkeiten. Der einzige 
Punkt, der wichtig ist, steht dann in der Begrün-
dung; denn da verweisen Sie auf die Drucksache 
18/159. Siehe da: Das sind doch die Digitalisie-
rungsprofessuren!  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Ach nee!) 

Da haben FDP und Grüne schon Anträge gestellt. 
Im Masterplan Digitalisierung ist der Beginn für die 
Einrichtung dieser Professuren für 2019 vorgese-
hen. Nun ja! Gestern konnten Sie ja mit dem Fin-
ger noch auf alle anderen zeigen und sagen: Ihr 
habt schuld. - Aber bei den Digitalisierungsprofes-
suren ist es nun die Aufgabe des Parlaments, die 
Gelder in den Haushalt einzustellen. Das müssen 
Sie vielleicht über Ihre politische Liste tun. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: So! - Jörg 
Hillmer [CDU]: Ja, Sie auch!) 

- Ja, wir tun das auch. 

Was braucht man aber, um exzellent zu sein? Wer 
exzellent sein will, darf nicht nur in exzellente For-
schung investieren. Zuallererst muss er in die Brei-
te investieren, in jeden Studierenden, in jede be-
geisterte Wissenschaftlerin und in jeden begeister-
ten Wissenschaftler in Niedersachsen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, alle unsere Hochschu-
len müssen daher finanziell gut ausgestattet sein. 
Wir müssen mehr für die Lehre tun, für den Be-
treuungsschlüssel, für Professorinnen und Profes-
soren sowie für Studierende. Wir müssen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern Perspektiven 
geben. All das könnte und sollte doch zuallererst 
die Förderlinie „Exzellenzuniversitäten“ tun, und 
dort könnte es umgesetzt werden. 

Doch weder diese Förderlinie noch die gesamte 
Exzellenzstrategie leistet dies, weil sie zu for-
schungslastig ist. Also, meine Damen und Herren, 
auf in die Beratung des Antrages, in dem es ja 
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darum geht, die Anträge zur Exzellenzuniversität 
zu unterstützen! Denn es ist klar, dass wir zeitlich 
in der Beratung so ankommen werden, dass wir 
den Antrag endgültig hier im Parlament verab-
schieden, wenn die Antragstellerinnen und Antrag-
steller ihren Antrag gerade Korrektur lesen, näm-
lich Mitte Dezember. Jeder, der studiert hat, weiß, 
dass da jede Unterstützung hilfreich ist. Diese wird 
sicher gerne angenommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Viehoff. - Es fehlt jetzt noch die 
Fraktion der AfD. Es spricht der Abgeordnete Harm 
Rykena. Bitte sehr, Herr Rykena! 

Harm Rykena (AfD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Gerne befassen wir uns auch 
noch ein zweites Mal mit der Exzellenzstrategie 
des Bundes und der Länder; denn auch wir sind 
von der Wichtigkeit des Vorhabens überzeugt. 

(Zuruf von Jörg Hillmer [CDU]) 

- Ja, ich weiß nun, wie viele es waren. Das hatten 
wir schon fast vermutet, und es hat sich danach, 
was Herr Minister Thümler mir gerade mitgeteilt 
hat, bestätigt. 

Sie haben in Ihrem Antrag fünf Einzelpunkte auf-
gezählt, die wir mit einem „Ja, aber“ beantworten 
müssen.  

Natürlich halten wir die Unterstützung der Landes-
regierung für die Universitäten beim Einwerben 
von Forschungsgeldern auf nationaler und interna-
tionaler Ebene für dringend geboten. Mehr Geld für 
die niedersächsischen Universitäten ist immer zu 
befürworten, und da gibt es von uns ein klares Ja.  

Jetzt kommt das Aber. Wir als Landtag sollten 
nicht unseren kritischen Blick auf die vorgegebe-
nen Vergabekriterien und -mechanismen der Ex-
zellenzstrategie des Bundes und der Länder verlie-
ren. Beispielsweise - darauf zielte meine Frage 
vorhin - steht der hohe bürokratische Aufwand für 
das Bewerbungsverfahren in der Kritik. Wir sollten 
diesen bürokratischen Aufwand leisten, aber wir 
sollten nicht vergessen, dass er grundsätzlich ei-
gentlich kritikwürdig ist.  

Um Aussicht auf Erfolg zu haben, müssen die Uni-
versitäten über mehrere Jahre einen unglaublich 
hohen Personalaufwand betreiben. Das wissen-
schaftliche Personal ist für diesen Zeitraum mehr 

mit Selbstvermarktung und dem Erfüllen bürokrati-
scher Anforderungen beschäftigt als mit der eigent-
lichen Forschung.  

Ein weiteres Beispiel berechtigter Kritik ist das 
Hauptvergabekriterium selbst; denn die Universitä-
ten bewerben sich um Forschung, die in der Zu-
kunft stattfinden soll. Hierzu eine Aussage des 
Wissenschaftsexperten Dieter Imboden: 

„Universitäten können sich nicht alle paar 
Jahre ein neues ‚Zukunftskonzept‘ aus-
denken.“ 

Herr Imboden muss es wissen, schließlich leitete 
er doch die nach ihm benannte Imboden-Kommis-
sion zur Evaluation der Exzellenzinitiative. Er 
schlug stattdessen vor, sich mehr an den soge-
nannten Past merits zu orientieren. Damit sind 
Exzellenzprämien für bereits erbrachte Leistungen 
gemeint. 

Wir halten diesen Vorschlag für diskussionswürdig, 
weil er den bürokratischen Aufwand erheblich ver-
ringern würde und sich unsere Wissenschaftler auf 
ihre Kernaufgaben konzentrieren könnten, nämlich 
auf die Forschung selbst. Daher werden wir den 
Antrag im Ausschuss kritisch begleiten und freuen 
uns auf hoffentlich konstruktive Diskussionen. 

Vielen Dank. 

(Zustimmung bei der AfD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Rykena. - Jetzt hat die Landes-
regierung das Wort. Es spricht Herr Minister Björn 
Thümler. Bitte sehr! 

Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und 
Kultur: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich will inhaltlich nichts zu dem Antrag 
sagen, weil wir den ausdrücklich begrüßen und 
auch als Rückenwind für das empfinden, was wir 
vorbereitet haben, was wir durchführen werden 
und wie sich die Forschungs- und Wissenschafts-
politik in den nächsten Jahren weiterentwickelt. 
Gestatten Sie mir aber einige kurze Bemerkungen.  

Ich habe gerade von Frau Viehoff gehört, dass 
sich das Parlament wieder so klein macht. Sie sind 
der Haushaltsgesetzgeber, und Sie entscheiden 
am Schluss über den Haushalt. Deswegen ist das 
ein gemeinsames Aufstellen eines Haushaltspla-
nes. Unabhängig davon, ob die Landesregierung 
oder irgendjemand anderes etwas hineinschreibt, 
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ist es am Ende ein Gesamthaushaltsplan. - Da darf 
man nicht den Kopf schütteln, sondern muss im 
Grunde genommen selbstbewusst als Parlamenta-
rier sagen: Jawohl, so ist das. Wir gestalten eben 
mit. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Das Zweite ist: Lassen Sie es ruhig unsere Sorge 
sein, ob sich Digitalisierungsprofessuren da wie-
derfinden oder nicht. Sie können davon ausgehen, 
dass ab 2019 welche ausgeschrieben werden. 
Dementsprechend bin ich ganz froh, dass der 
Kernbestandteil des Antrages weiter mit Inhalt 
gefüllt wird. Deswegen vielen Dank an die beiden 
regierungstragenden Fraktionen für diesen Antrag! 
Er ist hervorragend.  

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Meine Damen und 
Herren, zum Tagesordnungspunkt 32 liegen mir 
keine weiteren Wortmeldungen vor, sodass ich 
zum nächsten Tagesordnungspunkt übergehen 
kann.  

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 33, Fortfüh-
rung Landesprogramm- Radschnellwegenetz für 
Niedersachsen.  

Ich greife zurück zu Tagesordnungspunkt 32.  

Die Beratungen waren beendet, und natürlich 
muss die Ausschussüberweisung folgen.  

Wir schlagen vor: federführend der Ausschuss für 
Wissenschaft und Kultur und mitberatend der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen. Wer so befin-
den will, der hebe die Hand! - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Damit ist das einstimmig so be-
schlossen.  

Jetzt geht es weiter mit Tagesordnungspunkt 33:  

Tagesordnungspunkt 33: 
Erste Beratung: 
Fortführung Landesprogramm - Radschnell-
wegenetz für Niedersachsen! - Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1833  

 

Einbringen möchte den Antrag für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Kollege Detlev Schulz-
Hendel. Bitte sehr! Ich erteile Ihnen das Wort.  

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Wol-
len wir noch warten, bis der Minister 
da ist? - Gegenruf von Wiard Siebels 
[SPD]: Wir starten aber schon mal die 
Redezeit! Das wäre doch ein Kom-
promiss!) 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Minister ist noch nicht da. Ich fange trotzdem 
an.  

Vor drei Jahren ist das Klimaschutzabkommen von 
Paris unterzeichnet worden. Tatsächlich steigt der 
CO2-Ausstoß im Verkehrssektor munter weiter. 
Immer mehr Autos verstopfen in wachsenden 
Städten und Kommunen die Straßen - und das 
nicht nur zu Verkehrsspitzenzeiten. Dicke Luft, 
Lärm, verschwendete Zeit und begrenzter Raum 
machen den Menschen das Leben schwer und 
gefährden ihre Gesundheit. Mobilität, meine Da-
men und Herren, muss als Ganzes gedacht wer-
den, und zwar so, dass auch Radfahrer und Fuß-
gänger gleichberechtigte Verkehrspartner sind.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen eine 
Verkehrswende, und zwar jetzt! Wer das nicht 
begreift, macht Politik an den Menschen vorbei, 
und das wird - das sehen Sie - von den Wählerin-
nen und Wählern nicht honoriert.  

Was hat Sie von der GroKo nur geritten, das gute 
Programm für Radschnellwege in Niedersachsen 
auslaufen zu lassen?  

Bei einer ersten Bedarfsanalyse des Bundes und 
der Länder sind 80 Projekte mit einer Gesamtlänge 
von 1 400 km gemeldet worden. Andere Minister 
wie Tarek Al-Wazir in Hessen machen erste Spa-
tenstiche für den Neubau von Radschnellwegen, 
während hierzulande Rot-Schwarz das vielver-
sprechende Programm beerdigt.  

Herr Minister Althusmann, schön, dass Sie jetzt da 
sind! Der grüne Minister Al-Wazir ist Hessens be-
liebtester Landespolitiker. Davon sind Sie, Herr 
Minister, mit Ihrer Verkehrspolitik in Niedersachsen 
meilenweit entfernt.  

(Widerspruch von der CDU) 

Wo wir schon einmal bei Telefonnummern sind: Ich 
habe die Nummer von Herrn Al-Wazir hier. Sie 
können sich gern beraten lassen!  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01833.pdf


Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  29. Plenarsitzung am 26. Oktober 2018 
 

 2563 

(Jörg Bode [FDP]: Aber nicht, dass 
das eine Faxnummer ist! - Heiner 
Schönecke [CDU]: Kein Anschluss 
unter dieser Nummer!) 

Seit 2017 stellt Niedersachsen den Kommunen 
das Geld dafür zur Verfügung. Die Kommunen 
haben sich gerade erst auf den Weg gemacht und 
brauchen natürlich Zeit, um seriöse Machbarkeits-
studien durchzuführen, bevor sie die Projekte an-
melden und in die Planung gehen können. Wenn 
Sie in dieser Debatte ehrlich wären, dann würden 
Sie auch zugeben, dass die von uns zur Verfügung 
gestellten 12,35 Millionen Euro eigentlich schon 
weg sind. Eine Reihe weiterer Projekte steht vor 
der Anmeldung und wird leer ausgehen, wenn 
nicht noch etwas passiert. Das Programm zu beer-
digen, ist ein falsches Signal zur falschen Zeit am 
falschen Ort. Ausbremsen statt Hochschalten, 
meine Damen und Herren, ist der falsche Weg! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Kommunen brauchen eine verlässliche und 
verstetigte Förderung, damit sie planen können. 
Das Programm auf Bundesebene deckt bei Wei-
tem nicht den Bedarf ab, mit dem wir es in Nieder-
sachsen zu tun haben. Viele Projekte sind von 
diesem Programm ausgeschlossen. Die Hürden 
sind enorm hoch. Es müssen mindestens 10 km 
Länge angemeldet werden. Ein Großteil der Pro-
jekte, die mir bekannt sind, wird daran scheitern. 
Jährlich wird ohnehin ein Anteil von nur 2,6 Millio-
nen Euro auf Niedersachsen entfallen. Damit las-
sen sich, meine Damen und Herren, maximal 5 km 
Radschnellweg bauen. Für einen Radschnellweg 
ist das aber herzlich wenig, will man dann doch 
gerade über längere Distanzen das Umland mit 
den Zentren verbinden. Ich sehe nicht, wie die 
Kommunen einen Großteil der Kosten selbst über-
nehmen können. Deswegen brauchen wir dauer-
haft ergänzende Landesmittel, um die Lücken-
schlüsse zu finanzieren, und wir brauchen auch 
eine inhaltliche Unterstützung durch das Land, um 
die Kommunen bei der Planung von Radschnell-
wegen zu begleiten.  

Autofahrer gegen Radfahrer - diese künstliche 
Hetze wird ja immer wieder gern ins Feld geführt, 
wie wir auch in diesem Plenum wieder gehört ha-
ben. Dieser Gegensatz fällt aber in sich zusam-
men, wenn es um Radschnellwege geht. 

In Niedersachsen haben wir rund 3,7 Millionen 
Berufspendlerinnen und -pendler. Bei ihnen könn-
ten wir offene Türen einlaufen, aufs Rad umzustei-

gen, wenn wir ihnen ein sicheres und eigenes 
Radwegenetz anbieten würden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Rund 55 % der Pendlerinnen und Pendler würden 
mit dem Rad zur Arbeit fahren bzw. häufiger das 
Rad nutzen, wenn es Radschnellwege gäbe. Das 
wären allein in Niedersachsen rund 1,8 Millionen 
Berufstätige. Liebe GroKo, lassen Sie die Men-
schen doch ihr Verkehrsverhalten ändern! Sorgen 
Sie für die Strukturen, die notwendig sind! Zwingen 
Sie die Menschen nicht dazu, Auto zu fahren, weil 
die Radwege ein Flickenteppich aus Kompromis-
sen sind und weil die Menschen aus Angst um ihre 
Gesundheit das Rad stehen lassen! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie wirklich 
Politik auch für den kleinen Handwerksbetrieb und 
seinen Dieseltransporter machen wollen, dann 
sorgen Sie dafür, dass Radschnellwege gebaut 
werden! Jeder Radschnellweg entlastet die Stra-
ßen, insbesondere in den Ballungszentren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 250 km Rad-
schnellwege bis zum Jahr 2025 sind natürlich ein 
ehrgeiziges Ziel, aber, wie gesagt, mit ernsthaftem 
Gestaltungswillen durchaus zu erreichen. Ein Pro-
gramm, das Mittel und Kompetenzen auf Landes-
ebene bündelt, ist eine wichtige Grundlage für ein 
funktionierendes Radschnellwegenetz in Nieder-
sachsen. 

Herzlichen Dank. Ich hoffe, Sie stimmen im Aus-
schuss unserem Antrag zu. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Schulz-Hendel. - Jetzt ist die 
Fraktion der SPD dran: Kollegin Sabine Tippelt. 
Bitte sehr! Ich erteile Ihnen das Wort. 

Sabine Tippelt (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die SPD-Fraktion teilt die Ansicht 
der Grünen, dass die Fahrradverkehrsinfrastruktur 
in Niedersachsen weiter ausgebaut werden muss. 

(Zustimmung bei der SPD und von 
Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]) 

- Genau! Da ist zu klatschen, Herr Schulz-Hendel! 

(Vizepräsident Frank Oesterhelweg 
übernimmt den Vorsitz) 
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Auf das immer höher werdende Aufkommen des 
Fahrradverkehrs müssen wir mit geeigneten Maß-
nahmen reagieren. Darum haben SPD und CDU 
die Mittel für die Sanierung von Radwegen an 
Landesstraßen im Haushaltsplan 2019 mit 10 Mil-
lionen Euro doppelt so hoch wie in den Vorjahren 
veranschlagt. 

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
CDU) 

Des Weiteren sieht der Haushalt für 2019 vor, dass 
5 Millionen Euro in den Neubau von Radwegen 
fließen. So soll sich der Fahrradanteil am Modal 
Split noch weiter erhöhen. Auch dieses Ziel teilen 
wir mit den Grünen. 

Allerdings ist die in Ihrem Antrag genannte Zahl, 
den Fahrradanteil am Modal Split für Berufspendler 
in einem Flächenland wie Niedersachsen auf 30 % 
zu steigern, unrealistisch. Das brauche ich nicht 
weiter auszuführen. Das haben wir gestern schon 
gemacht, und Herr Bode hat das, denke ich, ziem-
lich gut dargestellt. 

(Zustimmung von Jörg Bode [FDP] - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Wir haben 
starke Beine!) 

Außerhalb der größeren Städte gibt es für die 
Pendler in Niedersachsen kaum eine Alternative 
zum Auto. Die verkehrspolitische Realität sieht in 
vielen Teilen Niedersachsens anders aus als in 
den Großstädten. Die weiten Strecken sind für 
Radfahrer nicht zu bewältigen. Die öffentlichen 
Nahverkehrsmittel sind außerhalb der Ballungs-
zentren meist nur auf den Schülerverkehr abge-
stimmt und deshalb für Pendler keine flexible Al-
ternative. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Antrag der Grünen stellt zu Recht fest, dass 
sich Niedersachsen mit dem Haushalt 2017/2018 
mit dem Ansatz von 12,35 Millionen Euro auf rich-
tigen Weg in Richtung Radschnellwege befindet. 

Nun noch ein paar Dinge zum Antrag der Grünen, 
die man bei einer sachlichen Debatte unbedingt 
ansprechen muss. 

Zunächst einmal ist es richtig, meine Damen und 
Herren, dass im Einzelplan 08, dem Verkehrsetat, 
für das Haushaltsjahr 2019 keine weiteren Mittel 
für die Radschnellwege zur Verfügung stehen. 
Allerdings - das ist hier gestern und vorgestern 
schon ausführlich debattiert worden - stehen die 
Mittel noch zur Verfügung. Wir haben hier ver-
sucht, Ihnen klar und deutlich näherzubringen, 

dass die Mittel übertragen werden können und für 
das Jahr 2019 weiter zur Verfügung stehen. Inso-
fern sieht die Realität, meine Damen und Herren, 
anders aus, als sie von den Grünen in diesem 
Antrag und auch über Pressemitteilungen darge-
stellt wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Frau Kollegin, Entschuldigung! Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Schulz-Hendel? 

Sabine Tippelt (SPD): 
Nein, wir haben uns in den letzten Tagen genü-
gend ausgetauscht. 

(Zustimmung und Heiterkeit bei der 
SPD, bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Jawohl, danke schön. Und Sie sind sogar noch 
dabei, Frau Kollegin! 

Sabine Tippelt (SPD): 
Die Regierungsfraktionen halten an dem 
2017/2018 eingeschlagenen Weg zur Förderung 
von Radschnellwegen fest. 

Ich will an dieser Stelle noch einmal betonen: Bis-
lang wurden nur drei Anträge für Radschnellwege 
von Göttingen, Osnabrück und Hannover gestellt; 
sie sind im Verfahren. Das Geld ist noch nicht ab-
geflossen. 

Meine Damen und Herren, ich denke, wir haben 
den Sachverhalt jetzt ausgetauscht. Es herrscht 
Klarheit darüber, dass wir weiterhin an den Rad-
schnellwegen in Niedersachsen festhalten; denn 
das sind innovative und zur Nachhaltigkeit in der 
Verkehrspolitik beitragende Projekte. Uns geht es 
an dieser Stelle aber auch um eine seriöse Fi-
nanzpolitik in Niedersachsen. Fakt ist eben auch, 
dass eine sparsame Haushaltsführung es gebietet, 
dass man keinen neuen Etat ansetzt, wenn noch 
genügend Haushaltsmittel in der jetzigen Form 
vorhanden sind. 

Meine Rede möchte ich mit einem Satz meines 
geschätzten Kollegen Frank Henning schließen: 
Viel Wind um nichts, liebe Grüne! - Ich freue mich 
auf die Beratungen im Ausschuss. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der CDU) 
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Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Zu einer Kurzinter-
vention hat jetzt Herr Kollege Schulz-Hendel das 
Wort. Bitte sehr! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Sehr geehrte Frau Tippelt, es ist richtig: Wir haben 
viel miteinander ausgetauscht. Leider ist das Er-
gebnis - das, was bei Ihnen angekommen ist - 
nicht so positiv. 

Wenn Sie meinen, hier etwas seriös vorgetragen 
zu haben, dann muss ich Ihnen sagen, dass das 
aber nicht seriös war. 12,35 Millionen Euro und 
drei angemeldete Projekte - das haben Sie richtig 
dargestellt. Sie haben aber unterschlagen, dass 
die Planung für den Radschnellweg Braun-
schweig–Wolfsburg bearbeitet wird, was dem Mi-
nisterium bekannt ist. Der Antrag wird wohl dem-
nächst vorliegen. Und noch einmal: Sie haben sich 
über die weiteren Projekte im Land Niedersachsen 
nicht richtig schlau gemacht; denn es gibt acht 
weitere Projekte, u. a. eines im Wahlkreis von 
Herrn Althusmann, nämlich Lüneburg–Winsen–
Harburg–Hamburg; den Leuten dort wird wohl eine 
lange Nase gedreht. 

Sie sprachen von einer seriösen Haushaltsplanung 
und davon, dass kein Geld vorhanden ist. 64 Mil-
lionen Euro sind für Dienstleistungen Dritter - 
DILAU - im Rahmen der Autobahnplanung vorge-
sehen. 114 Millionen Euro sind im Straßenbaupla-
fond. Und dann wollen Sie mir erzählen, dass Sie 
keine 10 Millionen Euro für die Radschnellwege 
zur Verfügung stellen können? - Das zeigt sehr 
deutlich den Schwerpunkt Ihrer verfehlten Ver-
kehrspolitik. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Danke schön. - Frau Kollegin Tippelt möchte ant-
worten. Bitte sehr! 

Sabine Tippelt (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Schulz-Hendel, Ihr Problem ist, 
dass Sie immer wieder nicht richtig zuhören. Ich 
habe nicht gesagt, dass nicht genügend Geld zur 
Verfügung steht. Im Gegenteil, ich habe Ihnen 
gesagt, dass von den 12,35 Millionen Euro, die wir 

2017/2018 bereitgestellt haben, bisher noch keine 
Mittel abgeflossen sind. 

Des Weiteren muss ich Ihnen sagen, dass ich 
natürlich weiß, dass an anderen Anträgen gearbei-
tet wird. Auch das habe ich Ihnen gestern und 
vorgestern in meinen Reden dargelegt. 

Des Weiteren weiß auch ich, wie viel Geld wir für 
DILAU zur Verfügung gestellt haben. Es ist gut, 
dass wir die DILAU-Mittel endlich erhöhen! Das 
haben wir in den letzten Jahren immer wieder ver-
sucht. Ihre Fraktion war aber leider dagegen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich muss Ihnen ganz klar sagen: Wir müssen die 
Planungen für Straßensanierungen und Straßen-
ausbau vorantreiben! Jeder, der durch die Orte 
und Städte fährt, weiß doch, wie unsere Landes-
straßen aussehen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Darum sage ich ganz klar: Wir müssen Straßen 
sanieren! An ihnen ist lange nichts passiert. Ich bin 
stolz darauf, dass wir uns darauf geeinigt haben, 
diese Mittel zu erhöhen. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die CDU-Fraktion 
spricht nun der Kollege Karsten Heineking. Bitte 
sehr! 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Karsten Heineking (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den 
vergangenen Jahren hat der Radverkehr in 
Deutschland und ganz besonders auch in Nieder-
sachsen immer stärker an Bedeutung gewonnen. 
Das hat die gestrige Debatte um die Große Anfra-
ge zum „Fahrradland Niedersachsen“ gezeigt und 
die Debatte von vorhin auch schon. Mehr Men-
schen nutzen das Rad für tägliche Erledigungen 
oder den Weg zur Arbeit. Neue Fahrradmodelle 
wie Lastenräder oder Pedelecs ermöglichen neue 
Nutzungsmöglichkeiten - weit über die sonntägli-
chen Fahrradtouren hinaus.  

Die Große Koalition hat es sich deshalb zur Aufga-
be gemacht, den Radverkehr in Niedersachsen 
langfristig zu stärken und die nötige Infrastruktur 
weiter auszubauen - zukunftsgerichtet und mit 
Augenmaß.  
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es stimmt: Rad-
schnellwege schaffen schnelle Verbindungen von 
den Außenbezirken in die Städte. Sie können so 
dazu beitragen, Pendlerverkehre verstärkt auf das 
Fahrrad zu verlagern. Deshalb haben wir ihren 
Förderung in den Koalitionsvertrag aufgenommen 
und werden ihren Ausbau auch weiterhin verfol-
gen. Das steht überhaupt nicht zur Diskussion! 

Meine Damen und Herren, aber doch bitte nicht 
einfach ins Blaue hinein finanziert, ohne entspre-
chende Nachfrage und Planungssicherheit. Im 
Doppelhaushalt für die Jahre 2017 und 2018 - wir 
haben es eben schon gehört - standen insgesamt 
12,35 Millionen Euro für den Ausbau der Rad-
schnellwege in Niedersachsen zur Verfügung. 
Bisher ist von diesen Mitteln noch nicht ein einziger 
Euro abgeflossen; auch das ist schon gesagt wor-
den. Die Mittel sind für das Jahr 2019 nach wie vor 
in dieser Höhe abrufbar. Diese müssen doch erst 
einmal ausgezahlt werden, bevor neues Geld ein-
gestellt wird. Ausbauziele und Verstetigungen, wie 
sie von Ihnen gefordert werden, sind zwar schön 
und gut, aber machen doch ohne entsprechende 
Nachfrage überhaupt keinen Sinn.  

Sehr geehrte Damen und Herren, bisher wurden in 
Niedersachsen im Jahr 2018 Radschnellwegepro-
jekte in drei Städten - Göttingen, Osnabrück und 
Hannover - für knapp 10 Millionen Euro angemel-
det. Alle könnten mit den zur Verfügung stehenden 
Mitteln finanziert werden. Zusätzlich wurde der Bau 
von Radschnellwegen in das Fernstraßengesetz 
des Bundes aufgenommen. Der Bund beteiligt sich 
seitdem erheblich an den entstehenden Kosten, 
teilweise bis zu 90 %. Die eigenen Fördermittel des 
Landes kommen sogar noch on top, obendrauf.  

Es ist schon ärgerlich, dass hier versucht wird, 
darzustellen, die Große Koalition kümmere sich 
nicht ausreichend um die Fahrradmobilität in unse-
rem Land. Radverkehr ist mehr als ein Rad-
schnellweg.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die andere Seite 
der Medaille sieht folgendermaßen aus: Im Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2019 werden die 
Finanzmittel für die Sanierung von Radwegen an 
Landesstraßen im Vergleich zu vorher verdoppelt. 
Ganze 10 Millionen Euro sind dafür im Landes-
straßenbauplafond vorgesehen. Zusätzlich kom-
men 5 Millionen Euro für den Neubau von Radwe-
gen hinzu. Insgesamt sind die Mittel für die Fahr-
radinfrastruktur in Niedersachsen im Vergleich zum 
letzten Haushalt also gestiegen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, das alles heißt nicht, 
dass die weitere Förderung von Radschnellwegen 
für immer ad acta gelegt ist. Wir werden die Nach-
frage nach einer solchen Förderung seitens des 
Landes in den nächsten Jahren sehr genau be-
obachten und bei Bedarf über eine neue finanzielle 
Unterstützung entscheiden - mit Augenmaß und 
Weitsicht.  

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege Heineking, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Kollegen Schulz-Hendel? 

Karsten Heineking (CDU): 

Sehr gerne.  

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Bitte schön, Herr Kollege! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Lieber Kollege, erst einmal ganz, ganz herzlichen 
Dank, dass Sie eine Zwischenfrage von mir zulas-
sen. 

(Oh! bei der SPD und bei der CDU - 
Karsten Heineking [CDU]: Wenn es 
denn hilft! - Beifall und Heiterkeit bei 
der CDU) 

Sie sprachen davon, dass Sie deswegen zu den 
bereits bereitgestellten 12,35 Millionen Euro, von 
denen Sie selber sagen, dass davon 10 Millionen 
Euro im Grunde genommen weg sind - Braun-
schweig-Wolfsburg noch nicht mit eingerech-
net - - - 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege, wovon Herr Heineking sprach, weiß 
er selber, und Sie fragen jetzt! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Herr Präsident, meine konkrete Frage vor diesem 
Hintergrund ist: Sind Ihnen die sieben weiteren, 
eigentlich in Niedersachsen bekannten Planungen 
für Radschnellwege bekannt oder nicht? 

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Hill-
mer [CDU]: Ist das hier eine Quiz-
show?) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Bitte, Herr Heineking! 
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Karsten Heineking (CDU): 

Lieber Herr Kollege, Sie haben sie vorhin in der 
Debatte schon aufgezählt und die Situation deut-
lich gemacht. Ich hoffe sehr, dass sich die Kom-
munen, die Städte und die Regionen auf den Weg 
machen, weitere Projekte anzumelden.  

Wir reden aber jetzt über das Jahr 2019 und die 
Gelder, die wir dafür bereitstellen. Die drei Projek-
te, die ich vorhin genannt habe, müssen doch erst 
einmal abgewickelt werden. Andere Projekte, die 
jetzt vorbereitet werden, werden doch nicht in den 
nächsten Wochen und Monaten bezahlungsreif 
sein.  

Das heißt, der Haushalt 2020 könnte auch andere 
Projekte berücksichtigen. Auch Sie wissen, dass 
wir im Lande Niedersachsen sehr viele weitere 
Aufgaben haben; Sie haben vorhin selber ein paar 
angesprochen. Die Wirtschaftswege spielen eine 
große Rolle, die Landesstraßen spielen eine große 
Rolle, die Autobahnen spielen eine große Rolle. 
Alle diese Dinge wollen wir als Land Niedersach-
sen positiv begleiten. Die kosten auch Geld. Wir 
wollen keine Neuverschuldung, sondern wollen 
Schulden zurückzahlen. Das viele Geld, das da ist, 
ist trotzdem knapp bemessen.  

Deshalb ist unser Ansinnen, für das Jahr 2019 die 
Dinge zu finanzieren, die tatsächlich umgesetzt 
werden. Dafür ist ausreichend Geld zur Verfügung.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Heineking. - Die nächste 
Wortmeldung liegt seitens der AfD vor. Das Wort 
hat der Kollege Henze. Bitte sehr! 

Stefan Henze (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Dass wir zukünftig Alternativen für Pendle-
rinnen und Pendler brauchen, ist, so denke ich, 
hier im Hause unstrittig. In ihrem Antrag wollen die 
Grünen aber gerne gleich das Ausbauziel mit 
250 km Radschnellweg bis 2025 festschreiben. 
Zusätzlich fordern sie - man muss ja nicht kleinlich 
sein -, zur Umsetzung ihrer Vorstellung von der 
Verkehrswende festzulegen, dass bis zum Jahr 
2030  30 % der Berufspendler Radfahrer sein sol-
len, gewollt oder ungewollt.  

Ich meine, man sollte auch im Verkehrsbereich 
offen für neue Entwicklungen sein, aber man muss 
sich dabei auch immer an den realen Bedürfnissen 

orientieren und darf sich nicht durch solche plan-
wirtschaftlichen Vorstellungen selbst einengen.  

(Frank Henning [SPD] lacht) 

In der Realität ist es doch so, dass auch der Aus-
bau von Radschnellwegen durchaus kontrovers 
gesehen wird. Ich gebe Ihnen ein paar Beispiele:  

In der Region Hannover sind beispielsweise zwei 
Radschnellwege geplant. Der eine, von Hannover 
nach Lehrte, wird zumindest auf dem Gebiet der 
Stadt Lehrte zunächst nicht umgesetzt werden 
können, weil dem Rat die prognostizierten Zahlen 
von pendelnden Radfahrern zu hoch erscheinen 
und die Gemeinde zusätzlich dauerhaft für alle 
Unterhaltungskosten des Schnellweges aufkom-
men müsste - Unterhaltungskosten, deren Höhe 
übrigens noch gar nicht absehbar sind.  

Die Idee einer landesweiten Potenzialanalyse für 
Radschnellwege heißen wir daher gut, sofern hier 
nur Realitäten und keine Ideologien abgebildet 
werden.  

Im Falle des Radschnellweges nach Garbsen ver-
hält es sich anders. Dieser Radschnellweg würde 
Hannover mit seiner Universität mit Garbsen und 
dem Technologiezentrum im Wissenschaftspark 
verbinden und ist sicherlich sinnvoll. Nur leider soll 
nach dem Willen der Region Hannover zuerst der - 
ungewollte - Radschnellweg nach Lehrte gebaut 
werden, warum auch immer.  

Daher ist es wichtig, immer auch die Sinnhaftigkeit 
einzelner Projekte zu hinterfragen und nicht ein-
fach 250 km Radschnellweg bis 2025 zu fordern. 

Wir freuen uns auf die Beratungen im Ausschuss.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Henze. - Für die FDP 
hat sich nun der Kollege Bode gemeldet. Bitte 
sehr! 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Die Kollegin Tippelt hat es, wie ich finde, 
ganz gut auf einen Nenner gebracht, unter dem 
sich alle Fraktionen hier im Landtag vereinigen 
können, nämlich dass wir alle ein Interesse daran 
haben, eine möglichst optimale und gute Struktur 
für Radfahrer zur Verfügung zu stellen, die be-



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  29. Plenarsitzung am 26. Oktober 2018 
 

2568 

stehende zu verbessern, auszubauen und zu stär-
ken. Das muss der Gedanke sein, der uns treibt.  

Die Initiative der Grünen krankt an einer Art, die wir 
in unserer Gesellschaft sehr oft vorfinden: Wenn 
etwas gerade „in“ ist, wenn etwas „hip“ ist, dann 
wollen wir immer, dass es sofort da ist, dass es 
alle machen und im Übermaß. Genauso verhält es 
sich mit diesem Antrag zu den Radschnellwegen. 
Natürlich sind Radschnellwege eine sinnvolle Er-
gänzung der Infrastruktur da, wo es tatsächlich 
passt. Die Grünen fordern in ihrem Antrag 250 km 
Radschnellwege. Das erfordert gigantische Investi-
tionskosten. Herr Schulz-Hendel, Sie ziehen als 
Beispiel für die Akzeptanz der Radschnellwege 
immer die Zahlen aus Holland, aus Kopenhagen, 
Dänemark, heran. 

Schauen wir uns jetzt einmal an, welche Kosten 
beispielsweise in den Niederlanden dafür entste-
hen. Und Sie werden ja sicherlich keinen Billigrad-
weg bauen wollen. Schließlich muss auch ein ge-
wisser Komfort gegeben sein, damit der Radweg 
angenommen wird. Dann liegen wir bei Investiti-
onskosten von roundabout 350 Millionen Euro für 
die 250 km. Das ist ein enormer Kostenaufwand. 
Er liegt auf dem Niveau des Glasfaserausbaus, 
dem Zukunftsprojekt des Landes, für das die Lan-
desregierung 350 Millionen Euro angesetzt hat. 
Der gleiche Betrag soll nun noch einmal nur in 
Radschnellwege investiert werden? 

Der Radschnellweg allein reicht im Übrigen nicht 
aus. Wenn Sie mit Ihrer Radschnellweginvestition 
den von Ihnen angenommenen Anteil von 30 % 
Berufspendlern auf dem Fahrrad erreicht haben, 
haben die Fahrradpendler zwar einen Radschnell-
weg, auf dem sie irgendwann in der Stadt ankom-
men. Dort treffen sie aber auf eine Infrastruktur, die 
für eine solche Zahl von Radfahrern gar nicht aus-
gebaut und geeignet ist. Das heißt, dass man In-
frastruktur tatsächlich auch immer im Netz denken 
muss. Denn Sicherheit - darüber haben wir gestern 
ja intensiv diskutiert - ist ein ganz hohes Gut und 
ein ganz hoher Wert, den wir erhalten müssen. Die 
Infrastruktur muss die Radfahrer auch aufnehmen 
können, ohne dass durch Enge Unfälle provoziert 
werden und wir tatsächlich eine ganz andere Si-
tuation erleben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, „Augen-
maß“ ist also das Stichwort, mit dem wir an Rad-
schnellwege und an Infrastruktur herangehen 
müssen. Deshalb möchte ich Ihnen, Herr Schulz-
Hendel, noch eine andere Zahl mit auf den Weg 
geben. Sie haben am Anfang bei der Begründung 

hier gesagt, dass man durch Verlagerung auf das 
Fahrrad die Emissionen senken kann und will. Ja, 
Emissionen, gerade auch CO2-Ausstoß, sind ein 
wichtiges Thema, dem wir uns ja auch alle stellen. 
Sie agieren bei Ihren Berechnungen allerdings 
immer auf Grundlage der Zahlen aus Kopenhagen 
oder aus den Niederlanden. Es gibt aber eine so-
ziologische Studie aus Nordrhein-Westfalen, und 
zwar von der Technischen Universität Dortmund, 
die insbesondere diese Frage untersucht hat. Sie 
kommt zu dem Ergebnis, dass man durch Rad-
schnellwege und Radfernwege die Emissionen um 
gerade einmal 0,3 Prozentpunkte senken könnte. 
Das bedeutet - Minister Lies hat ja gestern gesagt, 
dass die Messungenauigkeiten bei plus/minus 
15 % liegen -: Es ist nicht einmal im Rahmen der 
Messungenauigkeiten erkennbar. Es ist tatsächlich 
gar nicht nachweisbar. 

Daher gilt: Radschnellwege sind eine interessante, 
gute Ergänzung. Man sollte aber jetzt nicht in ei-
nen Hype verfallen. Denn wir haben in Deutsch-
land keinen einzigen Radschnellweg, der tatsäch-
lich in Betrieb ist. Beim Göttinger Radschnellweg 
handelt es sich um einen Mischweg; da ist mal ein 
Stück vorhanden, dann ist wieder ein Stück nicht 
vorhanden etc. Um zu sehen, wie so etwas in 
Deutschland wirklich angenommen wird und wel-
che Ergebnisse und Veränderungen es gerade 
beim Umstieg auf das Fahrrad gibt, bräuchten wir 
einmal ein Projekt oder mehrere Projekte, die fer-
tiggestellt werden, damit man daraus dann die 
richtigen Schlüsse ableiten kann. 

Deshalb ist es richtig, dass wir jetzt einige Modell-
vorhaben durchführen und einige Radschnellwege 
auch realisieren. Dann müssen wir aber erst ein-
mal schauen, ob die in anderen Staaten verzeich-
neten Ergebnisse auch in Deutschland tatsächlich 
eintreten werden. Da habe ich meine Zweifel. Ich 
glaube, dass die Nordrhein-Westfalen ein bisschen 
näher an den Niedersachsen dran sind als die 
Kopenhagener. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Damit beenden wir die 
Beratungen. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Federführend soll der Ausschuss für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Digitalisierung sein; mitberaten 
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soll der Ausschuss für Haushalt und Finanzen. 
Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Dann ist es so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 34: 
Erste Beratung 
Arbeitsplätze in der Windenergiebranche si-
chern - gesetzliche Rahmenbedingungen ver-
bessern - Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der CDU - Drs. 18/1849  

Zur Einbringung hat sich für die SPD-Fraktion der 
Kollege Senftleben gemeldet. Bitte sehr! 

Volker Senftleben (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Wir bekräftigen mit dem heutigen 
Entschließungsantrag unsere Entschlossenheit 
zum Gelingen der Energiewende und zur Siche-
rung der erneuerbaren Energien als einem für 
Niedersachsen besonders wichtigen Wirtschafts-
zweig. 

Kontinuität und Verlässlichkeit sind entscheidende 
Schlüsselbegriffe für die Energiewende und für 
einen erfolgreichen und nachhaltigen Klimaschutz. 
Kontinuität und Verlässlichkeit sind deshalb von so 
herausragender Bedeutung, weil die Energiewen-
de nur gelingen kann, wenn die Menschen auf die 
neue Technologie vertrauen können. 

Vertrauen ist gerade im Arbeitsleben von großer 
Bedeutung. Rund 56 000 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Windenergie vertrauen auf 
den langfristigen Fortbestand ihres Wirtschafts-
zweiges und damit verbunden auch auf den Erhalt 
ihrer Arbeitswelt. 

Dieses Vertrauen kann aber nur wachsen, wenn 
die erneuerbaren Energien eine sichere und ver-
lässliche Planungs- und Entwicklungsperspektive 
erhalten. Daher müssen wir die Bundesregierung 
auffordern, die vom Bundesrat geforderten Son-
derausschreibungen und im Koalitionsvertrag ver-
einbarten zusätzlichen Ausschreibungsmengen 
von 4 Gigawatt Wind- und 4 Gigawatt Solarstrom 
zeitnah umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der CDU) 

Ebenso muss konsequent daran gearbeitet wer-
den, das Ziel, bis 2030  65 % des Strombedarfs 
aus regenerativen Energien zu erzeugen, zu ver-
ankern und zu erreichen. 

Diese Zielerreichung ist allerdings nur realistisch, 
wenn die Modernisierung alter Windenergieanla-
gen nicht auf die vorgesehenen Ausbaupfade an-
gerechnet wird. Wir wollen zurück zum Nettoprin-
zip. 

Niedersachsen ist das Windenergieland Nummer 
eins. Mit dieser Spitzenstellung sind aber auch 
besondere Anforderungen verbunden. Diese An-
forderungen sind wechselseitig. Wir alle wollen 
Klimaschutz sinnvoll und effektiv gestalten, um 
wirkungsvoll die Erderwärmung zu reduzieren und 
im Sinne des Pariser Klimaschutzabkommens zu 
begrenzen. 

Dies kann nur von Erfolg gekrönt sein, wenn die 
erneuerbaren Energien weiter einen festen Platz in 
unserer Energieproduktion erhalten und die fossi-
len Erzeugungen im Gegenzug zum steten Aus-
baupfad für die erneuerbaren Energien einen ge-
planten Ausstiegspfad erhalten. 

Gleichzeitig nehmen wir aber das Thema Akzep-
tanz sehr ernst. Wir wollen, dass die Menschen vor 
Ort früher informiert werden und Windkraft ge-
meinsam mit den Menschen in den Gemeinden 
realisiert wird. 

Für die Erreichung der Ziele aus den Pariser Ver-
pflichtungen ist aber noch etwas ganz anderes von 
besonderer Bedeutung. Wir müssen nicht nur den 
CO2-Ausstoß im Bereich Strom drastisch reduzie-
ren, sondern wie müssen das auch in den Berei-
chen Wärme und Verkehr tun. Im Gegensatz zur 
Stromerzeugung haben wir dort in den vergange-
nen Jahren leider keine Fortschritte gemacht. 

Genau aus diesem Grund wollen wir mit dieser 
Entschließung darauf hinwirken, dass die Hemm-
nisse für einen gleichberechtigten Marktzugang 
und die Schranken bei der Sektorenkopplung be-
seitigt werden. Der Strom muss einfach günstiger 
werden. Er ist aktuell zu teuer. Im Bereich der 
Netzentgelte gibt es eine Reihe von Regelungen, 
die der Energiewende entgegenstehen. Das muss 
sich ändern. 

Zusätzlich muss mit Nachdruck die Entwicklung 
von Reallaboren für lokale Versorgungsmodelle in 
der Praxis vorangetrieben werden, um endlich 
diese neuen Modelle in der Lebenswirklichkeit der 
Menschen zu etablieren und ankommen zu lassen. 
Wir können nicht in zehn Jahren die Wasserstoff-
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produktion auf grüner Basis einfach aus dem Hut 
zaubern, sondern müssen jetzt damit beginnen. 

Ein wesentlicher Schritt wird dabei auch der Abbau 
von Hindernissen beim Zugang in die bestehende 
Gasinfrastruktur sein. Mit dieser Maßnahme kön-
nen wir dann die möglichen Erzeugungs- und 
Lastprofile viel besser aufeinander abstimmen. 

Wir begrüßen ausdrücklich die bisherigen Aktivitä-
ten und Positionierungen der Landesregierung für 
den Erhalt der Arbeitsplätze bei Enercon und den 
damit verbundenen Zulieferunternehmen. Wir 
müssen aber gemeinsam an dem Gelingen weiter-
arbeiten. 

Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen, lassen Sie uns 
gemeinsam an dem Erhalt und dem Ausbau der 
Spitzenposition Niedersachsens im Bereich der 
Windenergie arbeiten und so in einer für Nieder-
sachsen wichtigen Branche viele Arbeitsplätze 
erhalten. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der CDU) 

Genau mit dieser Maßnahme werden wir für Nie-
dersachsen ein gutes Fundament für eine noch 
bessere Zukunft legen. Ich freue mich daher an 
dieser Stelle auf Ihre breite Unterstützung zu die-
sem Entschließungsantrag, freue mich auf kon-
struktive, zügige und vor allen Dingen gedeihliche 
Beratungen im zuständigen Fachausschuss und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Fraktion der 
CDU hat sich nun der Kollege Miesner gemeldet. 
Bitte sehr! 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Bekanntlich sind wir das Windenergieland 
Nummer eins in Deutschland. Wir haben hier 
schon über viele Jahrzehnte Pionierarbeit geleis-
tet - ich erinnere an die Anfangszeit der Windkraft-
anlagen, die im ländlichen Raum errichtet wurden - 
und sind aufgefordert, weiter entsprechend voran-
zugehen. Insgesamt werden in Niedersachsen 
schon über 40 % des Strombedarfs aus erneuer-
baren Energien gedeckt. Bekanntlich stammt der 
größte Teil davon aus der Windkraft. 

Bundesweit sind in der Windbranche über 160 000 
Menschen in Lohn in Brot, ein großer Teil von 
ihnen bei uns in Niedersachsen. Es werden Ar-
beitsplätze geschaffen. Es werden Arbeitsplätze 
erhalten. Es wird Gewerbesteuer gezahlt, gerade 
auch im ländlichen Raum. Es ist auch für das Land 
ganz wichtig, dass dort Wertschöpfung generiert 
wird. 

Im letzten Jahr wurden trotz der schwierigen Rah-
menbedingungen insgesamt 485 neue Windkraft-
anlagen errichtet. Insgesamt 1 436 MW Leistung 
wurden installiert. Das ist die Leistung eines gro-
ßen Kernkraftwerks. Das zeigt, was im letzten Jahr 
in Niedersachsen geleistet wurde. 

Insgesamt sind in Niedersachsen schon 
11 000 MW installierte Leistung vorhanden. 40 % 
des Strombedarfs können aus erneuerbaren Ener-
gien gedeckt werden, zum großen Teil aus der 
Windkraft. 

Unser Antrag ist der Tatsache geschuldet, dass es 
auf Bundesebene - das müssen wir zugeben - seit 
vielen Jahren an verlässlichen Rahmenbedingun-
gen für die Windenergiebranche fehlt. Das hat zur 
Folge, dass auch Enercon darüber nachdenkt, 
Arbeitsplätze abzubauen. Die Firma Carbon Rotec 
in Lemwerder hat sogar schon ihren Betrieb einge-
stellt. Viele Serviceunternehmen, die auf diesem 
Gebiet tätig sind, haben wenig zu tun. 

Auch das Thema Speicher ruft uns immer wieder 
auf den Plan. Hier müssen wir vermehrt aktiv wer-
den, um kostenträchtige Abschaltungen und Netz-
eingriffe, die sich ungünstig auf den Strompreis 
auswirken, deutlich zu verringern. 

Wir müssen auch das Thema Offshorewindkraft im 
Blick behalten. Ich begrüße die Aktivitäten unserer 
Minister Dr. Bernd Althusmann und Olaf Lies auf 
diesem Gebiet. Auch unsere hafenpolitischen 
Sprecher Bernd-Carsten Hiebing und Uwe Santjer 
sind hier schon öffentlich aktiv geworden, haben 
ein Signal an den Bund gesandt und die Arbeit 
unserer Minister gewürdigt; denn die Offshore-
windkraft ist ein wichtiges Thema für unsere Ha-
fenstandorte. 

Ein ganz wichtiges Thema ist für uns auch Sekto-
renkopplung. Da ist in den letzten Jahren noch 
nicht sehr viel passiert. Die Energiewende ist bis-
lang in Wirklichkeit nur eine Stromwende; darauf 
haben wir uns in den letzten Jahren konzentriert. 
Sie muss nun um eine Wärmewende ergänzt wer-
den. Aber auch das Thema Mobilität - Wasserstoff- 
und Elektroautos - muss noch mehr in den Blick 
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genommen werden, um die Bereiche weiter zu-
sammenzuführen und zu integrieren. 

Mein Vorredner Volker Senftleben hat das Thema 
Repowering angesprochen. Gerade für uns als 
Niedersachsen ist das eine Herausforderung. Viele 
Altanlagen fallen aus der Förderung heraus. Sie 
haben auch nicht die Leistung, die inzwischen seit 
vielen Jahren üblich ist. Die Entwicklung ist hier 
wirklich sehr erfolgreich gewesen. Im Rahmen der 
Konsolidierung sollen an einigen Standorten Wind-
kraftanlagen zurückgebaut werden, die seinerzeit - 
möglicherweise auch aus Unkenntnis - nahe an 
der Wohnbebauung gebaut wurden und die nicht 
durch Anlagen von heute üblicher Höhe ersetzt 
werden können. Andere Standorte sollen mit neu-
en Anlagen versehen werden, die deutlich leis-
tungsstärker sind. Der höhere Stromertrag dient 
uns allen. 

Beim Thema Sonderausschreibungen - ich habe 
es angesprochen - sind unsere Minister auf Bun-
desebene aktiv geworden. Das ist ein Schritt in die 
richtige Richtung. Das Ziel ist, weitere Windkraftan-
lagen in Niedersachsen zu bauen, Arbeitsplätze zu 
erhalten, neue zu schaffen und die Energiewende 
voranzutreiben. 

Der Antrag von SPD und CDU betrifft also ein brei-
tes Themenfeld in Niedersachsen, dem Windener-
gieland Nummer eins in Deutschland. 

Wir bitten um Beratung im Ausschuss und freuen 
uns darauf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Nun hat die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Jans-
sen-Kucz das Wort. Bitte sehr! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
GroKo, danke für diesen Antrag! Er ist wirklich 
überfällig. An vielen Stellen sind wirklich gute, rich-
tige Ansätze erkennbar. Es erstaunt uns, dass Sie 
jetzt wirklich offen deutliche Kritik an ihren Partei-
kollegen von SPD und CDU auf Bundesebene 
üben. 

Die Bundesebene ist hier wirklich der Dreh- und 
Angelpunkt. Aber die GroKo auf Bundesebene ist - 
das wissen wir alle - mehr oder weniger mit sich 
beschäftigt, statt sich auf das politische Geschäft 

zu konzentrieren. Ich kann bis heute keine Förde-
rung der Windkraft, die die wichtigste Stütze der 
Energiewende ist, durch die GroKo auf Bundes-
ebene erkennen. 

Eigentlich war ich mir sehr sicher: Auf Landesebe-
ne eine GroKo, auf Bundesebene eine GroKo, das 
läuft Hand in Hand! - Aber jetzt hat man den Ein-
druck: Hier läuft nichts Hand in Hand. Hier bremst 
die Bundesebene die Energiewende aus. Ich habe 
den Eindruck, die Bundesebene will das Erfolgs-
modell Energiewende zerschreddern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, aufgrund der Politik der 
Bundesebene droht der Windenergiebranche nun 
das Schicksal der Solarbranche. Sie wird komplett 
ausgebremst. Ich habe es schon in der Debatte im 
August gesagt: Weltweit kommt die Energiewende 
voran, während Deutschland auf die Bremse tritt. 
Wenn jetzt nicht wirklich was passiert, ist das 
Windkraftland Nummer eins Niedersachsen bald 
nur noch Legende. Umso mehr freuen wir uns über 
Ihren Forderungskatalog.  

Es reicht offenbar nicht, sich in Gesprächen für 
Arbeitsplätze einzusetzen. Es ist schon ein biss-
chen bitter: Seit August ist wenig passiert, außer 
dass Enercon mit Hunderten Beschäftigten Auflö-
sungsverträge geschlossen hat. Am Montag waren 
die Enercon-Betriebsräte beim Ministerpräsidenten 
Weil und beim Umweltminister Lies. Sie haben 
sehr deutlich gemacht, wie entsetzt sie darüber 
sind, dass man nicht auf die GroKo auf Landes- 
und Bundesebene bauen kann. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, fangen Sie endlich an, 
Tacheles mit dem Bund zu reden! Hier muss eine 
ganze Menge ins Rollen kommen. Wir müssen 
wirklich vehement für die erneuerbaren Energien 
auftreten. 

Es wird immer über die Gefahr eines Fadenrisses 
gesprochen. Ich finde, mittlerweile ist das Schön-
rederei. Wir haben nämlich jetzt schon ein Ausbau-
loch, und die Zubauzahlen brechen weiter massiv 
ein. Das stellen auch Sie in Ihrem Antrag fest. 
Wichtig ist jetzt, dass sich konkret etwas ändert, 
dass wirklich etwas passiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das Industrieland 
Deutschland muss bei der Zukunftstechnologie der 
erneuerbaren Energien ganz vorn dabei sein, weil 
sich hier weltweit mehr als 50 % der Geschäftska-
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pazitäten befinden. Wir brauchen die erneuerbaren 
Energien. Wir müssen dem Klimawandel etwas 
entgegensetzen und dürfen die Arbeitsplätze nicht 
verloren geben. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die FDP-Fraktion 
spricht nun der Kollege Kortlang. Bitte sehr! 

Horst Kortlang (FDP): 
Verehrtes Präsidium! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Die Sicherung von Arbeitsplätzen liegt auch 
der FDP sehr stark am Herzen. Das kann man nur 
befürworten. Aber wir müssen vorsichtig sein, dass 
wir nicht nur einen Wirtschaftszweig in den Fokus 
nehmen bzw. ganz nach vorne stellen, nämlich die 
Erneuerbaren. 

(Christian Grascha [FDP]: So ist es!) 

Wir haben da eine ganze Bandbreite zu beachten. 
Durch eine Bevorzugung der Erneuerbaren kann 
man sehr schnell die Akzeptanz verspielen; das 
will ich ganz klar und deutlich sagen. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine andere Frage ist, ob Sie mit Ihrem Antrag 
insgesamt die richtige Zielsetzung verfolgen. Dies 
wurde ja auch schon von meinen Vorrednern ein-
gebracht. 

Unser Minister Lies hat im vergangenen Monat den 
Energiebericht 2018 für Niedersachsen vorgestellt. 
Diesem Bericht ist zu entnehmen, dass Nieder-
sachsen etwa 1 300 Petajoule Primärenergie be-
nötigt. Deutschland benötigt insgesamt 13 300 
Petajoule. Mir ist nicht klar, wie Sie gemäß Ihrem 
Antrag mit 20 Gigawatt Windenergie bis 2050 die 
Klimaschutzziele von Paris erreichen wollen. Es 
geht doch um die Sicherung unseres gesamten 
Energieverbrauchs. 

Mit einer volatilen Stromproduktion erreicht man 
das aber auch nicht. Es braucht - Herr Lies betont 
dies, seit er Umweltminister ist, immer sehr stark - 
den Wasserstoff als zusätzlichen Energieträger, 
der die Energiespeicherung für lange Zeit und in 
großer Menge übernimmt. Nur mit einer Speiche-
rung auf Batteriebasis ist das nicht zu leisten. Dazu 
braucht man die Elektrolyse, oder die Biomasse 
wird - mit einem anderen Verfahren - genutzt. Am 
Mittwoch hat das Fraunhofer-Institut für Solare 
Energiesysteme eine Studie zur Elektrolyse vorge-

stellt. Aussage: Bis 2050 müssen mehrere Hundert 
Gigawatt Elektrolyseleistung installiert sein, und 
das vorwiegend in den windreichen Regionen, die 
wir hier in Niedersachsen zweifelsohne haben. 

Dem Energiebericht ist auch zu entnehmen, dass 
offshore 2,9 Gigawatt über Niedersachsen ange-
bunden sind. Da diese eingespeiste Energie auch 
Niedersachsen zugerechnet wird, kommt man in 
dem Bericht auf sehr viel Windenergie in unserem 
Gebiet. Dazu kann ich nur sagen: Nicht nur wir in 
Niedersachsen, sondern auch Investoren in den 
Anrainerstaaten - diese 2,9 Gigawatt stehen ja 
nicht nur uns zur Verfügung - wollen daran partizi-
pieren. 

Noch schaffen es die Netze, die produzierte Ener-
gie weitgehend aufzunehmen und weiterzutrans-
portieren. Ein Netzausbau wird gefordert. Aber was 
nutzt der Netzausbau bei einer Flaute, meine Da-
men und Herren? - Wenig bis nichts, wenn der 
Himmel auch noch trüb ist und die Photovoltaik 
nicht aushelfen kann. Es reicht also nicht, immer 
nur Windräder aufzustellen, sondern wir brauchen 
auch Elektrolyseure. Erst mit ihnen macht ein wei-
terer Ausbau Sinn. Diese Sicht fehlt meiner Mei-
nung nach in Ihrem Antrag. 

(Glocke des Präsidenten) 

Synthetischer Kraftstoff, wie Sie es beschreiben, 
synthetischer Diesel und diese ganzen Lösungs-
ansätze wären zwar CO2-neutral. Aber ich muss 
dazu sagen: Auch wenn die Sachen etwas gemin-
dert wären, werden doch weiterhin etliche Schad-
stoffe zum Ausstoß gebracht, ganz abgesehen von 
der gigantischen Strommenge, die für die Herstel-
lung benötigt wird. 

Das können wir erst ändern, meine Damen und 
Herren, wenn die Räder elektrisch angetrieben 
werden. Das hat die Bahn schon lange begriffen. 
Nur: Die Erstellung und Wartung eines Oberlei-
tungsnetzes ist leider teuer und anfällig. 

Mit dem Wasserstoffzug von Alstom zeigen wir in 
Niedersachsen, dass es eine gute Alternative zum 
reinen Strombetrieb aus Oberleitung und Batterie 
gibt. Wegen des besseren Wirkungsgrads werden 
nur gut 100 Petajoule elektrische Antriebsenergie 
benötigt. Für ein Drittel Batterie und zwei Drittel 
Wasserstoff wären dann nicht einmal 200 Peta-
joule Strom notwendig. 

(Glocke des Präsidenten) 

Da man den Wasserstoff auch thermochemisch 
vergasen und aus Biomasse herstellen kann - Sie 
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haben das in Ihrem Antrag auch beschrieben -, ist 
das eigentlich der Weg, den wir stärker beachten 
sollten. Dies sollten sich auch unsere Vertreter im 
VW-Aufsichtsrat zu Herzen nehmen. Sie sollten bei 
VW vortragen, damit diese neue Technik auch dort 
ein bisschen mehr Eingang findet. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Das ist kein schlechter Antrag. Wir haben 
aber noch einiges aufzuarbeiten und einzuarbei-
ten, nämlich das, was ich hier angesprochen habe. 
Ich freue mich auf die Beratungen. Die stehen 
schon zeitnah an. Wir müssen da vorankommen; 
denn wir brauchen Energie ja auch noch, um unse-
re Wohnungen warm zu halten und warmes Was-
ser zu haben. 

Ich bedanke mich fürs Zuhören. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Mit leichtem Überzie-
hen hat es dann doch noch geklappt. Darüber 
freuen wir uns. 

(Horst Kortlang [FDP]: Ich habe mich 
bemüht!) 

Nächste Wortmeldung: für die Fraktion der AfD der 
Kollege Wirtz. Bitte sehr! 

Stefan Wirtz (AfD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Sie wollen Arbeitsplätze sichern 
und gehen dafür den ganz großen Umweg. Mit 
vielen Forderungen und Wünschen an die Bundes-
regierung wollen Sie Ziele erreichen, die Sie selber 
nicht in der Hand haben, und damit Arbeitsplätze 
sichern - aber das ist ja zum Glück den Unterneh-
men und ihren Tarifpartnern überlassen. 

Wir haben hier schon gehört, dass die Akzeptanz 
ganz wichtig ist. Für die Akzeptanz gibt es eine 
ganz einfache Formel. Sie heißt: 10 H. In Bayern 
gilt die Regel, dass die zehnfache Höhe des Wind-
rades auch der Abstand zu Wohngebieten sein 
soll. Deshalb ist in Bayern der Aufbau von Windrä-
dern völlig zum Erliegen gekommen, was der 
Nachfrage nach Windrädern natürlich sofort Ab-
bruch getan hat. 

Wir haben eben von anderen Kollegen gehört, 
dass in Niedersachsen 11 000 MW Leistung instal-
liert sind. Allein die Arbeitskraft der Windkraftbran-
che hier in Niedersachsen erreicht 5 000 MW jähr-
lich. Das ist eine Zahl des Bundesverbandes. Das 

können die Beschäftigten also leisten - aber diesen 
Bedarf haben wir erst in einem einzigen Jahr, und 
zwar im letzten Jahr, auch gehabt. Da waren die 
Leute voll beschäftigt. Ansonsten ist dies mit einem 
Ausbaupfad, der sich auf etwa die Hälfte be-
schränkt - auf vielleicht 2,8 bis 2,9 GW pro Jahr - 
längst nicht mehr zu leisten. Die Leute können 
nicht ausgelastet werden. - Dies ist übrigens ein 
klassisches Feld für die Leiharbeit, die letztendlich 
für solche Zwecke gedacht ist und dafür auch sein 
muss. 

Sie haben hier Kontinuität und Verträglichkeit be-
schworen. Für mich heißt das Planwirtschaft, wenn 
Sie Anlagen bauen, die keiner haben will und die 
keiner braucht.  

Bei der Aufstellung dieser Anlagen gilt eine ganz 
einfache Weisheit, an die sich ein Dutzend von 
Ihnen sehr gut erinnern kann: Man baut erst die 
Leitungen und dann die Windräder. Ganz kurz und 
knapp, ohne Akzent. Das hat kein Geringerer ge-
sagt als Kommissar Günther Oettinger, als wir ihn 
in Brüssel besucht haben. Aber wo sind unsere 
Leitungen? - Wir stellen Windräder auf, wir lassen 
sie laufen, und wenn sie keinen Strom einspeisen 
dürfen, dann bezahlen wir die Betreiber sogar da-
für. Nach dem GEZ-Prinzip wird Strom, der er-
zeugt, aber nicht abgenommen wird, von unseren 
Stromkunden einfach bezahlt.  

Repowering wurde angesprochen. Damit möchte 
man sich in diesem Antrag ein bisschen herausre-
den. Die Neuaufstellung von Anlagen, die abgelau-
fen sind und abgebaut werden müssen, soll den 
Ansatz des Ausbaupfades ein bisschen schönen; 
das soll netto dazugezählt werden. Aber Repowe-
ring heißt auch: Wir müssen komplett neu durch 
das Antragsverfahren. Neue Anlagen müssen so 
genehmigt werden, wie sie auch bei freier Aufstel-
lung genehmigt werden würden, also mit vollem 
Artenschutz und Umweltverfahren. 

Die Forderungen des Ministerpräsidenten aus 
Brandenburg - immerhin SPD - müssen Sie über-
hört haben, nämlich das Windkraftprivileg doch 
wieder einzuschränken oder sogar abzuschaffen. 
Einige CDUler stimmen da durchaus zu - einer von 
ihnen sitzt hinter mir -; denn es ist den Kommunen 
nicht mehr zuzumuten, dass sie sich zwar aussu-
chen können, wo sie Windkraftanlagen aufstellen, 
dass sie sie aber nicht ablehnen oder verweigern 
können. Das passiert. Diese Kommunen laufen 
inzwischen Sturm, wenn ihnen eine solche Anlage 
in ihren Bereich gesetzt werden soll. Sie klagen 
dagegen. Sie lassen sich auch nicht mehr trösten 
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mit der Aussicht auf Gewerbesteuern - die nie 
geflossen sind, weil die Anlagen einfach abge-
schrieben werden. 

Zu guter Letzt hat Herr Ministerpräsident Weil hier 
aus dem Haus sogar niedrigere Stromkosten ver-
sprochen. Das haben hoffentlich viele gelesen und 
alle hier gehört. Ich frage mich, wie das in ein paar 
Jahren aussehen wird, wenn die Leute, die heute 
hier sind, einmal auf ihre Stromrechnung schauen, 
ob dieses Versprechen eingehalten worden ist. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie möchten Verantwortung für die Arbeitsplätze in 
der Windenergiebranche übernehmen. Sie nennen 
das einen wichtigen Wirtschaftszweig. Aber wieso 
muss dieser Wirtschaftszweig dann, wenn er so 
wichtig ist, subventioniert werden? Wieso trägt er 
sich nicht selbst? Wieso geht es jetzt um 700 Ar-
beitsplätze? - Wenn das, was Sie hier realisieren 
wollen, auch Tatsache wird, dann geht es um sehr 
viel mehr. Dann geht es um unseren Industrie-
standort Deutschland. Dann tragen Sie die Ver-
antwortung für die Tausenden oder Millionen Ar-
beitsplätze, die hier in Gefahr kommen.  

Mit dieser Fake Power, die die Windkraft nun ein-
mal ist, werden Sie keine gute Zukunft erreichen 
können. Sie werden nichts gewinnen und alles 
verlieren. Das setzen Sie aufs Spiel. Aber wir wer-
den das im Ausschuss sicherlich ausführlich bera-
ten können. Ihnen sind die Arbeitsplätze völlig 
egal. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Danke, Herr Kollege Wirtz. - Ebenfalls zu Wort 
gemeldet hat sich nun Herr Minister Lies. Bitte 
sehr, Herr Minister! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 
und Klimaschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Energiewende ist ein Erfolgsmodell. Wir müs-
sen nur dafür sorgen, dass dieses Erfolgsmodell 
auch kontinuierlich weiter betrieben wird. Ich will 
bei der Windenergie nicht das erleben, was wir bei 
der Photovoltaik erlebt haben und was dort viele 
Zehntausend Arbeitsplätze gekostet hat, und was 
wir bei der Offshorewindenergie erlebt haben, 
nämlich dass ein politischer Eingriff den kontinuier-
lichen Ausbau bremst. Das muss unsere Zielset-
zung sein, und deswegen ist dieser Antrag auch 
genau richtig. Er beschreibt die Aufgabe, die vor 

uns liegt, nämlich dafür zu sorgen, dass dieser 
Ausbau auch wirklich kontinuierlich geschieht. 

Und dazu, meine Damen und Herren, bedarf es 
dann auch mal einer Entscheidung! Wir haben 
lange diskutiert - beim 100-Tage- oder 200-Tage-
Gesetz oder bei der jetzt für bis zum Ende des 
Jahres angekündigten Entscheidung des Kabi-
netts -, dafür zu sorgen, dass die immer wieder ge-
forderten Sonderausschreibungen auch erfolgen. 
Ich will es positiv sagen: Das, was im Moment 
diskutiert wird, ist auf dem richtigen Weg. Wir wer-
den nicht pauschal große Summen in einem Jahr 
fordern können, sondern die Tendenz ist, dass 
2019  1 000 MW, 2020  1 400 MW und 2021  
1 600 MW zusätzlich ausgeschrieben werden.  

So weit, so gut! Aber 2021 würde das schon wie-
der enden. Deshalb muss die Erwartungshaltung 
sein, dass die Bundesregierung einen Ausbaupfad 
vorsieht, der nicht an Legislaturperioden, sondern 
der an die Energiewende gebunden ist. Wir brau-
chen einen Ausbaupfad, der mindestens bis 2025 
geht und bis dahin verlässlich vorsieht, was an 
zusätzlichen erneuerbaren Energien - und hier 
meine ich gerade die Windenergie - gebaut wer-
den kann. 

Hinzu kommt: Wie sorgen wir dafür, dass nicht nur 
im Norden ausgebaut wird? Selbst wenn wir sehr 
begeistert sind, dass hier viel erneuerbare Energie 
entsteht, brauchen wir den Ausbau flächende-
ckend im Land. Im Moment ist die Überlegung, im 
Süden 0,3 Cent mehr zu zahlen, um den Ausbau-
pfad im Süden zu vergrößern. Das ist ein interes-
santer Ansatz, und ich glaube, das macht auch 
Sinn. Denn wir brauchen den Ausbau der Erneu-
erbaren insgesamt in Deutschland, und gerade die 
Windenergie spielt dabei ja nicht nur für uns im 
Norden eine ganz besondere Rolle. 

Was wir aber auch wieder hören, ist die Debatte 
über den Vorrang der Erneuerbaren. Wir lösen 
also ein Problem, indem wir einen verlässlichen 
Ausbaupfad schaffen, und setzen ein neues Prob-
lem oben drauf, indem wir über die Frage des Vor-
rangs der Erneuerbaren sprechen.  

Dass man immer wieder darüber spricht, wie man 
Energie im Netz intelligent nutzen kann, dass man 
überlegt, wie wir das in Niedersachsen machen, ob 
man jede Kilowattstunde ins Netz einspeisen muss 
oder ob man nicht mehr Windenergieanlagen bau-
en und das Netz effizienter damit auslasten kann, 
ist richtig. Es darf aber nicht der Eindruck entste-
hen, dass wir über die Vorrangregelung wieder 
dafür sorgen, dass die jetzt vorhandene Menge an 
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Windenergie nicht ausgebaut wird, weil es keine 
Investoren gibt. Was wir vielmehr brauchen, ist 
mehr Transparenz, wo Netzeingriffe wirklich not-
wendig sind und mit welchen technischen Lösun-
gen Netzeingriffe reduziert werden können. 

Ich will es an dieser Stelle noch einmal sagen: Wir 
müssen dafür sorgen, dass die fossilen Kraftwerke 
am Ende die Differenz liefern, die wir brauchen, 
um eine Versorgung sicherzustellen. Es geht nicht 
darum, dass die fossilen Kraftwerke die Grundver-
sorgung sicherstellen und die Erneuerbaren, die 
wir erzeugen, nicht nutzbar sind. Das muss die 
Aufgabe für die nächsten Jahre sein, meine Da-
men und Herren. 

Zweitens ist wichtig, dass deutlich wird, dass es 
um die Arbeitsplätze geht. Staatssekretär Lindner, 
der Ministerpräsident und ich haben mit den Be-
triebsräten von Enercon zusammengesessen, die 
noch einmal ihre Sorgen geschildert haben und die 
jetzt vor dem Problem stehen, dass diese Arbeits-
plätze verloren gehen. Wenn wir den Blick nach 
Berlin richten, bleibt die große Sorge, dass die 
Entscheidungen, die von dort kommen, wieder zu 
einer Verzögerung führen - weil es immer länger 
dauert. Das heißt, der Druck, den wir im Bundesrat 
deutlich gemacht haben und den wir mit den De-
batten hier in diesem Haus deutlich gemacht ha-
ben, ist sehr wichtig, um in Berlin dafür zu sorgen, 
dass jetzt auch endlich entschieden wird. 

Dabei will ich es heute belassen. Die große Debat-
te wird sicherlich im Ausschuss stattfinden. Ich bin 
sehr froh, dass wir über die Frage des Ausbaupfa-
des der Windenergie hinausgehen. Wir brauchen 
auch die Nutzung über Power-to-Gas, also über 
Technologien, um zu konvertieren. Es geht nicht 
nur darum, Strom durch Strom zu ersetzen, son-
dern auch darum, in andere Sektoren hineinzu-
kommen. Gerade das Thema Wasserstoff spielt 
dabei eine große Rolle. 

Ich habe vorhin gesagt, die Energiewende ist ein 
Erfolgsmodell. Wir sind das Windenergieland 
Nummer eins. Ich sage das immer wieder. Wir 
können auch zum Energieland Nummer eins wer-
den - aber dafür reicht es halt nicht aus, nur die 
Erneuerbaren, nur die Windenergie auszubauen. 
Wir müssen auf neue Technologien setzen, wir 
müssen dafür sorgen, dass hier Power-to-Gas- 
und Speichertechnologien entwickelt werden, und 
wir müssen dafür sorgen, dass die Industrie der 
Energie folgt; denn sie wird in Zukunft immer mehr 
auf erneuerbare Energien angewiesen sein. 

Vielen Dank für den Antrag. Ich freue mich auf die 
Beratungen, die wir dazu führen werden. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen nicht 
vor. Die Beratung ist beendet.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Vorgeschlagen wird der Ausschuss für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz. Wer möchte dem 
so folgen? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist 
einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum letz-
ten Tagesordnungspunkt, zu dem 

Tagesordnungspunkt 35: 
Erste Beratung: 
Linksextremismus als Gefahr für die Demokra-
tie wahrnehmen und wirksam bekämpfen! - 
Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1855  

Zur Einbringung hat sich für die Fraktion der AfD 
der Kollege Bothe gemeldet. Bitte sehr! 

Stephan Bothe (AfD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Werte Kollegen! Am 16. Oktober 
stieg weißer Rauch aus der Staatskanzlei auf, und 
es wurde verkündet, dass die Prävention Linksext-
remismus stärker systematisiert und strukturell 
verstetigt wird - was dies nun auch immer heißt. 

Trotzdem, werte Kollegen, ist es ja äußert erfreu-
lich, dass die Landesregierung endlich auch den 
Linksextremismus ins Visier nimmt oder zumindest 
zur Kenntnis nimmt, dass es diesen gibt. Ebenso 
erfreulich ist es, dass hiermit eine Kernforderung 
der AfD im Bereich der Extremismusbekämpfung 
übernommen wurde. AfD wirkt - ob Sie es wahrha-
ben wollen oder nicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Doch zurück zur Ankündigung aus der Staatskanz-
lei. Das mediale Echo blieb erwartungsgemäß 
nicht aus. Die betroffenen Hunde bellten, die Welt 
in der linken Republik war nicht mehr in Ordnung. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wel-
che linke Republik denn?) 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01855.pdf
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Ausgiebig zu Wort kam unsere geschätzte grüne 
Kollegin Frau Hamburg, und zwar in der linksext-
remen und bei Linksextremisten und Linksradika-
len aller Couleur beliebten und berüchtigten taz:  

(Lachen bei den GRÜNEN - Wiard 
Siebels [SPD]: Was heißt denn „be-
rüchtigt“?) 

„Mehr Aufgaben, aber keine zusätzlichen Gelder“. 
Ein politischer Beschluss „mit der falschen Bot-
schaft zur falschen Zeit“. - So werden Sie dort 
zitiert. 

(Zuruf von Julia Willie Hamburg 
[GRÜNE]) 

- Der Beschluss, nun auch das linksextremistische 
Milieu unter die Lupe zu nehmen, scheint Ihnen 
nicht zu gefallen, Frau Hamburg. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 
passiert schon längst, Herr Bothe!) 

Oder wie sollen wir Ihre Worte sonst verstehen? 

(Weitere Zurufe) 

Ich mache mal weiter.  

In der taz vom 17. Oktober werden Sie folgender-
maßen - teils direkt, teils indirekt - wiedergegeben:  

„Hamburg hält den Ansatz, Rechts- und 
Linksextremismus gleichzusetzen, für falsch 
und veraltet. ‚Ich hoffte, wir wären inhaltlich 
weiter‘, sagt sie.“  

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das 
hoffte ich auch!) 

„Die Motive, warum sich Menschen für eine 
Form des Extremismus entschieden oder 
hineinrutschten, seien unter- und vielschich-
tig. Der Ansatz ignoriere, … ob sich Men-
schen beispielsweise für die Rechte von 
Frauen und Homosexuelle einsetzten oder 
eben gegen sie. Es sei eben etwas grundle-
gend anderes, ob man für eine emanzipato-
rische oder für eine völkische Gemeinschaft 
kämpfe.“  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Hamburg, ich möchte Ihnen hier und heute 
ganz persönlich für diese Worte danken. Sie of-
fenbaren nämlich, wessen Geistes Kind Sie wirk-
lich sind. 

(Zurufe: Hä? - Julia Willie Hamburg 
[GRÜNE]: Dass Sie nur für mich einen 

Antrag machen! - Heiterkeit bei den 
GRÜNEN) 

Für Sie gibt es verschiedene Klassen von Extre-
misten: die bösen rechten Extremisten und die 
guten linken Extremisten. 

Ihre Aussagen, Frau Hamburg, zeigen drei Punkte 
ganz deutlich erstens, dass weder Sie persönlich 
noch Ihre Fraktion oder Partei gewillt sind, sich 
vom Linksextremismus zu distanzieren, 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Hä?) 

zweitens, dass nicht nur die Linkspartei sondern 
auch die Grünen inzwischen den Schulterschluss 
mit den Linksextremen vollzogen haben,  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Genau! Wir 
lesen taz!)  

und drittens, dass die Grünen in Regierungsver-
antwortung immer danach strebten, Rechte härter 
als linke Extremisten zu bekämpfen. Und dies mit 
fatalen Folgen, werte Kollegen. Denn das jahr-
zehntelange Stillhalten gegenüber linksextremisti-
schen Strukturen und Milieus hat dazu geführt, 
dass linksextreme Gewalttaten verharmlost und 
kleingeredet werden. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Mit-
nichten! Das nehmen Sie zurück! - 
Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das ist 
sowas von verkehrt!) 

Denn, Frau Hamburg, für was oder wen steht denn 
ein Mensch, der Steine und Brandsätze auf Polizis-
ten wirft, Autos anzündet und Wohnviertel verwüs-
tet, wie bei G 20 geschehen? 

(Weitere Zurufe - Unruhe) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege! 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Da ist 
nix bei Ihnen mit Inhalten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wäre, 
glaube ich, sinnvoll, wenn Sie dem Redner jetzt die 
Aufmerksamkeit schenken, die jeder Redner hier 
im Hause verdient hat. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ent-
schuldigung! - Anja Piel [GRÜNE]: Bei 
dem Märchen aus seiner gefühlten 
Wirklichkeit!) 

Herr Kollege, fahren Sie fort! 
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Stephan Bothe (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Manchmal tut die 
Wahrheit eben weh. 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei den 
GRÜNEN) 

Frau Hamburg, ich frage Sie aber hier weiter: Für 
was oder wen steht denn ein Mensch oder welches 
Ziel verfolgt dieser, wenn er Wohnfassaden mit 
Farbbeuteln zerstört, wenn Menschen angegriffen 
oder verletzt werden, nur weil sie eine andere poli-
tische Meinung haben? 

Frau Hamburg, für was oder wen steht denn ein 
Mensch und welches Ziel verfolgt er, der eine Poli-
zistenfamilie bedroht, wie in Hitzacker geschehen? 

Zu guter Letzt frage ich Sie, Frau Hamburg: Für 
was stehen Sie, wenn Sie dies alles billigen? 

Meine Damen und Herren, kehren wir zum Antrag 
und der Ankündigung der Landesregierung zurück! 
Der Linksextremismus ist eine große Gefahr für 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung. 
Dies liegt nicht nur an den Machtfantasien kom-
munistischer, marxistischer und sonstiger sozialis-
tischer Gruppen, die ihre mit Millionen Toten ge-
scheiterten Gesellschaftsexperimente wieder hof-
fähig machen wollen, sondern auch, werte Kolle-
gen, an der hohen gesellschaftspolitischen und 
medialen Akzeptanz im linksliberalen grünen Bür-
gertum. Von diesem gesellschaftspolitischen Es-
tablishment werden linksextreme Gruppen, Perso-
nen und Strukturen geradezu systematisch ge-
deckt und geschützt. Hier gilt es anzusetzen und 
einzuschreiten. 

Doch was passiert in der links-grünen Republik? - 
Der Bundespräsident bewirbt im September ein 
Konzert gegen rechts, bei dem die linksextreme 
Band „Feine Sahne Fischfilet“ auftritt. Oder: Am 
13. Oktober demonstrieren in Berlin SPD, Grüne 
und Linkspartei gemütlich zusammen mit Kommu-
nisten, Islamisten, Antisemiten, Unterstützern von 
Terrororganisationen wie der PKK und natürlich 
Linksextremisten aller Couleur. 

Das sind nur zwei Beispiele unter vielen. Empö-
rung hier im Haus? - Fehlanzeige! Im Gegenteil: 
Linksextremismus und Antifa-Milieu werden als hip 
und cool dargestellt, und es wird geradezu ein 
Hype für junge Menschen erzeugt.  

Und wenn SPD-Abgeordnete wie Frau Liebetruth 
oder Herr Kurku sich offen zur Antifa auf Fotos im 
Internet bekennen, nimmt das eine fatale Dynamik 
an.  

(Deniz Kurku [SPD]: Das ist eine 
Falschaussage!) 

Man könnte den Eindruck gewinnen, gesellschaft-
lich relevante Kräfte links der Mitte hätten ein Inte-
resse daran, den Linksextremismus immer mehr in 
die Mitte unserer Gesellschaft zu tragen. 

Ebenso ist es gang und gäbe in den Städten und 
Ländern dieser Republik, dass linksradikale Pro-
jekte und Organisationen in den Genuss von staat-
lichen Fördermitteln kommen. Diese Praxis hat in 
den letzten 20 Jahren zahlreiche Projekte mit Be-
zügen zum Linksextremismus finanziell gut darge-
stellt - eine Finanzausstattung, die oftmals direkt in 
den Aufbau von Strukturen floss.  

Meine Damen und Herren, G 20 hat doch eines 
deutlich gezeigt: Der Linksextremismus ist kein 
aufgebauschtes Problem. Nein, Linksextremismus 
ist eines der zentralen gesellschaftlichen Probleme 
überhaupt. Unser Staat muss hier, ebenso wie 
beim Rechts- und Ausländerextremismus, rigoros 
einschreiten und dem entgegenwirken. 

Meine Damen und Herren, die letzte Landesregie-
rung war aus ihrer eigenen Natur der Sache her-
aus auf dem linken Auge blind. Daher begrüßen 
wir als AfD ausdrücklich die Entscheidung der 
neuen Landesregierung, neben dem Rechtsextre-
mismus auch den Islamismus und den Linksextre-
mismus in ihr Präventionsprogramm gleichberech-
tigt mit aufzunehmen. Es muss die Pflicht unseres 
Staates und natürlich auch des Landes Nieder-
sachsen sein, jede Form von Extremismus zu be-
kämpfen - egal ob von links, von rechts oder von 
religiöser Seite. Das darf hier keine Rolle spielen. 
Extremismus bleibt Extremismus! 

Ob der Verlautbarung der Landesregierung auch 
Taten folgen werden, werden wir als AfD genau 
beobachten und dokumentieren. Unser Antrag 
möchte die Inhalte der Landesprogramme sinnvoll 
erweitern und den Kampf gegen den linken Extre-
mismus mit Leben füllen. „Taten statt Worte“ ist 
unsere Devise.  

Lassen Sie mich abschließend eines betonen: Der 
Kampf gegen den Extremismus dient dem Schutz 
unseres Staates und unseres Staatsvolkes. Er darf 
aber niemals Ausdruck politischer Ränkespiele 
sein oder ein Kampfinstrument gegen unliebsame 
politische Parteien werden. Nein, der Verfassungs-
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schutz und der Staatsschutz haben die Aufgabe, 
den wirklichen Feinden der Demokratie auf die 
Pelle zu rücken - 

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, da weiß ich, 
wer das sein könnte!) 

stets wehrhaft und immer rechtsstaatlich.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bothe. - Eine Wortmel-
dung zur Kurzintervention liegt vom Kollegen 
Adasch vor. Bitte schön! 1:30 Minuten. 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Kollege Bothe, ich hätte schon erwartet, 
dass Sie in Ihrem Wortbeitrag auf die heutige Be-
richterstattung der Bild-Zeitung und weiterer Pres-
seorgane eingehen. Und ich bin schon erstaunt, in 
welcher Weise Sie sich einem so wichtigen Thema 
wie dem Linksextremismus annähern. Sie preisen 
sich unentwegt als Alternative, aber kopieren doch 
bei den Parteien, die die Probleme in diesem Land 
angeblich verschweigen.  

(Zustimmung bei der CDU, bei der 
SPD und bei der FDP - Helge Limburg 
[GRÜNE] und Julia Willie Hamburg 
[GRÜNE]: Ach!) 

Offensichtlich war eine Anfrage der CDU-Fraktion 
im Landtag von Baden-Württemberg zum Linksext-
remismus so gut, dass Sie sich nicht einmal die 
Mühe gemacht haben, die Reihenfolge der Fragen 
oder Zwischenüberschriften zu ändern, und diese 
Anfrage abgeschrieben haben. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Was? - Wi-
ard Siebels [SPD]: So etwas nennt 
man ein Plagiat!) 

1 : 1 haben Sie abgeschrieben! Und dann stellen 
Sie sich auf Nachfrage hin und sagen, das hätten 
Sie ganz bewusst gemacht! Sie haben stumpf 
kopiert und versuchen nun, sich wie ein Kleinkind 
herauszureden.  

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Dieses Verhalten zeigt nicht nur, dass Sie keine 
Alternative sind, Herr Bothe, sondern auch, dass 
Sie keine eigenen Ideen, keine eigenen Konzepte 
und keine Lust haben, den eigenen Kopf anzu-

strengen. Genau das unterscheidet Sie von der 
CDU und allen anderen Fraktionen hier im Hause.  

Herzlichen Dank.  

(Starker Beifall bei der CDU, bei der 
SPD, bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Danke, Herr Kollege Adasch. - Der Kollege Bothe 
möchte antworten. Auch Sie haben 1:30 Minuten. 
Bitte schön! 

(Ulrich Watermann [SPD]: Er gibt es 
zu, das reicht!) 

Stephan Bothe (AfD): 
Ja. Ich bin Ihnen sogar sehr dankbar, dass Sie das 
hier angesprochen haben, Herr Kollege. Es ist 
doch ganz klar: Ja, es gab eine Große Anfrage der 
CDU in Baden-Württemberg, und ich habe sie 
großenteils für eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 
Beantwortung übernommen. Warum? - Weil es 
darum geht, einen länderübergreifenden Wissens-
vergleich herzustellen. Ich habe zu diesem Thema 
recherchiert und mir sehr wohl sehr viele Gedan-
ken gemacht. 

(Wiard Siebels [SPD]: Recherchiert 
und dann abgeschrieben!) 

Ich bin dann darauf gekommen, dass Ihre Fraktion 
zu diesem Thema überhaupt keine Anfragen ge-
stellt hat. Ich habe in dem Moment gedacht: 
Mensch, mit dieser Anfrage stimme ich inhaltlich 
voll überein! - Meine Frage ist: Warum haben Sie 
sie nicht gestellt?  

Ich möchte Ihnen gerne ein Angebot machen: Ich 
ziehe diese Anfrage zurück, wenn Sie sie stellen. 
Damit läge die Urheberschaft wieder bei Ihnen. Sie 
könnten nachts wieder ruhig schlafen, und die 
Arbeit kann weitergemacht werden. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Danke, Herr Kollege Bothe. - Für die SPD-Fraktion 
hat sich nun der Kollege Kurku gemeldet. Bitte 
sehr! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 
Beifall bei der CDU) 

Deniz Kurku (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Antrag der AfD beinhaltet eine ganze Reihe von 
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Punkten, die bereits jetzt Ziel eines Mix aus Ahn-
dung, Sanktionen, aber auch Prävention sind. Ich 
frage mich: Worum geht es bei diesem Antrag der 
AfD eigentlich im Kern? Einer Fraktion, von der wir 
erst gestern sinngemäß gehört haben, Kultur müs-
se deutsch sein, um gefördert zu werden, die Mel-
deportale für Lehrerinnen und Lehrer fordert  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Mit 
Rechtsstaat hat das nichts zu tun! - 
Zuruf von der AfD) 

und die es hier in diesem Hohen Hause fertig-
bringt - es wäre schön, wenn Sie mir zuhören wür-
den -, in einem Satz, der sich auf eine Podiums-
diskussion in Delmenhorst bezogen hat, an der ich 
teilgenommen habe, vier Fehler unterzubringen. 
Da muss ich schon sagen: Hut ab!  

Dass diese Fraktion sich jetzt hier hinstellt und 
sagt, sie habe Ideen, um die Demokratie zu stär-
ken, gleichzeitig aber eine Anfrage der baden-
württembergischen CDU zu dem Thema ab-
schreibt, finde ich schon mehr als speziell - das 
muss ich an dieser Stelle einmal sagen.  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Aber vielleicht können wir der ganzen Problematik 
des Abschreibens künftig Einhalt gebieten, indem 
man einfach mit Fußnoten arbeitet. Das macht 
man in der Wissenschaft, glaube ich, auch so.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Das alles soll natürlich nicht heißen, dass man sich 
nicht auch kritisch mit den Formen der Landespro-
gramme auseinandersetzen und diese nicht disku-
tieren darf. Wir hier im Niedersächsischen Land-
tag - aber auch die Regierung - befassen uns ganz 
genau mit den Formen des Extremismus. Man 
kann diese auch unterschiedlich diskutieren und 
unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen. Aber 
eines tun wir nicht: Wir legen nicht die Hände in 
den Schoß, wenn es um unsere Demokratie geht - 
das sollte Ihnen mittlerweile bekannt sein.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
CDU) 

Die Ausweitung des 2016 aufgelegten Landespro-
gramms - dazu hatten Sie auch schon etwas aus-
geführt - umfasst ein ganzes Bündel an unbefriste-
ten, ressortübergreifenden Maßnahmen. Hier wird 
jetzt auch eine stärkere Strukturalisierung vorge-
nommen. Dazu gehören auch der Islamismus und 
der Linksextremismus.  

Ich habe es eingangs schon einmal gesagt: Die 
Fraktionen hier diskutieren nicht erst seit dieser 
Legislaturperiode über den richtigen Umgang mit 
den Formen des Extremismus. Das wird sicherlich 
auch weiterhin so gemacht werden. Aber eines 
brauchen wir dann nicht: Wir brauchen dann nicht 
Leute, die beispielsweise immer mit dem Argument 
„Die andere Seite ist aber schlimmer!“ kommen. 
Das hilft uns an dieser Stelle nicht weiter.  

(Beifall bei der SPD) 

Extremismen haben unterschiedliche Ausprä-
gungsformen. Und ja, es gibt auch Unterschiede in 
den Arten der Radikalisierung. Das zeigen unter-
schiedliche Erklärungsmuster. Wir brauchen auch 
verschiedene Präventionsmaßnahmen. Aber in 
einem weiteren Schritt muss dann auch die Ahn-
dung - die Verfolgung, die Sanktionierung - auf 
unterschiedlichen Füßen basieren. Von daher ist 
es nicht so, dass man sagen kann: Da passiert 
nichts. - Ich verstehe Sie da überhaupt nicht. 

Der Niedersächsische Verfassungsschutz hat ge-
rade die Zahlen vorgestellt. Im Bereich des 
Rechtsextremismus gibt es 1 343 Taten, links-
extremistische Taten sind 580 an der Zahl, und in 
den Bereich der ausländischen religiösen Ideolo-
gien fallen 265 Taten. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege Kurku, ich bitte um Entschuldigung. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Julia Willie Hamburg? 

Deniz Kurku (SPD): 

Ich würde den Satz gerne noch kurz ausführen. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Bitte! 

Deniz Kurku (SPD): 

Eines muss aber auch ganz klar sein: Ein Ranking 
darf es an dieser Stelle nicht geben. Jede dieser 
Taten in Niedersachsen ist eine Tat zu viel. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege, es häufen sich die Fragen. Es liegen 
eine Frage von Frau Hamburg und eine Frage von 
Herrn Henze vor. Welche lassen Sie zu? Lassen 
Sie beide oder keine zu? 
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Deniz Kurku (SPD): 
Die Zeit wird doch gestoppt? - Dann lasse ich bei-
de zu. 

Ansonsten wäre es vielleicht auch förderlich, dass 
diejenigen, die danach vielleicht noch Fragen stel-
len möchten, mich zuerst einmal ausführen lassen. 
Danach können wir dann diskutieren. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Dann machen wir das so. - Die Kollegin Hamburg 
stellt jetzt ihre Frage. Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Danke für das Zulassen der Frage.  

Vor dem Hintergrund, dass Sie gerade ausgeführt 
haben, dass es ganz unterschiedliche Präventions- 
und Interventionsansätze geben muss, frage ich 
Sie, warum Sie ein Landesprogramm für Rechts- 
und Linksextremismus und ein Landesprogramm 
für Islamismus machen. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Deniz Kurku (SPD): 
Frau Hamburg, danke für die Zwischenfrage. Ich 
denke aber, das wird im weiteren Verlauf meiner 
Rede erklärt. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Auch, 
wie viel Geld Sie einstellen?) 

Danke erst einmal. - Herr Henze! 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Es ist schön, dass Sie mir die Arbeit abnehmen! 

(Heiterkeit und Beifall) 

Deniz Kurku (SPD): 
Ich habe Sie schon entschuldigend angeguckt. Ich 
bin hier noch neu. Das tut mir leid. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Herr Henze, jetzt geht es los! 

Stefan Henze (AfD): 
Erst einmal danke, dass Sie die Frage zulassen.  

Ich stelle Ihnen folgende Frage: Das Extremismus-
programm wird ja finanziell nicht besser ausgestat-
tet, obwohl wir das Beobachtungsfeld jetzt auf 
Islamismus und Linksradikalismus erweitern. Wäre 
es aus Ihrer Sicht nicht sinnvoll, dass wir im Haus-

halt auch entsprechend Gelder in gleicher Höhe 
einstellen, d. h. die Mittel einfach verdreifachen? 

(Wiard Siebels [SPD]: Darüber kön-
nen wir doch im Rahmen der Haus-
haltsdebatten sprechen!) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege, bitte schön! 

Deniz Kurku (SPD): 

Danke. - Eine ähnliche Nachfrage wurde eben 
schon von der Kollegin gestellt. Ich würde empfeh-
len, dass ich meine Rede erst zu Ende führe. Ich 
glaube, dann ist die Frage beantwortet. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Mir wurde das Wort erteilt. - Daher auch die unter-
schiedlichen Ansätze - - - 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege, das habe ich vorhin schon getan. Sie 
können nahtlos von der Beantwortung der Frage 
wieder in Ihre Rede übergehen. Kein Problem! 

Deniz Kurku (SPD): 

Wunderbar.  

Daher auch die unterschiedlichen Ansätze, und 
das hat nichts damit zu tun, dass hier irgendje-
mand auf einem Auge blind ist. Eines ist dem 
Linksextremismus, dem Salafismus und anderen 
religiösen Extremismen gemein: Sie alle richten 
sich insgesamt gegen unsere freiheitliche demo-
kratische Form des Zusammenlebens. Allen Anhä-
ngern sagen wir an dieser Stelle ganz deutlich, 
dass wir Angriffe auf unsere Demokratie nicht dul-
den werden. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Es bedarf meiner Meinung nach an dieser Stelle 
auch keiner vertieften Diskussion darüber, wie 
verachtenswert Übergriffe auf Polizisten sind. Auch 
über das Herumstehen vor ihren Häusern oder die 
Bedrohung ihrer Familien brauchen wir gar nicht zu 
diskutieren. Auch Ausschreitungen um den G-20-
Gipfel herum und auch Brandanschläge auf Autos 
von AfD-Abgeordneten gehören dazu. 

(Beifall bei der AfD) 

- Diesen Applaus brauche ich nicht! 
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Sachbeschädigungen und Personenangriffe sind 
durch nichts zu rechtfertigen. Das muss an dieser 
Stelle ganz klar sein, egal von wo sie kommen. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 
bei der AfD) 

Gefragt ist eine konsequente Strafverfolgung. Da 
sind wir in Niedersachsen gut aufgestellt.  

(Glocke des Präsidenten) 

In einem weiteren Schritt möchte ich aber nicht nur 
die Strafverfolgungsbehörden, sondern auch den 
Minister, der das immer deutlich gemacht hat - 
beide Minister; auch Frau Havliza als Justizminis-
terin gehört dazu -, darum bitten, dass wir uns alle 
Felder gleichermaßen genau anschauen, wo was 
passiert, und dass wir jetzt versuchen - auch Hin-
blick auf die Landesprogramme -, dort entspre-
chend tätig zu werden. 

Eines soll aber auch klar sein: Es gibt auch un-
heimlich viele Aussteigerprogramme. Es gibt Wohl-
fahrtsverbände. Viele Menschen achten auch eh-
renamtlich darauf, dass Menschen nicht in diese 
Radikalismus-Spirale fallen. Auch dafür vielen 
Dank! 

Mit dem Antrag verbunden ist natürlich auch die 
Verteilung der Mittel im Landesprogramm. Ich 
möchte an der Stelle auch noch einmal ausdrück-
lich darauf hinweisen, dass der Antisemitismus mit 
aufgenommen wird. Das ist nicht nur ein Problem 
des Rechtsextremismus. Antisemitismus, egal von 
welcher Seite er kommt, darf es in Deutschland 
nicht mehr geben. Das ist keine Frage. 

Als Sprecher meiner Fraktion gegen Extremismus 
sage ich auch ganz klar: Es ist kein Geheimnis, 
dass ich mir weitere Mittel in allen Bereichen wün-
schen würde. Angesichts der Zahlen müssen wir 
jetzt aber auch gucken, wo, in welchem Bereich wir 
sie am besten einsetzen. Da warte ich diese Eva-
luation - die Frau Ministerin hat darauf hingewie-
sen - erst einmal ab. Wenn wir dieses Programm 
haben, bin ich auch froh, zu gucken, wie wir weite-
re Mittel - auch vom Bund - einwerben können. 
Nicht nur „Demokratie leben!“ ist eine Möglichkeit, 
es gibt auch noch viele weitere Mittel, die hier an-
zusprechen sind und die wir brauchen. 

Wir haben es hier mit einem brandaktuellen Thema 
zu tun. Ich möchte eines bitte verhindern: dass wir 
hier eine „Das eine mehr, das andere weniger“-
Debatte führen. Wir haben Extremismusformen - 
das stellen uns auch alle Forscher immer wieder 
dar -, und diesen müssen wir entsprechend be-

gegnen. 1,4 Millionen jährlich: Da kann man lange 
darüber streiten, ob das zu viel oder zu wenig ist. 
Es ist aber der richtige Ansatz. Ich freue mich auf 
die Evaluation. Wir werden es nicht nur im Fach-
ausschuss ganz, ganz eng begleiten - - - 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Herr Kollege, Sie haben das richtige Stichwort 
„Fachausschuss“ genannt. Sie sind jetzt eine Minu-
te über der Zeit. Da ist meine Geduld normaler-
weise zu Ende. Letzter Satz, bitte! 

(Heiterkeit) 

Deniz Kurku (SPD): 
Da haben Sie vollkommen recht. Ich entschuldige 
mich und bedanke mich bei allen für ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Danke schön. Sie können heute aber durchaus 
noch ein Comeback haben; denn der Kollege 
Rykena hat sich zu einer Kurzintervention gemel-
det. - Bitte sehr! 

Harm Rykena (AfD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Korku, Sie 
haben Ihre - - - 

(Wiard Siebels [SPD]: Kurku heißt er!) 

- Ja, Entschuldigung! 

Sie haben Ihre überraschend ausgewogene Rede 
leider mit einer Fehlaussage begonnen. Ich habe 
gestern mitnichten gesagt, nur deutsche Kultur sei 
förderungswürdig. Ich habe gesagt, das Erbe der 
deutschen Kultur sei unterrepräsentiert und solle 
mehr gefördert werden, als es bisher der Fall war. 
Das ist ein entscheidender Unterschied. Das 
möchte ich bitte anmerken. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Möchten Sie antwor-
ten? 

(Deniz Kurku [SPD]: Nein!) 

- Sie möchten nicht antworten? Ich frage ja nur. 
Alles klar. 

Die nächste Wortmeldung: Julia Willie Hamburg, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön! 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  29. Plenarsitzung am 26. Oktober 2018 
 

2582 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Bothe, was Sie hier ausgeführt haben, sind 
infame Unterstellungen, die ich auf das Ent-
schiedenste zurückweise. Ich erwarte, dass Sie 
sich entschuldigen; denn Sie können sie mitnich-
ten belegen. Uns hier so etwas vorzuwerfen, ist 
wirklich, wirklich falsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Sie haben durchaus recht mit Ihrer Analyse: In 
Zeiten, in denen in Chemnitz Journalisten durch 
Straßen gejagt werden, in denen im Bauhaus Kon-
zerte nicht stattfinden dürfen, weil ein rechter Mob 
Druck ausübt - wir müssen aber gar nicht über 
Ländergrenzen gucken -, auch in Zeiten, in denen 
Bürgerwehren in Südniedersachsen patrouillieren, 
in denen sich die rechte Szene sichtbar stärker 
vernetzt, aggressiver auftritt, und die Straftaten seit 
mehreren Jahren exorbitant ansteigen und zuge-
nommen haben, sollten wir hier und heute - das 
finde ich persönlich - eigentlich eine ganz andere 
Debatte führen als die, die Sie uns hier aufdrü-
cken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und ja, ich stehe auch zu meinem Wort. Ich finde, 
dass die Große Koalition mit ihrem Wurf, ein Lan-
desprogramm Islamismus und ein Landespro-
gramm gegen Rechts- und Linksextremismus auf-
zulegen, die absolut falschen Zeichen zur falschen 
Zeit setzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Geld, das Sie nicht einstellen, bedeutet un-
term Strich, dass Sie in einem der wichtigsten Prä-
ventions- und Interventionsbereiche kürzen, näm-
lich beim Rechtsextremismus. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, das darf nicht passieren! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In der Tat ist auch hier Gleichmacherei eine 
schlechte Grundlage. Das hat Herr Kurku eben 
ausgeführt. Rechts- und Linksextremismus gleich-
zusetzen und sich hier einer Hufeisenideologie 
anzuschließen, um zu sagen, es gibt am rechten 
und linken Rand Extreme, die man gleichermaßen 
beseitigt oder bekämpft, ist einfach falsch. Vor 
diesem Hintergrund würde ich mir wünschen, dass 
Sie eine bessere Grundlage finden, um dieses 
Landesprogramm auf den Weg zu bringen, und 
hier keine falschen Schwerpunktsetzungen brin-
gen, die dann nichts nützen. 

Aber ich möchte auch klar sagen: Der Rechtsstaat 
duldet zu Recht keine Straftaten. Auch wir Grünen 
dulden an keiner Stelle eine Missachtung des 
Rechtsstaats. Egal, wer diese Straftaten begeht: 
Sie müssen geahndet werden, und zwar mit voller 
Härte des Staates. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und bei der 
FDP) 

Das ist eine Selbstverständlichkeit für alle Demo-
kraten, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Jetzt möchte ich Sie einmal als AfD fragen: Was 
passiert eigentlich derzeit aus Ihrem Antrag in 
Niedersachsen noch nicht, 

(Zuruf von der AfD: Kein Aussteiger-
programm!) 

außer vielleicht, dass wir keine Broschüren haben, 
wie NRW sie mal hatte - „Andi“ hieß die damals -, 
die absolut überflüssig waren, oder andere Dinge, 
die andere Bundesländer schon mal eingeführt 
haben und die dann eingestampft wurden - Stich-
wort „Berlin“ -, weil es schlicht keine Nachfrage für 
diese Angebote gibt? 

(Zuruf von der AfD: Warum gibt es 
das noch im Bund?) 

Nennen Sie mir, wo dort der Handlungsbedarf ist! 
Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, im Bereich 
des sogenannten Linksextremismus - politisch 
motivierte Kriminalität links - sind die Sicherheits-
behörden in Niedersachsen sehr gut aufgestellt. 
Das belegen auch alle Zahlen, die wir in Nieder-
sachsen in Anfragen darlegen können. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Auch die Jugendhilfe und die Bildungseinrichtun-
gen sind sehr gut aufgestellt; denn sie machen 
sich für gewaltfreie Konfliktlösungen stark. Sie 
etablieren Demokratie und vermitteln sie in ihren 
Einrichtungen. Hier sehen wir wenig Handlungs-
bedarf. Natürlich geht immer mehr. Aber die Zah-
len zeigen: In Niedersachsen läuft es in diesem 
Bereich. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wenn Ihnen das, was in Niedersachsen bereits 
passiert, nicht reicht, möchte ich Sie ernsthaft fra-
gen: Wen oder was haben Sie denn dabei im 
Blick?  
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Wen wollen Sie denn hier noch irgendwie in 
den - - - 

(Zuruf von Stephan Bothe [AfD]) 

- Mich wollen Sie in den Blick nehmen, Herr 
Bothe? Das finde ich jetzt sehr bedenklich. Dar-
über denken Sie mal gut nach! Das finde ich wirk-
lich unerhört. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Denn ich möchte nicht in alte niedersächsische 
Zeiten verfallen, in denen Atomkraftgegner oder 
Menschen, die für unsere Demokratie auf die Stra-
ße gingen, kriminalisiert wurden. Diese Gefahr 
sehe ich an dieser Stelle deutlich. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zu-
ruf von der AfD) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf nicht 
passieren; denn gerade in den heutigen Zeiten 
brauchen wir jeden Menschen, der unsere Demo-
kratie lebt, der unsere Demokratie verteidigt. 

(Zurufe von der AfD) 

- Genau. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich damit schlie-
ßen: Wir sollten die Zivilgesellschaft stärken und 
sie nicht kriminalisieren. Das wäre ein falsches 
Signal. Wir werden es am Ende bereuen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Zu einer Kurzinter-
vention hat sich der Kollege Henze gemeldet. Bitte 
schön! 1:30 Minuten. 

Stefan Henze (AfD): 

Ich muss sagen, Frau Hamburg, ich bin erschro-
cken. Als Ihnen der Kollege Bothe gerade die Fra-
ge gestellt hat: „Auch die Antifa?“ - das stand im 
Raum -, kam von Ihnen die Antwort: Genau! 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 
stimmt überhaupt nicht!) 

- Wir können das Protokoll nachher auslesen las-
sen. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Sie erfin-
den hier Sachen!) 

- Ich erfinde nicht. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Doch!) 

Außerdem rede ich. Sie können gleich mit mir re-
den. 

Ganz kurz dazu: Sie sprechen immer wieder davon 
und haben das Wort „Chemnitz“ gerade wieder in 
den Fokus genommen. Auch aus Ihren Reihen 
wurde ein Abgeordneter von uns angegriffen, weil 
er auf einer Demonstration war, wo sich auch Leu-
te zugesellt haben, die wir da auch nicht haben 
wollten. 

(Zurufe von der SPD) 

Das war eine öffentliche Demonstration. 

(Wiard Siebels [SPD]: Sie stehen in 
einer Reihe!) 

Nachdem ich das hier im Landtag beobachtet ha-
be, habe ich mir mal die Mühe gemacht, auszuwer-
ten, wo sich die Herren Kollegen und Kolleginnen 
des Öfteren mal so zeigen, vor welchen Motiven 
sie teilweise stehen.  

(Wiard Siebels [SPD]: Werden wir 
jetzt überwacht, oder wie?) 

Da muss ich ganz ehrlich sagen: Wenn man sol-
che Vorwürfe macht, dass da Leute mitmarschie-
ren, die beobachtet werden,  

(Wiard Siebels [SPD]: Mitmarschie-
ren?) 

dann kann ich auch einfach nur mal sagen: Viel-
leicht, wenn es eine Beobachtung nach links gibt,  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Es 
gibt doch bereits Beobachtungen!) 

werden Sie sich dieser Situation demnächst des 
Öfteren stellen müssen, weil Sie mit solchen Leu-
ten unterwegs sind. 

(Zustimmung bei der AfD - Zurufe: 
Was sind das denn für Drohungen 
hier? - Unfug! - Abenteuerlich! - Meta 
Janssen-Kucz [GRÜNE]: Wir haben 
einen gut arbeitenden Verfassungs-
schutz!) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Danke schön, Herr Kollege. - Frau Hamburg möch-
te antworten. Bitte sehr! Auch 1:30 Minuten. 
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Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Was Herr Bothe dazwischengerufen hat, habe ich 
aufgrund der Lärmkulisse schlicht nicht gehört; 
denn hier war gerade Empörung, weil mich Herr 
Bothe kurz vorher damit bedroht hat, dass er mich 
in den Blick nehmen will.  

(Zurufe von den AfD) 

Es tut mir leid, wenn ich seine Zwischenrufe nicht 
mehr verstanden habe. Es war in der Tat laut. Sie 
sollten wissen, dass man dann nicht immer alles 
versteht. 

Ich möchte schon gerne noch mal fragen: Wo hat 
sich die AfD-Fraktion in Niedersachsen davon 
distanziert, dass diese Menschen auf dieser Demo 
waren? 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der FDP) 

Wo konnte ich das lesen? Im Gegenteil, Herr 
Rykena wurde von Ihnen dafür abgefeiert, dass er 
auf dieser Demo mitgelaufen ist, und seine Selfies 
wurden geteilt. 

(Wiard Siebels [SPD]: So ist es!) 

Wenn Herr Lilienthal einen „Ein-Prozent“-Post teilt 
oder auch Posts von der Identitären Bewegung 
teilt,  

(Wiard Siebels [SPD]: Genau! Ge-
nau!) 

dann möchte ich doch mal sagen: Wer im Glas-
haus sitzt, sollte an dieser Stelle nicht mit Steinen 
schmeißen, sondern sollte sich mal mit sich selber 
beschäftigen. Ganz ehrlich, das ist unerhört! 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN, 
bei der SPD und bei der FDP sowie 
Zustimmung bei der CDU) 

Sie sagen ja immer, Sie wollen hier von uns akzep-
tiert und eingebunden werden. Ehrlich gesagt, 
solche Aktionen tragen nicht dazu bei, dass wir 
hier an Ihre Redlichkeit in solchen Fragen glauben. 
Denken Sie darüber bitte noch mal nach! 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die FDP-Fraktion 
hat sich nun der Kollege Oetjen gemeldet. Bitte 
sehr! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Verehrte Kolleginnen! Verehrte Kollegen! Wir le-
ben in einer wehrhaften Demokratie, und eine 
wehrhafte Demokratie darf auf keinem Auge blind 
sein. Sie muss gegen Menschen, die gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung arbeiten 
und die freiheitliche demokratische Grundordnung 
verändern wollen, vorgehen. Das muss sowohl auf 
der rechten Seite als auch auf der linken Seite 
passieren. Ich glaube, alle Parteien hier in diesem 
Hause sollten das beherzigen und tun dies auch 
an dieser Stelle. 

(Beifall bei der FDP, bei den GRÜ-
NEN und bei der AfD) 

Ich will aber deutlich machen - und bedanke mich, 
Frau Kollegin Hamburg, dass Sie das hier auch 
noch einmal so klar gesagt haben -, dass wir in 
keiner Art und Weise in unserer Gesellschaft dul-
den können, wenn gegen unseren Rechtsstaat 
verstoßen wird und insbesondere wenn mit Gewalt 
agiert wird. Dagegen müssen wir uns als Demokra-
ten alle gemeinsam verwehren, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, und hier an dieser Stelle dann 
sagen: Stopp, das ist mit uns nicht zu machen, das 
ist so in unserer Gesellschaft nicht tolerierbar! 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
SPD) 

Ich bin nicht der Meinung, dass das, was die AfD 
beantragt hat, nämlich ein eigenes Landespro-
gramm gegen links aufzulegen, an dieser Stelle 
notwendig ist. Ich bin durchaus der Meinung, dass 
der Extremismus mit einem gemeinsamen Lande-
sprogramm, so wie die Landesregierung das auch 
vorsieht, bekämpft werden kann.  

Ich will aber auch klar sagen: Wenn Sie das so tun, 
das bisherige Landesprogramm gegen rechts auf-
bohren und sagen: „Wir nehmen an dieser Stelle 
auch andere Extremismusphänomene mit ins Vi-
sier und wollen die Bekämpfung auch anderer 
Extremismusphänomene aus diesem Landespro-
gramm heraus betreiben“, dann reicht es nicht aus, 
die Summe für das Programm bei 1,4 Millionen 
Euro zu belassen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.  

Wenn Sie das Programm aufbohren und andere 
Extremismusbereiche aus diesem Programm her-
aus bekämpfen wollen, dann müssen Sie auch 
finanziell an dieser Stelle nachlegen. Da ist die 
Landesregierung jetzt in der Pflicht, tatsächlich 
Butter bei die Fische zu tun. Wenn Sie Extremis-
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mus bekämpfen wollen, dann darf das nicht unter 
dem Spardiktat passieren, sondern dann muss da 
tatsächlich auch finanziell durch die Landesregie-
rung nachgelegt werden. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Insofern kann ich persönlich dem Antrag der AfD 
nicht viel abgewinnen, weil wir das, was dort ge-
fordert ist, nicht brauchen. Aber die Landesregie-
rung ist gefordert, finanziell nachzulegen.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir alle ge-
meinsam müssen aus diesem Parlament heraus 
gegen alle Formen des Extremismus kämpfen, und 
zwar gegen links wie rechts. Es darf nicht dadurch 
zu Kürzungen beim Kampf gegen rechts kommen, 
dass auch der Linksextremismus durch das Pro-
gramm mit bearbeitet werden soll. Das ist mir be-
sonders wichtig. Ich fordere Sie auch auf, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD und von 
der CDU, hier tatsächlich inhaltlich nachzulegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Nun hat sich 
der Kollege Adasch von der CDU-Fraktion gemel-
det. Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Verehrte Kollegen aus der AfD, mit Ihrem 
Antrag begehen Sie den Fehler, den Sie unserer 
Gesellschaft häufig vorwerfen: Sie beklagen, dass 
Maßnahmen gegen Extremismus, vor allem gegen 
Extremismus von rechts, ergriffen werden. Nun 
rühmen Sie sich als Retter des Landes gegen Ex-
tremismus ausschließlich aus der linken Ecke. 

Lassen Sie mich Ihnen sagen: Wir als CDU dulden 
keine Art des Extremismus, weder von links noch 
von rechts, noch aus irgendeiner anderen Rich-
tung! 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der SPD) 

Lassen Sie uns zurückgehen! Der Grund, weshalb 
in den vergangenen Jahrzehnten gerade ein gro-
ßes Augenmerk auf dem Kampf gegen rechts-
extremistische Strömungen lag, liegt sicherlich in 
unserer historischen Erfahrung. Das wird man in 
diesem Zusammenhang mit bedenken müssen, 

und das wird angesichts des Ausmaßes von Leid 
und Schrecken, die die Herrschaft der Nationalso-
zialisten über dieses Land gebracht haben, auch 
nach über 70 Jahren hier kaum verwundern. Diese 
Taten sind im kollektiven Gedächtnis glücklicher-
weise noch immer tief verwurzelt. 

Ich sage ganz deutlich: Auch linke Ideologen ha-
ben schlimmstes Leid über die Welt und auch über 
uns Deutsche gebracht. Auch deshalb dürfen wir 
selbstverständlich nicht all die Untaten verharmlo-
sen, mit welchen Linksextremisten - getrieben von 
tief sitzendem Hass sowohl auf den Staat im All-
gemeinen als auch auf seine Institutionen und 
seine Repräsentanten - ganz gravierende Strafta-
ten begehen und damit unsere Rechtsgemein-
schaft als Ganzes zu schädigen versuchen. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

Ebenso wie andere Extremisten, etwa Islamisten, 
sind sie nicht bereit, Mehrheitsentscheidungen zu 
akzeptieren, sondern ihnen geht es darum, die 
bestehende Ordnung zu überwinden. Dies stellt 
einen deutlichen Angriff auf unsere Verfassung 
und auf unser Land dar, in welchem uns allen da-
ran gelegen sein sollte und muss, in friedlicher 
Weise miteinander zu leben. 

Wir sollten uns aber fragen: Ist es richtig, dass wir 
uns hier tatsächlich mehr mit der Frage beschäfti-
gen, aus welcher Ecke unserer Gesellschaft ver-
fassungsfeindliche Straf- und Gewalttaten kom-
men, als uns vielmehr zu überlegen, wie man sol-
chen Angriffen sinnvoll und nachhaltig begegnen 
kann? Natürlich spielen die Antworten auf diese 
Frage eine Rolle, soweit es darum geht, Ursachen-
forschung zu betreiben. Was treibt die Menschen 
an, die bereit sind, Gewalt an anderen Menschen 
und deren Eigentum zu verüben? Welche geisti-
gen Umfelder prägen sie in ihrem Denken? 

Hier in diesem Hause hilft es im Kern nicht weiter, 
wenn man, wie Sie mit Ihrem Antrag, versucht, 
sich durch einseitig formulierte Anträge zu profilie-
ren. Ihnen geht es darum, mit dieser Debatte die 
Gräben zu vertiefen, eine Scheindiskussion um die 
Frage nach rechts oder links zu führen, wo es in 
Wahrheit nur um eines geht: den Kampf gegen 
Angriffe auf unsere freiheitliche demokratische 
Grundordnung. Diese sollten wir hochhalten und 
schützen - ganz egal, von welcher Seite sie ange-
griffen wird. 
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Wir müssen Aufklärungsarbeit betreiben und sen-
sibilisieren, jungen Menschen eine Perspektive 
geben und ihnen Möglichkeiten aufzeigen, wie sie 
in diesem Land etwas verändern können, ohne 
dabei zu den Mitteln der Gewalt zu greifen. Wir 
müssen uns nach dem Leitprinzip der wehrhaften 
Demokratie starke Sicherheitsbehörden leisten, die 
keine rechtsfreien Räume dulden. Auch dies ist für 
ein friedliches Miteinander absolut notwendig. Aber 
all diese Maßnahmen müssen wir eben nicht nur 
gegen links ergreifen, sondern auch gegen rechts, 
gegen islamistische oder sonst religiös motivierte 
Gewalt genauso wie gegen anderweitig motivierten 
Extremismus aus dem In- oder Ausland. 

Genau diesen Ansatz verfolgt die Niedersächsi-
sche Landesregierung mit der Ausweitung ihres 
Landesprogramms, welches nun alle Formen des 
politischen und religiösen Extremismus mit einbe-
zieht. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Sie 
haben doch zwei Landesprogramme!) 

Eben dafür machen wir uns seit Jahren stark. Las-
sen Sie uns jeglicher Form extremistischer Gewalt 
gegen unsere demokratische Gemeinschaft mit 
konsequenter Stärke entgegentreten! Dies sollten 
wir gemeinsam und über alle politischen Lager 
hinweg tun, vor allem ohne Scheindiskussionen 
über die Frage, welche Art des Extremismus dabei 
zunächst vermeintlich zu kurz kommt; denn jede 
Art von Extremismus schädigt unser Land und 
unser gemeinschaftliches Miteinander. Dessen 
Schutz und der Schutz unserer Verfassung müs-
sen unser gemeinsames Ziel sein. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Kollege, es reicht noch zu einer Zwischenfra-
ge. Frau Kollegin Hamburg war mit ihrer Meldung 
noch flott dran, bevor Sie am Schlusssatz ange-
kommen waren. Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
von ihr? 

Thomas Adasch (CDU): 

Ja. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Adasch, für das Zulassen der 
Frage.  

Mich interessiert, ob Sie planen, das Landespro-
gramm ab 2019 finanziell besser auszustatten; 
denn die Frage des Zukurzkommens stellt sich 
sonst real. 

Thomas Adasch (CDU): 
Ich glaube, es ist auch in anderen Wortbeiträgen 
deutlich geworden, dass wir uns mit diesem The-
ma beschäftigen. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ja?) 

- Ich kann also Ja sagen. Wir beschäftigen uns 
natürlich mit diesem Thema. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 
Vielen Dank, Herr Kollege. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu einer 
persönlichen Bemerkung nach § 76 der Ge-
schäftsordnung hat sich der Kollege Kurku gemel-
det.  

Ich will kurz aus § 76 zitieren: 

„Das Mitglied des Landtages darf in der per-
sönlichen Bemerkung nur Angriffe zurück-
weisen, die in der Aussprache gegen es ge-
richtet wurden, oder eigene Ausführungen 
berichtigen. Es darf nicht länger als fünf Mi-
nuten sprechen.“ 

Herr Kollege Kurku, Sie haben das Wort. 

Deniz Kurku (SPD): 
Herr Präsident, herzlichen Dank. - Ich habe mit mir 
gehadert, ob ich überhaupt auf diese Anschuldi-
gung reagieren soll oder nicht. Aber ich merke, 
dass sich diese nicht nur hier in dieser Plenarsit-
zung fortgesetzt hat. Wenn ich nicht darauf reagie-
re, werden wir das Thema hier wahrscheinlich 
noch länger haben.  

Hier wird seitens der AfD immer wieder von dieser 
Antifa-Flagge gesprochen. 

Von daher möchte ich eines klarstellen: Es war in 
Kirchweyhe. Dort gab es einen sehr dramatischen 
Vorfall. Dort ist ein junger Mann zu Tode gekom-
men, Daniel S. Dazu wird häufig eine Gedenkver-
anstaltung seitens der Menschen vor Ort gemacht.  
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In diesem Jahr war es allerdings ein wenig anders, 
und zwar hat sich dort ein - ohne Namen zu nen-
nen - Mann, der zu dem Zeitpunkt noch Mitarbeiter 
der AfD-Landtagsfraktion war - gleichzeitig war er 
auch Vorsitzender der Jungen Alternative und 
irgendwie auch noch Mitglied der Identitären Be-
wegung -, 

(Dana Guth [AfD]: Das stimmt doch 
nicht!) 

gemeinsam mit Rechtsextremisten und anderen zu 
einer Gedenkveranstaltung zusammengefunden.  

Daraufhin hat sich, wie in jedem Jahr, ein relativ 
breites Bündnis, auch mit kirchlichen Vertretern, 
gewerkschaftlichen Vertretern - ganz unterschied-
lich; übrigens Kirchweyhe und nicht „Kirchwehe“, 
Herr Bothe -, zusammengefunden. Dort durfte ich 
als Redner - als Sprecher unserer Landtagsfraktion 
gegen Rechtsextremismus - fungieren. Das habe 
ich auch gern getan. Dort - das kann jeder in der 
Presse gern nachlesen - gab es irgendwo jeman-
den, der sich von hinten mit einer Antifa-Flagge auf 
dem Rücken dazugestellt hat.  

Das zu meiner Nähe zum Linksextremismus. Ich 
denke, damit ist das ein für alle Mal ausgeräumt. 
Es wäre schön, wenn Sie das auch beherzigen 
würden. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Das war der erste Punkt.  

Da ich nur fünf Minuten Redezeit habe, möchte ich 
noch auf einen direkt gegen mich gerichteten An-
griff von gestern eingehen. Dazu zitiere ich aus 
dem vorläufigen Stenografischen Bericht - herzli-
chen Dank an den Stenografischen Dienst, dass 
wir Vorabauszüge so schnell bekommen können - 
Herrn Emden: 

„Herr Kurku hat in Delmenhorst eine Veran-
staltung über die AfD durchgeführt, ist aber 
nicht bereit gewesen, auch nur einen einzi-
ges Mitglied der AfD zuzulassen und in ir-
gendeine Art von Dialog zu treten, sondern 
hat ausdrücklich verlangt, dass AfD-
Mitglieder dort nicht zu erscheinen haben.“ 

Jetzt möchte ich gerne darauf hinweisen, dass an 
diesem ganzen Satz eigentlich nur zwei Begriffe 
richtig sind, und das sind „Herr Kurku“ und „Del-
menhorst“. Der Rest ist völlig aus dem Zusam-
menhang gerissen.  

Ich mache es kurz: 

Erstens. Die Veranstaltung wurde nicht von mir 
ausgerichtet, sondern die Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Landesbüro Niedersachsen, hatte eingeladen. 

Zweitens. Es war keine Veranstaltung über die 
AfD, sondern eine Veranstaltung zum Thema „Ge-
fährdung der Demokratie“. 

(Zurufe: Das war nicht falsch! - Das ist 
das Gleiche! - Will er dann jedes Mal 
eingeladen werden? - Weitere Zurufe) 

- Ich würde gerne fortfahren, weil meine Redezeit 
weiterläuft. 

Drittens. Kein einziges Mitglied der AfD wurde je 
ausgeschlossen. Es war eine offene Veranstal-
tung, zu der natürlich nicht jedes einzelne Mitglied 
ausdrücklich eingeladen wird, bei der aber, wie in 
jeder Presseverlautbarung - im Internet auch auf 
meinen Seiten - nachzulesen ist, jeder herzlich 
willkommen war. 

Viertens. Dass ich irgendetwas verlangt haben soll, 
stimmt auch nicht. 

Ich denke, damit sind die Sachen ausgeräumt, und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, bei 
den GRÜNEN und bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kurku. 

(Zuruf von Klaus Wichmann [AfD]) 

Da ich zumindest auf dem rechten Ohr den Ein-
wand des PGF der AfD gehört habe, der sich dar-
über beschwert hat, dass es sich eben im zweiten 
Teil der persönlichen Bemerkung um einen Sach-
verhalt handelt, der zu diesem Punkt nicht bespro-
chen wurde, muss ich sagen, dass das zwar zu-
trifft. Im ersten Teil ging es um den aktuell behan-
delten Punkt. Im zweiten Teil - das hat Herr Kurku 
gesagt - ging es um einen Punkt von gestern. Er 
konnte sich dazu aber erst jetzt zu Wort melden, 
weil das Protokoll erst jetzt vorlag. Er hätte sich 
auch heute noch dazu melden können.  

Von daher war das korrekt, Herr Kollege. Wenn 
Sie das anders sehen, stehen Ihnen die entspre-
chenden Möglichkeiten offen, die in unserer Ge-
schäftsordnung vorgesehen sind und die Sie si-
cherlich recht gut kennen.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir be-
enden jetzt die Beratung und kommen zur Aus-
schussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Inneres und 
Sport sein, mitberatend der Ausschuss für Haus-
halt und Finanzen. Wer möchte dem so folgen? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Festle-
gung von Zeit und Tagesordnung des nächsten 
Tagungsabschnitts. Der nächste, der 
12. Tagungsabschnitt ist für den 13. bis 15. No-
vember 2018 vorgesehen, also von Dienstag bis 
Donnerstag. Die Präsidentin wird den Landtag 
einberufen und im Einvernehmen mit dem Ältes-
tenrat Beginn und Tagesordnung festlegen.  

Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende. 
Vergessen Sie nicht die Zeitumstellung! 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss der Sitzung: 13.06 Uhr. 
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